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Werner A. Perger
Die CDU

Sofern sie einigermabBen erfolgreich sind, neigen
Regierungsparteien dazu, sich auf ihren Lorbeeren
auszuruhen; nach der Devise . Leistung muB loh-
nen” prisentieren sie Leistungsbilanzen. Wichtiger
in der optischen Aufbereitung ist nur noch der per-
sonliche Vertreter der erfolgreichen Regierung:
der Regierungschet.

Wabhlstrategisch war es allerdings zumindest fiir
groBe Volksparteien immer schon riskant, sich in
erster Linie auf das Erreichte — Fortschritt, Re-
formen, Verbesserungen — und auf den Spitzen-
kandidaten zu verlassen. Die Erfahrung lehrt,
daB die Dankbarkeit der Wihler keine wirklich
kalkulierbare politische GroBe ist, und ein Spit-
zenpolitiker niitzt sich als Werbetriger mit der
Zeit unweigerlich ab — zumal dann, wenn er
nicht einmal sonderlich populir ist, wenn nicht er
seine Partei, sondern seine Partei ihn zum Wahl-
erfolg zieht,

Doch was auch immer die Erfahrung lehrt: Die
markantesten Beispiele aus den siebziger und acht-
ziger Jahren — Modell Deutschland™ (SFD 1976)
und , Weiter so, Deutschland” (CDU 1987) - bele-
gen das gliubige Urvertrauen der beiden Kanzler-
parteien in das statische Politikmuster (Modell:
~Keine Experimente®, wie das in der Werbespra-
che der CDU der sechziger Jahre noch hieB). Es
paBt ins Bild, daB beide Male die Kanzlerparteien
— die SPD mit Helmut Schmidt und die CDU mit
Helmut Kohl - relativ schlecht abschnitten und in
erster Linie mit Hilfe ihres Koalitionspartners an
der Macht blieben.

Zu Beginn der neunziger Jahre ist die Lage grund-
legend anders: Die Veremigung mit ithren umstiir-
zenden Verdnderungen der politischen Realititen
und psychologischen Befindlichkeiten bedeutet
einen tiefen Einschnitt auch fiir die Volksparteien:
politische Antworten, Konzepte und Strategien
miissen iiberarbeitet oder durch neue ersetzt wer-
den. Mit dem Land haben sich die Problemstellun-
gen — ohne durchweg neu zu sein — erheblich ver-
dandert. Es gibt neue, groBere Probleme — Heraus-
forderungen®, wie Parteitagsredner sagen. Und
mit ihnen neue Prioritiiten. . Weiter so*? . Modell
Deutschland*? Nicht nur die Slogans sind iiber-
holt, erst recht die brisig-protzige Philosophie, die
dahinter sichtbar ist.

Die Christlich Demokratische Union Deutschlands
realisierte dies merkwiirdiger Weise erst ein Jahr
nach der staatlichen Vereinigung von Bundesrepu-
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blik und DDR. Das ganze Vereinigungsjahr 1990
hindurch setzte sie 6ffentlich - teils im guten, wenn
auch fahrlissigen Glauben, teils wider eine ge-
nauere Datenlage und damit wider besseres Wis-
sen — auf die rasche Machbarkeit der Einheit ohne
groBere Korrekturen, Niemandem werde es ,,drii-
ben* schlechter gehen und ,,hiiben* werde die Ver-
einigung niemandem wehtun, da es Steuererho-
hungen dafiir nicht brauche.

Das war, inmitten der historischen Umbriiche in
Mittel- und Osteuropa, der Versuch, noch einmal
mit .weiter so* durchzukommen. Keine Wahr-
heit vor der Wahl, mag es auch ausgerechnet die
zum ersten gesamtdeutschen Bundestag sein -
eine ,.Stunde der Unwahrheit” sozusagen, um ein
Lieblingswort des Kanzlers passend zu variieren.
Alsbald folgten Erwachen und Ermniichterung.
Die Auseinandersetzungen um die ,Steuerliige*
und die Steuergesetze sind in lebhafter Erinne-
rung.

Auf ihrem zweiten gesamtdeutschen Parteitag,
Mitte Dezember 1991 in Dresden, hat die CDU als
Partei dann den Kurswechsel vollzogen. ,,Unser al-
ter Slogan: ,Weiter so, Deutschland® ist iiberholt”,
verkiindete Volker Riihe, Generalsekretir der
Partei, in seiner Rede zur Einbringung des Dresd-
ner Manifests.  Mit einer bloBen Fortschreibung
bisheriger Politik werden wir den neuen Aufgaben
in Deutschland nicht gerecht.”

Das Manifest selbst blieb hinter dieser rhetori-
schen Vorgabe zwar erheblich zuriick. DaB die
CDU ausgerechnet damit ,,ihre Fithrungsposition
im deutschen EinigungsprozeB* ausgebaut haben
soll, wie ein Kommentator gratulierte', ist eine ge-
wagte Behauptung. In Kategorien der Parteige-
schichte betrachtet, markiert der Dresdner Partei-
tag der Union aber doch eine inhaltliche Zisur:
das Ende der SelbstgewiBheit, vielleicht sogar —
hinter markigen Spriichen und programmatischem
Wortgeklingel — den Einstieg in eine erste kritische
und produktive Selbstbefragung der Partei. Dann
wire Dresden doch kein Parteitag von der Art de-
rer gewesen, wie ein anderer Kommentator spot-
tete, ,die iiberfliissig sind*.

1 Karl Feldmeyer, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 19. 12, 1991.

2 Martin Winter, in: Frankfurter Rundschau vom 16. 12,
1991,
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Lethargie: Krise der West-Partei

Der Zustand der Christlich Demokratischen
Union schreit geradezu nach einer kritischen
Uberpriifung der eigenen Positionen und einer
Problembilanz, Sie war auch vor dem Bonner Koa-
litionswechsel im Oktober 1982 keine Sturm-und-
Drang-Partei gewesen; da war damals schon der
Vorsitzende miBigend, glittend, dimpfend davor.
Doch welch ein Unterschied: Verglichen mit ihren
politischen Diskussionen zur Mitte der achtziger
Jahre - Jugendparteitag, Frauenparteitag, Zu-
kunftsmanifest — wirkt die Partei heute gepriigt von
Lethargie und Routine. Die CDU ist, schlicht ge-
sagt, langweilig geworden. Die Regierung funktio-
niert. Die Partei steckt in einer ernsten Krise. Eine
neue Form der Arbeitsteilung?

Die Anfinge und Ursachen dieser Krise liegen vor
der groBen deutschen Wende 1989/90, Sie sind
struktureller und personeller Natur. Viele der Pro-
bleme, die heute unter dem akuten Handlungsbe-
darf auf Grund der Vereinigung mit einem Mal
deutlich sichtbar werden, hiitten schon vor dem
Fall der Mauer der Losung bedurft:

= die Auslinderfrage (Asyl und Zuwanderung),
- die Umweltvernichtung (national und global),

- der Zerfall der traditionellen Bindungsstruktu-
ren (von der Familie iiber die Kirchen bis zu
den Parteien),

- die zunehmende soziale Kiilte (Vercinsamung,
Altersarmut),

- die Anderungen der Werte und Lebensstile (In-
dividualismus, Entsolidarisierung),

— der offentliche Vertrauensverlust (Zulauf zur
Fartei der Nichiwdahler),

— die zunehmende Politikdistanz gerade von Ju-
gendlichen, jungen Erwachsenen, und darunter
besonders der Frauen (Mitgliederschwund).

Vor diesem Problem standen alle Parteien, beson-
ders aber die CDU. Nichts davon ist im dritten
Jahr seit dem Fall der Mauer so neu, wie es die
Aufbruchsrhetorik des Kanzlers und seines Gene-
ralsekretiirs jetzt unterstellen. Es ist nur — durch
jahrelanges ,,weiter so* = noch brisanter geworden.

Den neuerlichen Niedergang der CDU von der
Volkspartei mit Filhrungsanspruch zum Kanzler-
klub als Machterhaltungsagentur markieren die
Parteitage in Wiesbaden (1988) und Bremen
(1989). Jeweils im Vorfeld fanden entscheidende
Machtkimpfe zwischen dem Generalsekretir als
Vertreter des einen und dem Kanzler als Vertreter
des anderen Politik- und Parteimodells statt.
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Beide Parteitage, so urteilt der Politikwissen-
schaftler Claus Leggewie, ,waren nicht nur der
Abgesang einer fortgesetzten programmatischen
und damit auch personellen Erneuerung, nicht nur
Etappen einer Riickorientierung und Rechts-
wende, sondern auch und vor allem Bausteine
eines Kanzlerwahlvereins neuen Typs*®, Hihe-
punkt der Entwicklung war die Ablosung des Ge-
neralsekretiirs Heiner Geibller durch Volker Riihe:
Symbeol fiir die Machtkonzentration im Kanzler-
amt, auch fiir die fortschreitende Verwischung der
Grenzen zwischen Partei und Regierung. Die an-
schlieBende Siuberung der CDU-Zentrale von
Geiblers rechtsintellektuellen Mitstreitern, soweit
sic vom Vorsitzenden der Illoyalitit verdichtigt
wurden, war die personalpolitische FuBnote unter
dem machtpolitischen Coup Kohls,

Die strukturellen Sorgen der Union aber lieBen
sich nicht so leicht beseitigen wie diejenigen, die
diese Sorgen - zum MiBvergniigen des Parteivor-
sitzenden - stets aufs neue thematisiert hatten.
.Nicht verschwunden sind”, bilanziert Leggewie
den sachlichen Nulleffekt der Kohlschen Macht-
rankiine, ,,die Organisations- und Integrationspro-
bleme der Union, die ihrem Anspruch, Volkspar-
tei (Hervorhebung im Original) zu sein, immer we-
niger geniigen kann — es sei denn, man ginge von
einem Volk der iiber Vierzigjihrigen aus“*. Die
Probleme waren nicht nur nicht verschwunden -
sie verschiirften sich sogar. Sinkende Mitglieder-
zahlen, Finanzkrise durch Beitrags- und Spenden-
schwund, merkliches Absinken des Frauenanteils
unter den Funktionstrigern, deutlicher Anstieg
des Durchschnittsalters der Mitglieder: die CDU
auf dem Weg zu einer verarmten Partei der alten
Miinner.

Verdeckt durch den Paravent der deutschlandpoli-
tischen Dramatik zwischen den Parteitagen von
Bremen und Dresden - dem letzten der West- und
dem zweiten der Gesamt-CDU (dazwischen lag die
Parteivereinigung von Hamburg 1990) — ging der
politische Erosionsprozefi weiter. Man kann es
kaum kritischer beschreiben, als dies zwei Kenner
der CDU Ende 1991 getan haben, der Journalist
Konrad Adam von auBen, der Bundestagsabge-
ordnete Friedbert Pfliiger von innen. ,Die CDU
ist alt geworden®, schrieb Konrad Adam Ende No-
vember vergangenen Jahres’ und meinte damit
nicht nur das iiberdurchschnittlich hohe Durch-
schnittsalter der Mitglieder und Wiihler: .Es gilt
vor allem fiir eine Gedankenwelt, die unter Fort-
schritt die endlose Verlangerung von Linien ver-
steht, die in der Vergangenheit angelegt worden
sind. Die Uberalterung der Gesellschaft und ihre

3 Claus Leggewie, Der neue Kanzlerwahlverein, in: Vor-
génge, 106 (1990) 4.

4 Ebd.

5 Karl Adam, Die Partei als Vehikel der Macht, in: Frank-

furter Allgemeine Zeitung vom 30. 11, 1991,



abschbaren Folgen, ein grenzenloses Bediirfnis
nach Sekuritit und Stabilitiit er6ffnen dieser Sta-
tus-quo-Politik glinzende Aussichten. Ulf Fink hat
die Partei daran erinnert, daB sie nur noch bei den
iiber Sechzigjihren eine strukturelle Mehrheit
habe; ihre Konsequenz braucht er gar nicht mehr
herauszustellen, sie ergibt sich von selbst und heilt
Altenpolitik. Sie verwandelt Zukunftshoffnungen
in technische Anleitungen, macht die Biirger zu
Beitragszahlern und Leistungsempfingern und
entstellt die Schicksalsfrage, wie es um die Zu-
kunftstiichtigkeit einer Gesellschaft von lauter jun-
gen Angestellten und vielen alten Alten bestellt
sein mag, zu einem Versicherungsproblem, das
man durch Beitragsmodalititen und einen raffi-
nierten Finanzierungsschliissel in den Griff be-
kommt,“®

Von einer Partei, die bald ein Jahrzehnt lang den
Kanzler stellt, noch dazu immerfort denselben,
und dies vielleicht noch eine ganze Weile tun wird,
wird mehr erwartet. Um so schlimmer der Befund,
daB diese CDU zu den Problemen nichts zu sagen
hat: ..Sie ist nicht nur intellektuell, sondern auch
moralisch anspruchslos geworden.*’ Zwar nur all-
mihlich, aber doch merkbar wiichst im Milieu der
Union und sogar in der Partei selbst nun wieder
der Mut, die Ursachen fiir diese Anspruchslosig-
keit zu artikulieren:

-~ das diskussionsfeindliche Klima,
- der anti-intellektuelle Affekt,
- die geistige Konfliktscheu,

~ die neu aufkeimenden Neigungen zum poli-
tisch-religiosen Fundamentalismus.

Mit ungewohnlicher Offenheit hat sich Mitte De-
zember 1991 — zum Dresdner Parteitag — der junge
niedersiichsische Abgeordnete Friedbert Pfliiger
auf dieses Thema eingelassen. Pfliiger, in den achi-
ziger Jahren enger Mitarbeiter Richard von Weiz-
siickers, zuniéchst in Berlin, dann — als dessen Spre-
cher — im Bundesprasidialamt, gehort dem Bun-
destag seit der Wahl vom 2, Dezember 1990 an. In
der Frankfurter Rundschau griff er innerhalb eines
ausfilhrlichen Beitrags zur Grundsatzdiskussion in
der Union konkrete Bespiele fiir die latente Intole-
ranz in der Union - CDU und CSU - auf: ,,.Was
soll man davon halten, wenn Edmund Stoiber
(CSU) auf Grund der Forderung Rita Siissmuths
nach Anerkennung der Firsorge des homo-
sexuellen Partners eines Aids-Kranken erklirt:
,Dann kann ich auch gleich iiber Teufelsanbetung
diskutieren® (Die Welt, 9. 8. 1991). Rita Siissmuth,
die beliebteste Politikerin der Union, die bei der
letzten Bundestagswahl in threm Goéttinger Wahl-
kreis 10 Prozent mehr Erst- als Zweitstimmen sam-

6 Ebd.
7 Ebd.
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meln konnte und ohne die vicle Frauen der Union
endgiiltig den Riicken kehren wiirden, darf offen-
bar nach Belieben beschimpft werden.**

Rita Siissmuth ist kein Einzelfall, unabhiingig von
der Frage, wie weit sie selbst sich durch die omi-
nose Dienstwagen-Affiire politisch geschwicht
hat. Auch ohne Affiren haben Politiker in der
Union, nachdem sie sich mit abweichenden Mei-
nungen vorgewagt haben, Arger mit dem Partei-
fiihrer bekommen und - in der Folge — Einflufl ver-
loren, angefangen vom frithen Weizsicker iiber
Kurt Biedenkopf, Heiner GeiBler, Norbert Bliim
und Klaus Tépfer bis zu Ulf Fink und weniger pro-
minenten CDU-Querdenkern wie die langjdhrigen
GeiBler-Mitarbeiter Wulf Schénbohm oder Warn-
fried Dettling. Es sei fiir die CDU lebensnotwen-
dig, mahnt Pfliger, ,.daB die innerparteiliche Dis-
kussion belebt und wieder eine offene und solida-
rische Diskussionskultur geschaffen wird“?. Ob es
nicht wahr sei, fragt Pfliger — denn die rhetorische
Frage ist auch unter demokratischen Bedingungen
mitunter die kliigste Form der Anklage —, daB
heute innerparteiliche Auseinandersetzungen in
der CDU nicht als belebend sondern als stérend
empfunden wiirden? ,Engagierte werden als Que-
rulanten diffamiert. Der innerparteiliche Anders-
denkende gilt als Attentéter gegen die Einheit der
Partei.*1?

Es steht schlecht um eine politische Formation, die
nicht Kader- sondern Volkspartei sein mochte,
wenn ihr aus den eigenen Reihen das Ausgrenzen
Andersdenkender vorgeworfen wird. Selbst wenn
der Abgeordnete Pfliiger dabei fiir manche in der
Union zu weit ging, mit seinem Urteil steht er bei
weitem nicht allein, einige Betroffene haben sich
inzwischen dhnlich gedubert. Auf dem Parteitag in
Dresden thematisierten immerhin auch Norbert
Bliim und Ulf Fink die Toleranzliicke in der Partei,
die Politik der Sanktionen gegen Abweichler und
den feststellbaren Mangel an politischer Courage
gegeniiber der alle politische Diskurskultur platt-
driickenden Fithrungsgestalt. Die innere Aus-
trocknung der Union und die Frage nach den Ursa-
chen: dies ist das gréBte innere Problem, das die
villig auf ihren Vorsitzenden zugeschnittene West-
CDU in die christlich-demokratische Partei-Ein-
heit mitbrachte; die westliche Erblast.

Es war kein Zufall, daB in Dresden diese Kritik
ausgerechnet im Rahmen einer Diskussion auf-
kam, in der es um das griBte Problem ging, das die
fihrungslose und personell belastete Ost-CDU
in die Einheit einbrachte: die Vergangenheit
als ,Blockpartei* und die mogliche politische
Verstrickung altgedienter Parteimitglieder, der

& Friedbert Pfliiper, Das ,.C* ist kein Kniippel gegen An-
dersdenkende, in: Frankfurter Rundschau vom 14, 12, 1991,
9 Ehbd.
10 Ebd.
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.Blockfloten*, ins Unrechtssystem des SED-
Staats. Denn die selbstkritische biblische Frage
christdemokratischer ,,Wessis“, wer von ihnen
eigentlich berechtigt sei, den ersten Stein zu wer-
fen, filhrte geradezu zwangsldufig zur Uberprii-
fung westlicher Verhaltensmuster. Die Fragestel-
lung lag auf der Hand: Kennt man Anpassung,
Mitldufertum, Feigheit — diese Alltagsphiinomene
des totalitiren Unrechtsstaats — nicht auch aus dem
innerparteilichen Alltag der West-Partei? Der Ost-
berliner ehemalige Pastor Rainer Eppelmann sagte
in einer Diskussion iiber die Vergangenheit der
Ost-CDU, es gehe nicht um die Unterscheidung,
ob man ,Jungfrau oder Nutte* sei. Vom Podium
des ,Forum 5" (Thema: ,Sich der Vergangenheit
stellen — Vertrauen gewinnen®) wandte er sich an
die versammelten ,,Wessis® und ,,Ossis“: , Hier
sind nur Nutten. Die Frage ist nur, wie oft wir mit
wem geschlafen haben.* Pauschal geurteilt, herb
formuliert. Aber 1iBt sich die Frage nach der histo-
rischen Schuld und der persénlichen Tugend an-
ders als mit robuster Offenheit diskutieren?

Vergangenheit:
Problem der Ost-Partei

Die Aufarbeitung der Ost-Vergangenheit ist eines
der mithsamsten Vorhaben der neuen Union fiir
die nichsten Jahre. So sehr der Bundeskanzler sich
dies auch wiinschen mag - allein durch den biologi-
schen ProzeB - die darwinistische Spielart der be-
riichtigten Problemlésungsmethode Aussitzen —
wird sich der Komplex ,Altlasten” nicht erledigen.
Anders als sein Generalsekretiir Volker Rilhe, der
mit seiner massiven Intervention gegen eine neue
Dreistigkeit der ostdeutschen Alt-CDU im Herbst
1991 das Thema ins BewuBtsein der Offentlichkeit
geboxt hat — Rithes bisher wichtigste Tat —, setzt
Kohl auf Kalmieren und Entschérfen. Ahnlich wie
in den Auseinandersetzungen um die — gesamideut-
sche — Nazi-Vergangenheit versucht der CDU-
Vorsitzende, die potentiellen Tater oder Mitschul-
digen dadurch zu entlasten, daB er alle anderen fiir
befangen erklirt; sich selbst zuerst. Wer von den
Westdeutschen, so Kohls Argument gegen das Rii-
hes, kann fiir sich selbst die Hand ins Feuer legen,
daB er oder sie unter vergleichbaren Umstinden
nicht genauso gehandelt, nicht genauso mitschul-
dig geworden wiire?

Diese auf den ersten Blick schwer zu widerlegende
Logik besagt: Wer kein ,,Blocki* sein konnte, weil
er im Westen lebte, der hiitte doch leicht einer
werden konnen, wenn er im Osten gelebt hitte,
zum Beispiel Kohl. Der Kanzler dazu in Dresden:
LIch hatte das Gliick, in meiner Heimatstadt Lud-

- =~

wigshafen zu Weihnachten 1946 im Alter von 16
Jahren Mitglied der CDU werden zu kénnen. Die
Stadt lag damals in der franzosischen Besatzungs-
zone, der westliche Teil Deutschlands hatte eine
freiheitliche Entwicklung vor sich. Wenn ich in je-
nen Tagen in Leipzig gelebt hitte, wiire ich auf
Grund meines Elternhauses mit groBer Wahr-
scheinlichkeit ebenfalls zur CDU gegangen . ..
Ich weibB nicht, welchen Weg ich selbst gefunden
hiitte: Ob ich in den Westen gegangen wiire, ob ich
die Kraft besessen hitte, das Zuchthaus etwa in
Bautzen zu riskieren oder ob ich Kompromisse
eingegangen wire oder mir eine Nische gesucht
hitte. Im Blick auf solche Fragen sollte sich jeder
vor Besserwisserei oder gar Arroganz hiiten. Das
gehort ebenso zur Aussbhnung wie das Ausspre-
chen der Wahrheit.*

Zumindest nicht alle Mitglieder der Ost-Union
miissen dieser Aufforderung zum MaBhalten nach-
kommen. Einige werden es gewil nicht tun. Leute
wie der neue sichsische Umweltminister Arnold
Vaatz, der politischer Hiftling war und zur selben
Zeit im Zuchthaus die Tage ziihlte, zu der Partei-
freunde wie der thiiringische Ministerprisident Jo-
sef Duchac vergleichsweise entspannte Bezichun-
gen zum SED-Staat und auch - als Laien-Entertai-
ner fiir Freizeitveranstaltungen — zur Stasi hatte.
Oder Sachsens Innenminister Heinz Eggert, der
als Studentenpfarrer 17 Jahre die tégliche Diskri-
minierung dadurch erfuhr, dall er in der Studen-
tengaststitte nicht bedient wurde, und der gegen-
iiber jenen, die sich arrangiert hatten wie Duchac
(oder Gies, de Maiziére, Diestel, Krause) tiefe
Kliifte empfindet, die sich, wie er in Dresden
sagte, ,,aus unseren Biographien ergeben®.

Das sind Abgriinde, die mobglicherweise noch
schwerer zu iiberbriicken sind, als die zwischen Ost
und West. Die vom Kanzleramt verordnete Me-
thode des betretenen Wegsehens und befangenen
Stillschweigens verheiBt den geringsten Erfolg.
Das gilt auch fiir die kleinlaute Art, in der das
Dresdner Manifest das ,.Blockfloten”-Problem zu
losen empfiehlt: mit einer Art freiwilliger Selbst-
kontrolle und individueller Gewissenserforschung,.
Die Dresdner Bewdltigung, to whom it may con-
cern: ,,Wir bitten alle, die in Gesellschaft und Poli-
tik ein Amt bekleiden, ihr Verhalten in der Ver-
gangenheit selbstkritisch zu iiberpriifen. Auch wer
keinen Anlafl sieht, sich personlich etwas vorzu-
werfen, mub sich doch die Frage stellen, ob seine
frithere Titigkeit in Beruf, Gesellschaft und Politik
es seinen Mitbiirgern und Parteifreunden heute
schwer macht, neues Vertrauen zu gewinnen.*!!

Wie so oft bei Krisen und Problemen liegt im
Komplex ,,Ost-Vergangenheit™ fiir die CDU auch
eine Chance. Anders als die SPD, die dank ihres

11 Dresdner Manifest.



Neuanfangs vom Oktober 1989 am wenigsten mit
~Altlasten* zu tun hat, und im Gegensatz zur FDP,
die — obwohl sie im Osten mit ihren Altmitgliedern
zahlenmibig starker ist als die West-FDP - ihr
Vergangenheitsproblem schlichtweg leugnet, setzt
die Union sich in den neuen Bundeslindern zur
Zeit damit immerhin auseinander. Sie ist, so gese-
hen, vielleicht die einzige wirkliche Volkspartei auf
dem politischen Terrain der ehemaligen DDR: Die
Vergangenheit als Problem geht alle an. Die Par-
tei, die sich ihm stellt und dabei nicht nur bescho-
nigt und harmonisiert, kénnte zur geistig und mo-
ralisch — und nicht nur nach Stimmprozenten — fith-
renden politischen Kraft werden.

Atheismus: Die Sorge
der Gesamtpartei

Die Lasten der Vergangenheit sind jedoch nicht
das einzige Problem, das der Union mit der Ein-
heit zugewachsen ist. Das Nebencinander zweier
politischer Kulturen schafft eine neue Wihlerge-
sellschaft, die noch schwerer einzuschiitzen ist, als
sie es im Westen in zunehmendem Male schon
war. Das beschiftigt nicht nur die Union. Fir
beide groBen Volksparteien, so schreibt der Sozial-
wissenschaftler Hans-Joachim Veen in einer um-
fangreichen Studie!?, _stellt sich damit das Pro-
blem der Uberdehnung ihres existentiellen Spagats
zwischen Traditionswihlern und nachwachsenden
Wiihlerschichten angesichts ihrer mit der Vereini-
gung noch heterogener gewordenen Wihler-
schaft”.

Fiir die Union als christliche Partei kommt aller-
dings eine Besonderheit hinzu: der enorm hohe
Anteil an Konfessionslosen in der ehemaligen
DDR. Das vielzitierte ,,C* von CDU und CSU ist
fiir diese neuen Biirger ohne Bedeutung. Die Si-
kularisierungstendenzen, die der Union vor der
Vereinigung in Westdeutschland bereits Kopfzer-
brechen bereiteten, werden dadurch eine weitere
Verstarkung erfahren. In breiteren Schichten der
Partei ist das zwar noch kein Thema; doch in der
Parteifiihrung ist die potentielle Gefahr, die in die-
ser Entwicklung steckt, bekannt, nicht zuletzt dem
Mann mit dem sicheren Instinkt fiir Gefahren und
Unsicherheiten, Helmut Kohl.

In mehreren Reden ist der Kanzler darauf einge-
gangen, auch auf den Parteitagen der CSU in Miin-
chen und der eigenen CDU in Dresden. ,Es ist un-
ibersehbar*, sagte er in Miinchen, ,die strah-

12 H.-1. Veen, AbschluB, Neubeginn und Ubergang: Die
erste gesamtdeutsche Wahl und die Verinderungen der
Wiihler- und-Parteienstrukturen in Deutschland, Bonn 1991,
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lende, priagende Kraft unserer Kirchen hat nachge-
lassen.” Was die ncuen Linder angeht, ist das
milde ausgedriickt, Nach neueren Unterlagen sind
etwa elf Millionen — fast drei Viertel der ehemali-
gen DDR-Beviélkerung — ohne formelle Glaubens-
zugehorigkeit. Etwa 24 Prozent sind als Protestan-
ten registriert, weniger als drei Prozent als Katholi-
ken. Nicht nur der geringe Bevilkerungsanteil der-
jenigen, die einer Konfession angehdren, bereitet
der Union Kopfzerbrechen. Diese Kirchenmitglie-
der in den neuen flinf Lindern weisen, statistisch
betrachtet, auflerdem eine problematische Alters-
struktur auf; 48 Prozent der Katholiken und 44
Prozent der Protestanten in der Ex-DDR sind
sechzig Jahre und ilter’. Die Kirchenmitglied-
schaft als Alterskultur: Diese Entwicklung ist zwar
auch im Westen kein unbekanntes Phdnomen
mehr, in der Ex-DDR aber, nach vierzig Jahren
SED, ist sie offenkundig besonders weit fortge-
schritten. UngewiB ist noch, schreibt der Politik-
wissenschaftler Thomas M. Gauly, CDU-Mitarbei-
ter im Adenauer-Haus, in welcher Weise sich die
groBe Zahl _postsozialistischer Atheisten™ aus
dem Osten gemeinsam mit der wachsenden Zahl
westdeutscher Nichtchristen in der politischen Kul-
tur des Landes bemerkbar machen werde. ,Sicher
ist, daf} dies ein wichtiger Faktor zukiinftiger Poli-
tik sein wird,“*

Erste Krisensignale aus Sicht der Christlich Demo-
kratischen Union: ,.Beim Treueeid auf unseren
Staat*, berichtet Hanna-Renate Laurien, Prisi-
dentin des Abgeordnetenhauses in Berlin, ,haben
kiirzlich in Berlin unter iiber 100 Polizeianwirtern
nur einige wenige die Eidesformel mit dem ,So
wahr mir Gott helfe* vollzogen. Das christliche Mi-
lieu, aus dem die CDU friiher ihr Potential an Poli-
tikern wie an Wihlern gewann, ist zerbrochen. Die
plurale Gesellschaft kennt solche ,Milicus® nicht
mehr,*"

Damit versiege, so erginzt der baden-wiirttem-
bergische Ministerprisident Erwin Teufel — auch
er ist besorgt iiber den ostdeutschen Antichristen -
wein fiir die CDU hiochst bedeutendes Wihlerre-
servoir*'®, Neue alternative Milieus stiinden der
CDU nicht zur Verfiigung. Der bittere Schlufl dar-
aus: ,.Dies fiirbt auf die Partei in doppelter Weise
ab: Ihr personliches Profil wird anders und droht
zugleich schwiicher zu werden.*"’

Das sieht auch der Kanzler so. Der Verlust des
personellen Vorfeldes besorgt ihn, den Machtmen-

13 Vgl. Thomas M. Gauly, Konfessionalismus und politi-
sche Kultur in Deutschland. in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 20/91; siche die Quellenverweise dort.

14 Ebd.

15 Hanna-Renate Laurien, Standortbestimmungen, in: Die
politische Meinung, 259 (1991}, 5. 14-26.

16 Erwin Teufel, Wie weiter, CDU?, in: Die politische
Meinung, 263 (1991), §. 25=31.

17 Ebd.
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schen. ungleich mehr als die Diirre im intellektuel-
len Klima seiner Partei. Klug ist er selber, mag er
denken, aber ohne Nachwuchs hat die Partei keine
Zukunft, Es ist eben nicht mehr so selbstverstind-
lich wie seinerzeit, hat er auf dem CSU-Parteitag
ein wenig nostalgisch gesagt, daf die jungen Leute
aus der konfessionellen Jugendarbeit in die politi-
sche Jugendarbeit wechseln — von der Katholi-
schen oder Evangelischen Jugend, von den christli-
chen Pfadfindern oder, als Studenten, vom CV
nahtlos in die Schiiler- und in die Junge Union
oder zum Studentenverband RCDS (mit dessen
kritischen Kopfen — Dettling, Radunski, Schon-
bohm, Teltschik — der junge Kohl seinerzeit noch
umzugehen wubte). Diese Milieu-Briicken zur
Politik sind briichig oder eingestiirzt. Was tun?

Grundsatzdebatte:
Hoffnung der Gesamtpartei

Der Vorsitzende hat sich daran erinnert. dall in der
letzten inneren Krise der Union, nach dem gesell-
schaftlichen Umbruch der 68er Jahre und dem
Machtverlust der CDU in Bonn (1969), die Dis-
kussion eines Grundsatzprogramms der Partei
einigermallen auf die Beine geholfen hat. Die Per-
sonen, die man heute noch mit dieser mehrjihri-
gen Debatte verbindet, sind zwar keineswegs seine
Freunde: Biedenkopf etwa, Weizsiicker, GeiBler,
Bliim, Fink, Pfliiger und einige andere. Doch die
Idee, die neue, vereinigte Partei mit einem Grund-
satzprogramm zu beschiiftigen, schien thm attrak-
tiv genug, an das alte Modell anzukniipfen. ,,Viele
erinnern sich noch®, sagte Kohl in Dresden, ,,wel-
chen Impuls uns die Debatte um das Grundsatz-
programm in den siebziger Jahren gegeben hat.*
Jetzt erhoffe er sich ,,ihnliche AnstiBe®.

Einige hegten zunichst den Verdacht, der Vorsit-
zende wolle das Projekt nur wieder zur Herr-
schaftssicherung instrumentalisieren, indem er die
Partei und die internen Kritiker beschiftigte. Das
war nicht ganz unbegriindet. Bekannt ist schlief-
lich, daB Helmut Kohl wie jeder Machtpragmati-
ker in solchen Grundsatzdiskussionen immer auch
politische Gefahren wittert. Der Verdacht erhielt
neue Nahrung, als Kohl den fritheren Ost-CDU-
Chef Lothar de Maiziére zum Vorsitzenden der
Programm-Kommission machte. So wichtig nahm
er die Position also offenbar nicht, als daB sie nicht
auch mit dem prominenten Quoten-,,Ossi* besetzt
werden konnte, fiir den sich leider kein attraktiver
Platz im Kabinett gefunden hatte. Die Grundsatz-
programm-Kommission — ein Auffanglager fir
politisch Abgeschobene.

Als de Maiziére aufgrund der brisanten Mischung
aus dem Fall Czerni und Rithes ,Blockfloten-Of-
fensive sich plotzlich aus seinen Parteiimtern zu-
riickzog, muBite Kohl sich neue Gedanken ma-
chen. Er hielt sich an sein Rezept, einen Nach-
wuchsmann dorthin zu setzen, der ihm voraussicht-
lich nicht aus dem Ruder laufen wiirde, Doch im-
merhin entschied er sich diesmal fiir einen, bei
dem nicht von vornherein Skepsis geboten ist:
Reinhard Gohner, Parlamentarischer Staatssekre-
tir im Bundesjustizministerium. Der neue
Kommissionsvorsitzende ist somit zwar einer aus
Kohls handverlesener Garde Parlamentarischer
Staatssekretiire in dieser Regierung, die als Haus-
macht des Kanzlers (in der Fraktion und ihren je-
weiligen Parteigremien daheim) gelten. Er ist also
ein loyaler Mann, doch in seinen bisherigen Aufe-
rungen hat er zumindest gezeigt, dal er die Arbeit
nicht als Beschiiftigungstherapie ansieht und sich
dariiber seine eigene Gedanken macht. Die
Grundsatzdebatte, ernst genommen, hiitte ja in
der Tat ihren Sinn: Die Kanzler- und Volkspartei
CDU braucht, angesichts der dramatischen Veriin-
derungen in der gesellschaftlichen Wirklichkeit
und in der politischen Kultur Deutschlands, eine
Aufarbeitung dieser Umbriiche und Verschiebun-
gen, eine Besinnung auf den Katalog ihrer Wert-
vorstellungen, vielleicht auch eine Neuorientie-
rung.

Gohners erster Zwischenbericht auf dem Dresdner
Parteitag lieB hoffen, dall am Ende der Arbeit sei-
ner Kommission mehr stchen kinnte als ein gefil-
liger Katalog wohlténender Allerwelts-Unverbind-
lichkeiten 4 la Dresdner Manifest (,.Deutschland
ist ein auslinderfreundliches Land*, , das Alter hat
wie jede Lebensphase seinen eigenen Wert", ,ein
besonderes Anliegen (sic/) der CDU ist der Schutz
der Wilder, insbesondere der tropischen Regen-
wiilder” usw.). Nicht autregend, aber doch einsich-
tig liest sich sein Verstindnis der Programmarbeit
als ,,Anfrage an das Theorie- und Reflexionsdefizit
in unserer Partei®, ebenso die anschliefende
Frage: ,,Sind wir in der Lage, eingefahrene Positio-
nen in Frage zu stellen und die Prioritiiten unserer
Politik neu zu bestimmen?* Zur Grundsatzpro-
grammdiskussion sagte Gohner vor der CDU (in
einem Saal, in dem er allerdings — als erster Red-
ner nach der Mittagspause — sehr um Aufmerksam-
keit ringen mubte): ,Es ist eine Probe fiir die poli-
tische Kultur unserer Partei, fir unsere Offenheit
und Diskussionsfihigkeit.“’® Wer wollte dem
Mann widersprechen?

18 Reinhard Gohner, Zwischenbericht des Vorsitzenden
der Grundsatzprogrammkommission, zitiert nach dem vorab
verteilten Manuskript. :



Republikanische Erneuerung:
Chance der Gesamtpartei

Im Herbst dieses Jahres wird sich die Wahl Helmut
Kohls zum Bundeskanzler zum zehntén Mal jih-
ren, im Jahr darauf seine Wahl zum Vorsitzenden
der CDU zum zwanzigsten Mal. Man darf davon
ausgehen, dabh zumindest die Union dieser Jubi-
lien feierlich, frohlich gedenken wird. Uber den
Erfolg eines Staatsmanns entscheidet aber nicht -
jedenfalls nicht allein — die Linge seiner Amtszeit.
Die deutsche Einheit, die durch gliickliche Kon-
stellationen in die politische Reichweite dieses
Kanzlers kam und die zu ergreifen er den richtigen
Instinkt und die notwendige Entschlossenheit be-
wiesen hat, ist noch lange nicht erreicht. ,Der
schwierige ProzeB der inneren Einigung®, schreibt
Hans-Joachim Veen zu Recht, . hat erst begon-
nen*", Das gesamte Gesellschafts- und Parteien-

19 H.-J. Veen (Anm. 12).

system ,,ist tiefgreifend in Bewegung geraten®. Die
Richtung ist ungewiB, sicher ist nur, daB der Wan-
del neue Spannungen und neue Konflikte mit sich
bringt und einen Verlust alter GewiBheiten®.

Das aber wird nunmehr die historische MeBlatte
filr die Leistung des Kanzlers und seiner Partei
sein: die innere Vollendung der Einheit. Den er-
sten Schritt, den verbalen Abschied vom ,,Weiter
s0“, hat die CDU immerhin getan. Der bisherige
Reprisentant dieser obsoleten Philosophie, der
Vorsitzende und Bundeskanzler, wird zeigen miis-
sen, wie ernst das gemeint ist. Ob auch er sich da-
von zu losen vermag? Fihrt er die Partei weiter —
oder noch mehr = so monarchisch, wie in den Jah-
ren seit Wiesbaden und Bremen, konnte er sich
selbst iliberholen: als Opfer republikanischer Er-
neuerung seiner Partei im ProzeB der Einheit. In
einer solchen neuen Parteiwerdung der Christlich
Demokratischen Union liegt ihre politische
Chance.

20 Vgl ebd.

B35



Eckhard Fuhr

Die SPD: Last der Vergangenheit und neuer Realismus

Das Publikum rieb sich verwundert die Augen, als
der neue Vorsitzende der SPD-Bundestagsfrak-
tion, Hans-Ulrich Klose, Ende vergangenen Jahres
in einem Interview bekannte, er verspiire durchaus
Lust, gegen den Bundeskanzler anzutreten. Man
hatte sich schon daran gewohnt, daB es fihrende
Sozialdemokraten offenbar fiir unschicklich hiel-
ten, Machtwillen zu bekunden oder es mindestens
unbequem und belastend fanden, nach dem MaB-
stab eines moglichen kiinftigen Regierungschefs be-
urteilt zu werden. In frischer Erinnerung war noch
das ,Kandidatentheater, das Oskar Lafontaine
auffiihrte, dem die Parteifithrung in Bittprozessio-
nen die Kanzlerkandidatur antragen mufBte. Und
auch der Parteivorsitzende Engholm 1ift iiberdeut-
lich erkennen, welches Opfer es fiir ihn bedeutete,
seine Rolle als kunstsinniger Landesfiirst Schles-
wig-Holsteins gegen die des (potentiellen) Regie-
rungschefs im vereinigten Deutschland einzu-
tauschen.

Klose war in der Konkurrenz um den Fraktions-
vorsitz als AuBenseiter angetreten. Im fernen Me-
xiko hatte er die Kunde von Hans-Joachim Vogels
iiberraschendem Verzicht auf eine Wiederwahl
vernommen. Nach Vogels Willen sollte der Gene-
rationswechsel, der Ende Mai mit der Wahl Eng-
holms zum Vorsitzenden in der Parteifithrung
schon stattgefunden hatte, jetzt auch unverziiglich
in der Fraktion vollzogen werden. Zuniichst hatten
sich nur Hertha Daubler-Gmelin und Rudolf
DreBler als Kandidaten gemeldet. Weder die eine
noch der andere konnte auf eine ,natiirliche*
Mehrheit rechnen, auch wenn Vogel die Kandida-
tin mehr oder weniger offen favorisierte. Die Si-
tuation war also offen und bot Klose die Chance
eines Ausweges aus einer politischen Lebenslage,
die fiir ihn Gefahr barg, als Bundesschatzmeister
der SPD zu versauern. Er ergriff die Chance, ge-
wann und erlebte eine Art politischer Wiederge-
burt. Er hat nichts zu verlieren und kann deshalb
unbefangen sein. Ein ausgekochter politischer
Profi ist er auBlerdem.

Wer Politik als Theater goutiert und an ihrem Un-
terhaltungswert miBt, den hat die SPD in letzter
Zeit gut bedient. Weniger gut sind jene schwerblii-
tigen Naturen dran, denen es auf Inhalte an-
kommt, die wissen wollen, wofiir die Partei poli-
tisch steht. Klose ldt sich als Typus nicht einer be-
stimmten Parteistromung zuordnen. Er verkorpert
weder wie Lafontaine die ,neue® SPD, noch ist er
ein Traditionalist. Eher kultiviert er eine gewisse
dickkopfige Eigenstindigkeit und einen politi-

o &

schen Realismus, der auf Bediirfnisse des sozialde-
mokratischen Gemiits wenig Riicksicht nimmit.
Deutlich zeigte sich das in der Position, die er zum
Golfkrieg einnahm, den er, gegen den sozialdemo-
kratischen Mainstream eines weltfremden Pazifis-
mus, als notwendig bezeichnete. Man muB sich
einmal vergegenwirtigen, was in diesen Wochen
des vergangenen Jahres fiir einen Sozialdemokra-
ten das Bekenntnis bedeutete, den militdrischen
Sieg der westlichen Allianz iiber Saddam Hussein
zu wiinschen. Daf3 die Fraktion Klose zu ihrem
Vorsitzenden wihlte, ist vielleicht ein Zeichen da-
fiir, dal} man dort gewisse Borniertheiten der so-
zialdemokratischen Basis inzwischen schmerzhaft
empfindet; zu glauben, das zeige schon einen Wan-
del in der Sozialdemokratie insgesamt an, wire
verwegen. Klose ist ein eigenstindiger Kopf. Das
ist ein Vorteil vor allem aus der Sicht von Nicht-
Sozialdemokraten.

Und Engholm, der Parteivorsitzende? Er bemiiht
sich redlich um das, was des Parteivorsitzenden zu-
niichst einmal ist: den Laden zusammenhalten. wie
Willy Brandt das nannte. Er tut das mit groBer
politischer Professionalitit. Den Delegierten des
Bremer Parteitages, die ihn zum neuen Vorsitzen-
den wihlten, vermittelte er geradezu das Gefiihl
eines neuen Aufbruchs, obwohl er Visionen nicht
zu bieten hatte. Was er bot, war die Revision er-
starrter und obsolet gewordener sozialdemokrati-
scher Positionen vor allem in der Deutschland- und
AuBenpolitik. Engholm loste den Starrkrampf, der
die Partei befallen hatte, nachdem Lafontaine sie
mit seinem trotzigen Anrennen gegen den Lauf der
Geschichte und seinen gar nicht erhellenden Un-
zeitgemibBheiten in den DreiBig-Prozent-Turm der
fiinfziger Jahre zuriickgefiihrt hatte. Engholm bot
nicht Visionen, sondern einen Riickblick auf die
gerade erst erlebte Geschichte, mit dem er die
Kluft zwischen den Empfindungen der Mehrheit
der Deutschen und dem Weltbild des Kanzlerkan-
didaten zu iiberbriicken suchte: . Nach so langen
Jahren der Teilung und nach fast sechs Jahrzehn-
ten der Unfreiheit im Osten Deutschlands die Ein-
heit in Frieden und Freiheit zu erleben ist ein gro-
Bes Gliick, ein geschichtliches Gliick, wie es Vol-
kern nur selten zuteil wird, Wir sind jetzt ein Staat
geworden. Jetzt miissen und wollen wir auch ein
Volk, eine Gesellschaft werden. ... Wir im We-
sten waren nicht die besseren Deutschen, wir hat-
ten mehr Gliick und bessere Chancen und sind ver-
pflichtet, dieses Gliick nun zu teilen.” Viele haben
in Bremen gespiirt, daB den Sozialdemokraten
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eine Katastrophe vom AusmaB des 2. Dezember
1990 erspart geblieben wire, wenn dem Kanzler-
kandidaten Lafontaine im Wahlkampf solche Siitze
iiber die Lippen gekommen wiiren. Mit wieviel
griBerer Glaubwiirdigkeit hiitte er als Anwalt der
sozialen Interessen der Ostdeutschen auftreten
koénnen, wenn er nicht unfihig gewesen wiire, die-
ses Gliick als Ausgangspunkt aller sozialpoliti-
schen Herausforderungen zu artikulieren, die er
zum Thema seines Wahlkampfes machte.

Engholms Sprache eines sozialdemokratischen Pa-
triotismus ist ein deutlicher neuer Akzent im Er-
scheinungsbild der SPD, ebenso wie seine Abkehr
vom alten Status quo- und Gleichgewichtsdenken.
Deutlich wurde diese Revision sozialdemokrati-
scher Politik in seiner Erwiderung auf die Regie-
rungserklirung des Kanzlers zu den Umwiilzungen
in Osteuropa und der Sowjetunion kurz nach dem
gescheiterten Putsch in Moskau. In gewisser Weise
hielt Kohl damals die ,sozialdemokratischere"
Rede. Der Kanzler betonte Stabilitit und Konti-
nuitit und plidierte fiir ein moglichst enges Biind-
nis der Republiken der zerfallenden Sowjetunion.
Engholm dagegen stellte den Epochenwechsel in
den Vordergrund: Das Zeitalter der ,Politik der
kleinen Schritte™ — eine alte sozialdemokratische
Formel der Ostpolitik = sei zu Ende. Engholm
driingte die Regierung, staatliche Selbstindigkeit,
die aus dem Selbstbestimmungsrecht hervorgehe,
schneller anzuerkennen. Und wenn er kritisch von
der ,.heimlichen Sehnsucht nach der guten alten bi-
polaren Welt* sprach, dann dachte er sicher auch
an manchen aus seiner Partei, an Egon Bahr etwa,
der am Tage des Moskauer Putsches reflexhaft
seine alte Sprache wiedergefunden hatte. Engholm
erinnerte geradezu hdhnisch an jene, die frither fiir
das Selbstbestimmungsrecht des nicaraguanischen
Volkes auf die StraBe gegangen seien und jetzt
zum Unabhingigkeitskampf der Kroaten und Slo-
wenen schwiegen. Es ist offenkundig, daB auch
diese Kritik vor allem an die Adresse der eigenen
Partei gerichtet war.

Engholm und Klose stimmen in diesem auBenpoli-
tischen Revisionismus iiberein. Doch so entschie-
den sie auf diesem Feld ein neues Profil der Sozial-
demokratie priigen sollen, so unbestimmt bleiben
siec in der Innen-, Wirtschafts- und Sozialpolitik.
Der Parteivorsitzende gibt sich einmal als wirt-
schaftlicher Modernisierer, dem die Behauptung
der deutschen Wirtschaft gegen die ostasiatische
Konkurrenz so wichtig ist, daB er um dieses Zieles
willen gar auf einen weiteren Ausbau des Sozial-
staates verzichten will. Der Sozialstaat sei , fertig™,
hat Engholm immer wieder gesagt und deutlich ge-
macht, daB er die Sozialdemokratie nicht als Be-
triebsrat der Gesellschaft verstehe. Das hindert ihn
nicht daran, bei Bedarf als Anwalt der Schwachen
aufzutreten. Es habe ihn, sagte er einmal, seit er
Politik betreibe, der ,Begriff der kleinen Leute*
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beschiiftigt, der ,,unausrottbar in unserem Bewubt-
sein und Sprachgebrauch vorhanden ist“. Die wirt-
schaftliche Modernisierung kenne viele Gewinner,
doch eben auch Verlierer, die dem Tempo des
Fortschritts nicht gewachsen seien. Die SPD sei die
einzige Partei, die nie vergessen werde, dalfl die
wkleinen Leute™ es gewesen seien, ,die nicht nur
die Sozialdemokratie, sondern die diesen Staat
groB gemacht haben®, So gibt Engholm jedem das
Seine, und die verschiedenen Stromungen und Mi-
lieus der Sozialdemokratie kénnen ihn als einen
der Thren akzeptieren. Er ist nicht rechts, er ist
nicht links, er steht fiir Modernisierung, aber mit
~Bodenhaftung”, er ist Schriftsetzerlehrling, tech-
nokratischer Manager, Bildungsbiirger. Nimmt
man das Norddeutsche noch hinzu, verschwimmen
die politischen Physiognomien des Parteivorsitzen-
den und des Fraktionsvorsitzenden ineinander.

Es fehlt in dieser Physiognomie eines auf iiberdeut-
liche Weise: jenes griinlich-alternative Lebens-
reform-Pathos, das aus jedem Satz des Ende 1989
verabschiedeten Grundsatzprogramms trieft und
das groBen Teilen der Parteibasis schon zur zweiten
Natur geworden ist. Oskar Lafontaine verkorpert
die ,neue SPD* geradezu idealtypisch. Engholm
und Klose halten zu ihr Distanz. Die Fiihrer von
Partei und Fraktion pflegen eine neue Bescheiden-
heit was den Anspruch angeht, die Welt zu verin-
dern und Menschheitsprobleme zu losen.

Willy Brandt hatte seiner Partei nach dem Macht-
verlust von 1982 die Aufgabe der programmati-
schen Erneucrung gestellt. Die Arbeit an einem
neuen Grundsatzprogramm, das nach dreifiig Jah-
ren das Godesberger Programm ersetzen sollte,
war als eine Therapie der Selbstbesinnung ge-
dacht, hatte aber auch schon die strategische Per-
spektive, Mehrheiten ,links von der Mitte" zu su-
chen. Die Partei sollte sich den ,,neuen sozialen
Bewegungen* Offnen. Die aus ihnen hervorgegan-
gene Partei der Griinen begann, die parteipoliti-
sche Landschaft der Bundesrepublik zu verindern.
Es gibt einige deutliche Zisuren, die die Schritte
des Wandels der SPD in den achtziger Jahren mar-
kieren. Zuniichst stand der Streit um die Nachrii-
stung mit Mittelstreckenraketen, um den soge-
nannten NATO-DoppelbeschluB, im Vorder-
grund. Auf einem Sonderparteitag im November
1983 beschloB die SPD bei nur 14 Gegenstimmen,
die Nachriistung abzulehnen. Die Positionen der
Friedensbewegung hatten sich in der SPD auf brei-
ter Front durchgesetzt. Helmut Schmidt, der letzte
spzialdemokratische Kanzler, blieb mit einigen we-
nigen Getreuen isoliert. Er wurde von seiner Par-
tei geradezu verstofien.

Der Parteitag im August 1986 in Niirnberg stand
im Zeichen des Themas Okologie. Die Sozialde-
mokraten beschlossen dort den ,, Ausstieg™ aus der
Kernenergie. Es war der Abschied vom alten,
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technikgldaubigen Fortschrittsbegriff. Die SPD
wurde griinlich. Die alte Formel, daB sozialdemo-
‘kratische Politik vor allem fiir eine gerechte Ver-
teilung der Friichte eines grenzenlos gedachten
Okonomischen Wachstums zu sorgen habe, war
hinfillig geworden. Nach griin kam lila: 1988 in
Miinster erlegten sich die Sozialdemokraten eine
Frauenquote fiir alle Parteilimter und Mandate
auf.

Frucht dieser Jahre des Wandels ist das ,.Berliner
Programm®, das Erhard Eppler, einer seiner
Hauptautoren, eine ,Plattform fiir eine neue
Mehrheit® nannte, Es wurde am 20. Dezember
1989 in Berlin verabschiedet. Der Parteitag sollte
urspriinglich in Bremen stattfinden. Doch dann
kam Weltgeschichte dazwischen. Die Mauer fiel,
der Status quo in Europa stiirzte ein. Angesichts
diecser Ereignisse in Bremen iiber ein Grundsatz-
programm zu beraten, in dem von den gerade
stattfindenden dramatischen Umwilzungen noch
nicht einmal eine Ahnung zu spiiren war, das wire
zurecht als Flucht der SPD aus der Politik in die
sozialdemokratische Provinz verstanden worden.
So fanden sich die Delegierten also im Berliner
KongreBzentrum zusammen, das einer Raumsta-
tion fernab der Welt dhnelt. Von den Erschiitte-
rungen, die dort der Zusammenprall des Weltbil-
des der .,neuen SPD* mit der Wirklichkeit der mit-
teleuropiischen Revolution verursachte, hat sich
die Partei bis heute nicht erholt.

Ein merkwiirdiger Rollenwechsel fand statt. Willy
Brandt, der Ehrenvorsitzende und Parteipatriarch,
der in den Jahren zuvor das unruhige Suchen der
SPD nach neuen Ufern immer wieder angestoBen
hatte, zeigte jetzt einen zuweilen pathetischen Pa-
triotismus, als seien seit den Zeiten Kurt Schuma-
chers nicht vier Jahrzehnte vergangen. Vielen in
der Partei gefiel das nicht, sie sprachen vom ,.na-
tionalen Taumel*, dem auch ihr fritheres Idol
Brandt verfallen sei. Es gab in Brandts Reden die-
ser Zeit Aussagen, die in der Tat gegen Grundmu-
ster sozialdemokratischer Weltsicht am Ende der
achtziger Jahre gerichtet waren. Was sollten seine
~Enkel“, die sich mit der deutschen Zweistaatlich-
keit nicht nur abgefunden hatten, sondern sie auch
als . gerechte Strafe* fiir Auschwitz begriiBten, mit
Sitzen wie dem folgenden aus seiner Parteitags-
rede anfangen: ,,Noch so groBe Schuld einer Na-
tion kann nicht durch eine zeitlos verordnete Spal-
tung getilgt werden.” Und wem in der AuBenpoli-
tik die . Riicksicht auf die Nachbarn“ oberste
Richtschnur ist, den muBte es verstoren, dal
Brandt in Berlin kiihl feststellte: ,,Wie wir Deut-
schen unsere inneren Probleme losen, dazu brau-
chen wir = bald ein halbes Jahrhundert nach dem
Krieg — kaum noch auswiirtigen Rat.™

Nachdem Brandt versucht hatte, die Delegierten
auf ,verbotene Gedanken™ zu bringen, trat am
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darauffolgenden Tag der ,.Enkel* Lafontaine als
mahnender und strafender Vater vor den Partei-
tag. Die Bekimpfung des Hungertodes in der Drit-
ten Welt sei wichtiger als ,,manches, was hier und
da die Gemiiter beschiiftigt™, womit er die plotz-
lich praktisch gewordene Frage der staatlichen
Einheit Deutschlands meinte. Rhetorisch brillant
suchte er den Blick der Sozialdemokraten wegzu-
lenken von der Nation und dem Nationalstaat, die
er als das schlechthin Bose darstellte. Seine Be-
schworungsformel hiel ,,Region und Europa®. La-
fontaine machte sich zum Sprecher ciner Genera-
tion, der der Nationalstaat nichts mehr bedeutet,
die aber auch nicht zur Kenntnis nehmen will, dal
die postnationale Attitiide und der Euroregionalis-
mus nur auf dem spezifischen Boden der westdeut-
schen Mittelschicht gedeihen. Die eingebildete
Fortschrittlichkeit wird zur Boniertheit, wenn sie
das Wirken élterer und elementarer politisch-hi-
storischer Krifte nicht mehr wahrhaben will. Es
wirkte zuweilen riide und hartherzig, wie Lafon-
taine die Einheitssehnsucht der Deutschen in der
damaligen DDR ignorierte und dabei auch nicht
davor zuriickscheute, westdeutsche Sozialingste
zu schiiren.

Wie gereizt die Atmosphiire auf dem Berliner Par-
teitag war, zeigt eine kleine Episode, die Anke
Fuchs, damals Bundesgeschiiftsfithrerin der SPD,
in ihrem Buch Mut zur Macht. Selbsterfahrung in
der Politik*, berichtet, Sie wollte mittels Video
den Delegierten eine Rede Erich Ollenhauers vor-
spielen, die der auf dem Godesberger Programm-
parteitag von 1959 gehalten hatte. Die Passage, um
die es ging lautete: . Genossinen und Genossen,
ich michte, ehe ich zum Programm selbst komme,
noch eine weitere wesentliche Feststellung treffen.
Das neue Grundsatzprogramm der Sozialdemo-
kratie ist das Programm der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands in der Bundesrepublik. Wir
sind uns dieser tragischen Unzulinglichkeit be-
wubt, und wir mochten unseren Genossen und
Freunden in der Zone die selbstverstindliche und
undiskutierbare GewiBheit geben, dall wir mit ih-
nen gemeinsam die programmatischen Grundlagen
der deutschen Sozialdemokratie neu diskutieren
werden, wenn die Stunde gekommen ist, in der wir
alle als freie Menschen in einem freien und wieder-
vereinigten Deutschland die Positionen und die
Aufgaben des demokratischen Sozialismus neu be-
stimmen konnen.* DaB diese Stunde bevorstehen
kénnte, war im Dezember 1989 nicht nur ein
Traum. Vertreter der in der DDR gegriindeten so-
zialdemokratischen Partei waren im KongreBzen-
trum anwesend, Doch das Einspielen der Ollen-
hauer-Rede, so berichtet Anke Fuchs, wurde von
Heidemarie Wieczorek-Zeul als Tagungsprisiden-
tin wegen des Bekenntnisses zur Wiedervereini-
gung verhindert.

19



Den Preis fiir solche politische Begriffsstutzigkeit
bezahlte die SPD schlieBlich mit ihrer demiitigen-
den Niederlage bei der ersten gesamtdeutschen
Bundestagswahl Anfang Dezember 1990. Schon
im Friihjahr dieses Jahres waren alle Hoffnungen
zerstoben, die alten sozialdemokratischen Hoch-
burgen in Thiiringen und Sachsen konnten wieder-
erstehen und der Sozialdemokratie auf lange Zeit
die politische Vorherrschaft in Deutschland si-
chern. Gerade in Sachsen und Thiiringen schnitt
bei den Volkskammerwahlen die SPD am schlech-
testen ab. Im Industrierevier um Chemnitz kam sie
gerade auf 15 Prozent, in Cottbus auf 19, in Suhl
auf 16 und in Erfurt auf 18, Zwdlf Jahre National-
sozialismus und vierzig Jahre SED-Herrschaft hat-
ten die politische Landschaft in Mitteldeutschland
griindlich veridndert. Kontinuititsstrome waren
versiegt. Auch heute, zwei Jahre spiiter, ist es der
SPD noch nicht gelungen, in den neuen Bundes-
lindern wirklich FuB zu fassen. Zwar zeigen Um-
fragen, daB sie bei Wahlen jetzt erheblich besser
abschneiden wiirde. Doch die Partei selbst ist in
Ostdeutschland schwach. Immer noch liegt ihre
Mitgliederzahl dort bei etwa 30000, gegeniiber
rund 900000 in Westdeutschland. Dal} die wieder-
erstandene SPD in der DDR aus der Biirgerbewe-
gung hervorgegangen, also nicht mit der Vergan-
genheit einer Blockpartei belastet war, ist viel-
leicht eine moralische, jedoch keine politische
Stiirke. Inzwischen wird in der SPD offen dartiber
diskutiert, ob nicht ehemalige, personlich unbela-
stete SED-Mitglieder das eigentliche Mitgliederre-
servoir der Sozialdemokratie seien,

Sozialdemokraten regieren in zehn der sechszehn
Bundeslinder in allen denkbaren Koalitionskom-
binationen, sie bestimmen die Mehrheit im Bun-
desrat. Im April vergangenen Jahres wurden sie
erstmals Regierungspartei in Rheinland-Pfalz,
dem 5Stammland des Kanzlers. Im Juni errangen
sie mit der absoluten Mechrheit der Mandate einen
bedeutenden Wahlsieg in Hamburg. Ist in den
Liandern das Fundament fiir einen Machtwechsel
im Bund gelegt? Man braucht nicht das Bremer
Wahldesaster vom 29. September 1991 anzufiih-
ren, um Zweifel daran anzumelden. Allenthalben
zeigen sich Ermiidungserscheinungen. Das schlie3-
lich doch zuriickgenommene Diditengesetz in Ham-
burg hat die Partei in eine schwere Glaubwiirdig-
keitskrise gestiirzt. In Niedersachsen streitet sich
die SPD mit dem griinen Koalitionspartner iiber
Abfallentsorgung und Miillverbrennung; von
einem rot-griinen Aufbruch ist in Hannover wenig
zu spiiren. In Nordrhein-Westfalen wird die Partei
nach 25 Jahren Regierungsmacht miide, der bisher
nahezu unumstrittene Landesvater Johannes Rau
liebiiugelt — trotz wiederholten Dementis — muit
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dem Amt des Bundespriisidenten. Und im Saar-
land, dessen Wiihler Lafontaine einen Triumph be-
schert haben, mehren sich die Berichte iiber roten
Filz und provinzielles Duodez-Gehabe. Man kann
nicht sagen, dal in den Lindern der frische Wind
weht, der in Deutschland eine neue sozialdemo-
kratische Ara bringen wird. Fiir die Bonner Regie-
rungskoalition stehen die Chancen gut, dall 1994
der wirtschaftliche Aufschwung in den neuen Liin-
dern so spiirbar ist, dal} sie als Schépferin eines
zweiten deutschen Wirtschaftswunders die Wahl-
ernte einfahren kann. Viele Sozialdemokraten
richten deshalb den Blick schon auf das Jahr 1995,

Die Hauptaufgabe, vor der die SPD heute steht, ist
die nicht nur intellektuelle, sondern auch mentale
Anpassung an den Epochenwechsel, den das Jahr
1989 markiert. Wie weit vor allem ihre Mitglieder-
basis davon entfernt ist, das zu verstehen, konnte
man im vergangenen Jahr bei verschiedenen An-
lissen sehen. Da war der trotzige, aber weder poli-
tisch noch moralisch haltbare Pazifismus weiter
Teile der Partei angesichts des Golfkrieges. Ge-
rade jene, die als Argument gegen die deutsche
Einheit die angebliche Gefahr eines Abtriftens
vom Westen angefiihrt hatten und ihren angebli-
chen westeuropdischen Kosmopolitismus bedroht
sahen, zeigten sich jetzt zu einem deutschen Son-
derweg wild entschlossen. Die Debatten um die
kiinftigen Aufgaben der Bundeswehr, der Blau-
helm-BeschluB des Bremer Parteitages, diec Hilflo-
sigkeit angesichts des serbischen Krieges gegen
Kroatien offenbaren, dafl in der SPD das Bewufi-
sein dafiir, daB in Europa hiirtere Zeiten angebro-
chen sind, noch nicht sehr weit verbreitet ist. Die
Basis befaBt sich noch immer lieber mit ,,weichen®
Themen und setzt reflexhaft — am Beispiel Asyl ist
das abzulesen - noch immer die schine Gesinnung
geaen die bedrohliche Wirklichkeit. Was iiber mul-
tikulturelle Gesellschaft im sozialdemokratischen
Milien geredet wird, hat mit der gegenwirtigen
und kiinftigen Wirklichkeit von Flucht- und Wan-
derungsbewegungen etwa so viel zu tun wie Sand-
kastenspiele mit Bergbau.

Innenpolitisch werden die nichsten Jahre noch
ganz im Zeichen des Aufbaus in den neuen Lin-
dern stehen. AuBenpolitisch scheint es eher stiir-
misch zu werden. Einen gesellschaftlichen und kul-
turellen Aufbruch, wie er in den sechziger Jahren
dem Machtwechsel vorausging, gibt es in Deutsch-
land zur Zeit nicht. Es geht eher um eine schwie-
rige Anpassung an neue Verhiiltnisse. Krisenma-
nagement wird in Zukunft mehr gefragt sein als
Reformeifer. Manche in der SPD beginnen das zu
begreifen; Engholm und Klose gehoren dazu.
Doch der neue Realismus dringt nur langsam vor.

B5



Hans Vorlidnder

Die FDP nach der deutschen Vereinigung

I. Der Parteitag in Suhl

«Nichts wird sein, wie es war* — so stellte Hans-
Dietrich Genscher zum AbschluB des Parteitages
im thiiringischen Suhl am 3. November 1991 fest
und meinte damit seine Partei, die FDP. Gut vier-
zehn Monate nach dem Hannoveraner Parteitag
der Vereinigung von West-FDP und den zwei alten
und den zwei neuen Parteien aus der DDR, den
Blockparteien  Liberal-Demokratische  Partei
(LDPD) und Nationaldemokratische Partei
(NDPD) - die sich zuvor schon zum Bund Freier
Demokraten zusammengeschlossen hatten — und
der nach der ,Wende" gegriindeten FDP in der
DDR und der Deutschen Forumpartei, schien die
FDP .in Bewegung” gekommen zu sein. Doch in
welche Richtung, auf welchen Weg die 662 Dele-
gierten ihre Partei in Bewegung versetzt hatten,
das war weder der Parteifilhrung noch den Beob-
achtern recht klar geworden. Kaum einen Zweifel
hatten die Prisidiums- und Vorstandswahlen indes
daran gelassen, daB das ,Ende der Lambsdorff-
Partei*! gekommen ist. Otto Graf Lambsdorff
wurde als Vorsitzender mit nur 67 Prozent der De-
legiertenstimmen wiedergewiihit. Der von ihm
zum Generalsekretir vorgeschlagene Uwe Liihr
aus Halle kam nur mit einem sehr mageren Ergeb-
nis ins Amt. Und der alte Partei-Vize Gerhart R.
Baum wurde nicht wieder in das Prisidium — spéter
allerdings in den erweiterten Vorstand — gewihlt.
Die Tatsache, daB Genscher sowohl Graf Lambs-
dorff als auch Baum den Delegierten zur Wahl vor-
geschlagen hatte, der eine indes deutlich ge-
schwiicht und der andere gar nicht in das anvisierte
Parteiamt gewdhlt wurde, lieB zudem gar Zweifel
am Einflu des . dienstiiltesten AuBlenministers der
Welt* auf seine Partei aufkommen. Von ,.Gotter-
dammerung in Suhl* und ,Suhler Ohrfeigen™ spra-
chen deshalb die einen?®, und die anderen konnten
~Denkzettel fiir Lambsdorff, Fiasko fiir Liihr,
Baum fiel durch, Genscher verlor Witterung*® ti-
teln.

Hatten die Delegierten auf dem Parteitag mit der
Ablehnung der vom Parteivorstand vorgeschlage-
nen Satzungsinderung — die Zahl der stellvertre-
tenden Parteivorsitzenden und Beisitzer sollte, wie
es auf dem Vereinigungsparteitag von 1990 nur fiir

Frankfurter Rundschau vom 4. 11. 1991, §. 3.
Stiddeutsche Zeitung vom 4. 11. 1991, 5. 3£
Welt am Sonntag vom 3. 11. 1991, 8.2,
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einen Ubergang beschlossen worden war, bleibend
erhoht werden — und mit den Uberraschungen bei
den dann folgenden Prasidiumswahlen, bei denen
wegen der Reduzierung der Stellvertreter- und
Beisitzerposten die vorher getroffenen Abspra-
chen gegenstandslos geworden waren, Selbstbe-
wubBltsein gezeigt und ein deutliches Zeichen der
MibBbilligung an die Adresse der Parteifilhrung ge-
richtet, so blieb die auch in den folgenden Tagen
splirbare Unruhe unter den Delegierten letztlich
ziellos. Dem gleichsam karthartischen Wahlakt
folgte bleierne Ratlosigkeit, die sich auch nicht
durch Genschers zweckoptimistische Umdeutung
(,Wir sind eine muntere und angriffslustige
Truppe®) verfliichtigen mochte. Das lag vor allem
daran, daB der Parteitag auf die dringenden Fra-
gen keine sich selbst und die Offentlichkeit iiber-
zeugenden Antworten fand. Die dilatorische Be-
handlung des nun offen zutage getretenen Fiih-
rungsproblems, in cincm solchen Moment, wo die
Partei erkennbar nach Fiithrung und Orientierung
suchte, zeigte, daB die Partei noch nicht die Kraft
zur personellen Erneuerung gefunden hatte, und
sie lieB gleichzeitig die Befiirchtung wachsen, daB
die Partei ihre Energien in einer zweijdhrigen Aus-
einandersetzung um das geeignete Fiihrungsta-
bleau verzehren kénnte. Auch die dunkle Ahnung,
dafl der unumstrittene und so wihlerwirksame
»Leitstern* Hans-Dietrich Genscher verléschen
konnte und der Partei damit die entscheidende In-
tegrations- und Identifikationsfigur genommen
wiire, trug gewill nicht zur Erhellung der personel-
len Perspektiven bei.

So unbestreitbar der lange geforderte Genera-
tionswechsel an der Fithrungsspitze auch personal-
politische Klarheit geschaffen hiitte, so fraglich ist
doch, ob die Partei aufgrund ihrer inneren Verfas-
sung zum jetzigen Zeitpunkt dazu in der Lage ge-
wesen wiire, Denn die Riege moglicher Nachfolge-
kandidaten ist zwar zahlreich und als solche auch
erkennbar, doch kann keiner von ihnen auf ein
scharf konturiertes Profil und auf ein sichtbares
mehrheitsverbilirgendes Gewicht in der Partei zu-
riickgreifen, ein glatter Durchmarsch an die Partei-
spitze schien deshalb fiir keinen der infrage
kommenden Kandidaten moglich zu sein. Ent-
scheidender aber diirfte noch sein, dafl die Ver-
einigung mit den Parteien aus der DDR doch stér-
kere innerparteiliche Verwerfungen verursacht
hat, als es zunichst, im Zuge des im engeren Sinne
organisatorischen Vereinigungsprozesses, der Fall
zu sein schien. Das latente Unbehagen von ,,Wes-
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sis* gegeniiber ,,Ossis*, vor allem solchen aus den
alten Blockparteien LDPD und NDPD, und ,,Os-
sis* gegeniiber , Wessis" stellt eine verdeckte men-
tal-politische Spannungslinie innerhalb der Partei
dar, die vor und auf dem Parteitag nur mithsam vor
eruptiven Konflikten bewahrt werden konnte. Die
verbalen Auseinandersetzungen im Vorfeld des
Parteitages um die Person des von Otto Graf
Lambsdorff fiir das Amt des Generalsekretirs vor-
geschlagenen Uwe Liihr aus Halle, die Abwahl des
liberalen Erneuerers Bruno Menzel als stellvertre-
tender Parteivorsitzender — er hatte in bewubBter
Opposition zur LDPD nach der Wende die ,FDP
in der DDR* gegriindet -, vor allem seine dabei
erlittene Niederlage gegen den letzten Vorsitzen-
den der LDPD, Rainer Ortleb, und das Erstaunen
einzelner Parteimitglieder iiber Parteitagsdele-
gierte, diec hohe Funktionstriger der Blockparteien
gewesen waren, waren deutliche Symptome der in
den neuen Landes- und Kreisverbiinden zum Teil
heftig gefiihrten Auseinandersetzungen zwischen
Erncuerern und alten ,Blockfléten*, aber auch
des auf dem Parteitag in Suhl greifbaren, beklem-
menden Gefithls des Fremdseins in der eigenen
Partei: ..Das sind Fremde fiir uns, so wie wir fiir
sie,

Auch die programmatische Selbstdarstellung der
Partei, die in Suhl den Leitantrag des Vorstandes
~aoziale Chancen durch liberale Marktwirtschaft*
beriet, vermochte weder die Partei noch die Of-
fentlichkeit zu iiberzeugen. Die Signalwirkung, die
sich die Urheber davon erhofft hatten. blieb aus.
Zu sehr schien schon der Titel ein Remake der
schon aus den fiinfziger Jahren bekannten Losung
von der freien Marktwirtschaft, die zugleich die
beste Sozialpolitik sei, nahezulegen. Die Befiirch-
tung, dal dieses ordnungspolitische Credo einmal
mehr die ,soziale Kilte* der Wirtschaftspartei
FDP verdeutliche, teilten nicht nur die linkslibera-
len Kritiker, sondern auch viele Delegierte aus den
neuen Bundeslindern. Der Aufbruch zu neuen
Ufern, von einigen erhofft, von anderen aus ord-
nungs- und koalitionspolitischen Ub-erlegungen zu
vermeiden gesucht, fand nicht statt: ,,Wir wollen
zu neuen Ufern, aber wir trauen uns nicht auf die
hohe See, auch nicht, die Segel zu setzen.*?

Gelang es damit nicht, personelle Erneuerung und
programmatische Identitiit zu verdeutlichen, so
war auch die Befiirchtung, dafi mit der Vertagung
der Fiithrungsfrage, den Belastungen aus dem in-
nerparteilichen VereinigungsprozeB und der Riick-
kehr zu alten programmatischen Besitzstinden
eine Chance versiumt wurde, der FDP ein gestirk-
tes Image im System der Parteienkonkurrenz zu

4 So der FDP-Politiker Gerhart R. Baum am Rande des
Parteitags in Suhl, zit. in: Frankfurter Rundschau vom 4. 11.
1991, 5.3,

5 So der FDP-Politiker Burkhart Hirsch auf dem Parteitag
in Suhl.

15

geben, nicht grundlos. Der Parteitag wurde ,.in
Grund und Boden rezensiert*®. Das mag den vor-
herrschenden Eindruck des Parteitages richtig wie-
dergeben. Gleichwohl kénnte sich darin aber auch
eine zu hohe Erwartungshaltung ausdriicken, die
verkennt, dal die Partei sich in einem Prozeld der
inneren Neukonstituierung befindet, aber noch
nicht den Mut gefunden hat, dies als Chance der
Erneuerung zu begreifen, geschweige denn zu nut-
zen. So setzt sie vorerst auf das Alte und Bewihrte
und versucht, ithre inneren Friktionen mit einem
unpolitisch anmutenden technokratischen Pragma-
tismus zu iiberdecken. Hierin, so scheint es, gleicht
der innerparteiliche dem gesamtdeutschen Ver-
einigungsprozel.

II. Die FDP auf der Suche nach einer
neuen Fithrung

Der Suhler Parteitag hat den alten und neuen Vor-
sitzenden mit seinem Votum deutlich geschwiicht.
DaB Otto Graf Lambsdorff nur 433 Delegierten-
stimmen bei seiner Wahl als Vorsitzender, ohne
einen Gegenkandidaten zu haben, erhielt, 1990 je-
doch auf dem Vereinigungsparteitag mit 524 Stim-
men zum ersten gesamtdeutschen Vorsitzenden
der FDP gewiihlt worden war, konnte nur als ein
deutliches Zeichen des Millitrauens und der Unzu-
friedenheit mit dem Parteivorsitzenden, bestimmt
aber nicht, wie bei einer letztmaligen Kandidatur
zu erwarten gewesen wire, als ein Zeichen des
Dankes und der Anerkennung fiir die geleistete
Arbeit in der Parteifiihrung verstanden werden.
Der Parteitag machte unmiBverstiindlich klar, daB
er in Graf Lambsdorff nurmehr einen Vorsitzen-
den auf Abruf sieht, der aber sein Haus bislang
nicht bestellt hat. Ohne jedoch eine attraktive per-
sonelle Perspektive zu haben, schien so manchen
Delegierten die letztmalige Kandidatur des alten
Parteivorsitzenden ein Birendienst zu sein, liegt in
der Vertagung der Fihrungsfrage doch der Keim
bald einsetzender und lang anhaltender Diado-
chenkdmpfe.

Schon im Frithjahr 1991 war das Personalkarusell
in Gang gekommen, als der neue Wirtschaftsmini-
ster Jirgen W. Méllemann seinen Anspruch auf
die Lambsdorff-Nachfolge geltend machte. Er
konnte sich dabei auf eine von Otto Graf Lambs-
dorff an ihn gerichtete frithere Anfrage stiitzen,
die Méllemanns Bereitschaft zur Nachfolge und
Graf Lambsdorffs — spiiter wieder zuriickgenom-
mene - Billigung erkennen lieB. Zum anderen
hatte Mbillemann es verstanden, nicht zuletzt
durch das von ihm maBgeblich mitgestaltete Wirt-

6 Gunter Hofmann, in: Die Zeit vom 8. 11. 1991, 5. 8.
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schaftsprogramm  ,Gemeinschaftswerk  Auf-
schwung Ost”, sich als Hoffnungstriiger fiir die
fiinf neuen Bundeslinder zu prisentieren. Damit
schien er, zumindest fiir einen kurzen Zeitraum,
von der Unzufriedenheit in den neuen Landesver-
biinden mit dem Vorsitzenden Graf Lambsdorff
und dem durch ihn verkorperten Image der ..so-
ziale Kilte® ausstrahlenden reinen Wirtschaftspar-
tei zu profitieren. Doch fand dieses, zuniichst
durchaus mit gewissen Erfolgsaussichten verbun-
dene ,,Spiel mit Bande* schon im Frithsommer ein
Ende. Denn zum einen wulite der zu einer letzten
zweijdhrigen Amisperiode entschlossene Partei-
vorsitzende der potentiellen Herausforderung da-
durch Herr zu werden, daB er den Unmut in den
neuen Landesverbinden durch verstiirktes eigenes
Engagement auffangen und durch institutionali-
sierte Formen des Meinungsaustausches zwischen
Bundespartei und den ostdeutschen Parteigliede-
rungen kanalisieren konnte. Zum anderen war der
Mollemannsche Griff zum Vorsitz in der Partei als
vorschnelle Demontage Graf Lambsdorffs kriti-
siert worden, und sein in den Medien zitiertes Pa-
pier, in dem als Forderungen an die SPD formu-
lierte Voraussetzungen fiir die Wiederauflage
einer sozialliberalen Koalition genannt wurden, er-
hielt im Vorstand der Partei eine deutliche Ab-
fuhr.

Vor allem aber war es das Scheitern der mit Riick-
trittsdrohung als Minister verschenen Forderung
nach einschneidenden Subventionskiirzungen in
Hohe von mindestens 10 Mrd. DM im Bundes-
haushalt 1992, das Mollemann innerhalb wie
auferhalb der FDP viel von dem Kredit einbiiflen
lie}, den er bei seinem von Verve und Engagement
getragenen Amtsantritt im Wirtschaftsministerium
zuniichst auf seiner Seite hatte verbuchen kdnnen.
Dabei stand Mdéllemann, der seine Riicktrittsdro-
hung als Minister, trotz der deutlich unter der vor-
gegebenen Zielmarge bleibenden Einsparungen im
Subventionsbereich, vergessen zu haben schien,
wie ein Papiertiger da. Dementsprechend diinn fiel
der Beifall fiir Méllemann auf dem Parteitag in
Suhl aus, als der Parteivorsitzende in seinem Re-
chenschaftsbericht die Leistungsbilanz der Mini-
sterriege vortrug. Auffallend war auch die Zuriick-
haltung, die sich Mdllemann auf dem Parteitag
auferlegte und es sogar vermied, sich bei der Wahl
zum Bundesverstand — als Vorsitzender des im-
merhin mitgliederstirksten Landesverbandes -
einem Popularitétstest zu stellen. Ohnehin bei den
letzten Parteitagen als Beisitzer zum Bundesvor-
stand nur mit mageren Ergebnissen ausgestattet,
verzichtete Millemann, offensichtlich ,.Denkzet-
tel“ oder ,,Ohrfeigen” fiirchtend, auf eine Kandi-
datur,

Dennoch diirfte es verfriiht sein, den jetzigen Wirt-
schaftsminister als ernsthaften Kandidaten um die
Nachfolge von Otto Graf Lambsdorff als Partei-
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vorsitzender der FDP abzuschreiben. Das hieBe,
seine Durchsetzungsfahigkeit zu unterschiitzen,
denn immerhin war es Méllemann nach der ersten
gesamtdeutschen Bundestagswahl gelungen, das
personalpolitische Tableau des Parteivorsitzenden
zu durchkreuzen und gegen dessen expliziten Wil-
len sein Ziel, Wirtschaftsminister zu werden, zu er-
reichen. Allerdings ist festzuhalten, daB sich Mil-
lemanns Aufstieg im wesentlichen auBerhalb der
Bundespartei, in Amtern vollzog, iiber deren per-
sonelle Ausstattung zuerst die Fraktion im Bun-
destag entscheidet, in der Mollemann erhebliche
Unterstiitzung aus den Reihen der nordrhein-west-
filischen Abgeordneten und des ,.Schaumburger
Kreises”, einem losen Zusammenschlufl konserva-
tiv-liberaler und zentristischer Krifte, erfahren
hat. In der Gesamtpartei sind dic Vorbehalte ge-
geniiber Moéllemann hingegen immer griBer gewe-
5€Nn.

Hatte sich also der Anspruch von Jiirgen Malle-
mann auf die Nachfolge von Otto Graf Lambsdorff
im Vorsitz der FDP schon im Vorlauf des Parteita-

_ges relativieren lassen miissen, so liefen die Dele-

gierten auf dem Parteitag in Suhl keinen Zweifel
daran, daB sie auch in Irmgard Schwactzer, der
Bundesbauministerin und vormaligen Generalse-
kretédrin, aber auch in dem neuen Bundesjustizmi-
nister Klaus Kinkel geeignete Kandidaten fiir die
Vorstandswahlen von 1993 sehen. Frau Schwaet-
zer erreichte mit 442 Stimmen - bei einem Gegen-
kandidaten — das beste Ergebnis der drei Stellver-
treter des Bundesvorsitzenden. Sie, die 1988 schon
einmal, und zwar gegen Otto Graf Lambsdorff, fiir
den Parteivorsitz kandidiert hatte, ist damit die
wnatiirliche* Kandidatin um die Nachfolge. Jeder
andere Mitkonkurrent mub sie, die als Bundesbau-
ministerin sozialpolitisches Profil zu gewinnen
sucht, ins Kalkiil miteinbeziehen. Dal sie zusam-
men mit Méllemann den Hut sehr friih in den Ring
geworfen hat, konnte ihr jedoch im Moment der
Entscheidung zum Nachteil gereichen.

Klaus Kinkel kandidierte, da er erst zu Beginn des
Jahres in die FDP eingetreten war, fiir kein Partei-
amt, er ist als Bundesminister ohnehin ex officio
Mitglied des Prasidiums der Partei. Allerdings
erfuhr er einen uniiberhérbar deutlichen Sympa-
thieerweis, als der Parteitag Lambsdorffs Aner-
kennung der Ministerbilanz von Kinkel mit laut-
starkem Beifall aufnahm. Es ist vor allem der Bun-
desjustizminister, der aus der Bundespartei her-
aus, und hier aus der Parteispitze, dem Parteima-
nagement des Thomas-Dehler-Hauses und der
Fraktionsfiihrung, als potentieller Kandidat aufge-
baut zu werden scheint. Dabei lassen drei Ge-
sichtspunkte Klaus Kinkel zu einem attraktiven
Kandidaten und Sympathietrdger werden: Zum
einen wird dem Juristen, ehemaligen Mitarbeiter
von Hans-Dietrich Genscher, dem Beamten und
Staatssekretiir und Ex-BND-Chef Sachverstand,
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administrative Kompetenz und personliche Sou-
verdnitdt attestiert. Zum zweiten vermag Klaus
Kinkel mit seiner schwibischen Herkunft ein Iden-
tifikationsbediirfnis der Partei zu erfilllen, das
nicht allein in funktionaler Kompetenz aufgeht,
sondern auch nach ,Nestwirme* und politischem
Heimatgefiihl verlangt. , Liberales Urgestein® aus
dem Schwiibischen verweist auf die liberale Tradi-
tion der wiirttembergischen Demokratischen
Volkspartei und ruft die Erinnerung an die Leitfi-
guren der frithen bundesrepublikanischen FDP, an
Theodor Heuss und Reinhold Maier, und damit an
eine milieuverankerte Politik wach, die Identitit
wie Existenz der Partei gleichermabBen zu verbiir-
gen schien. Drittens verkorpert Kinkel fiir viele
Parteimitglieder, trotz seiner lupenreinen bundes-
politischen Karriere, auch die foderative und
regionalistische Vergangenheit der FDP, die kenn-
zeichnend fiir die fiinfziger und frithsechziger
Jahre war, in der Folge aber, aufgrund der bundes-
politischen Orientierung und der Dominanz des
nordrhein-westfilischen Landesverbandes, verlo-
ren ging. Kinkel erweckt den Eindruck, etwas von
der guten alten Zeit der FDP zuriickholen zu kon-
nen, in der die FDP noch, wie Reinhold Maier for-
mulierte, . klein, aber fein* war. Die Chance Kin-
kels diirfte damit, jenseits seiner unbestritienen
fachlichen Kompetenz, nicht zuletzt darin liegen,
dal er, stirker als seine moglichen Konkurrenten,
einem sich in der Umbruchsituation innerparteilich
artikulierenden Bediirfnis nach Orienticrung und
Identititsstiftung in glaubwiirdiger Weise Rech-
nung tragen konnte. Als Politiker ist Kinkel unver-
braucht, ihm haftet nicht das Stigma des Karriere-
politikers an, und zudem hat er sich bislang nicht
am medienwirksamen Wettbewerb innerparteili-
chen Stithleriickens beteiligt.

Die Reihung mdéglicher Kandidaten fiir die Nach-
folge von Otto Graf Lambsdorff im Parteivorsitz
lieBe sich fortsetzen. Vor allem lassen sich, als Er-
gebnis des Suhler Parteitags, die Namen von Wolf-
gang Gerhardt und Carola von Braun hinzufiigen.
Gerhardt wurde, zur allgemeinen Uberraschung
und trotz der Reduzierung der Stellvertreterpo-
sten, als stellvertretender Bundesvorsitzender wie-
dergewiihlt, und dies, obwohl das schlechte Ab-
schneiden der FDP bei den hessischen Landtags-
wahlen im Friihjahr allgemein als eine personliche
Miederlage Gerhardts gewertet worden war. Ger-
hardt obsiegte bei der Wahl iiber den langjdhrigen
Partei-Vize und Reprisentanten des linksliberalen
Fliigels der Partei, Gerhart R. Baum: er profitierte
dabei wesentlich von einem Anti-NRW-Affekt un-
ter den Parteitagsdelegierten, wire doch mit
Baum, neben Graf Lambsdorff und Irmgard
Schwaetzer, der dritte Nordrhein-Westfale in den
engsten Fihrungskreis der Partei eingezogen. So
aber war es ein Leichtes fiir den Hessen Gerhardt,
sich in der Kandidatenvorstellung als ein Vertreter
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des foderativ-landsmannschaftlichen Elementes
der Partei zu exponieren. Carola von Braun gehort
sicher zu den Geheimtips fiir die Wahl 1993, Sie
wurde als Beisitzerin in das Prisidium gewiihlt.
Weil sie in Berlin einem Landesverband vorsitzt,
der = zwangsliufig — die West-Ost-Integration der
Vereinigungsparteien am schnellsten und vollstiin-
dig, und zwar politisch, organisatorisch und perso-
nell vollziechen mufBite = zwei Drittel des Berliner
Landesverbandes kommen aus dem Ostteil der
Stadt —, und sie als Lambsdorff-Kritikerin das so-
zialpolitische Profil der FDP zu stéirken sucht, wird
sie bei vielen ostdeutschen Parteimitgliedern — und
nicht nur dort, sondern vor allem auch bei den im
-Elbe-Kreis" locker organisierten Linksliberalen -
als Hoffnungstrigerin fiir eine umfassende poli-
tisch-programmatische Erneuerung der Partei ge-
sehen.

III. Vereint und doch verschieden?
Friktionen der Parteienvereinigung

Der Parteitag in Suhl lieB nur sehr bedingt Riick-
schliisse auf den Stand der innerparteilichen Inte-
gration nach der Vereinigung von FDP und den
vier ostdeutschen Parteien zu. Auf den ersten
Blick scheint zuniichst die personelle Integration
auf der Ebene der Parteifiihrung gelungen zu sein.
Rainer Ortleb, der letzte und nach der ,Wende"
gewlihlte Vorsitzende der alten Blockpartei
LDPD, wurde wie schon auf dem WVereini-
gungsparteitag in Hannover zum stellvertretenden
Parteivorsitzenden gewiihlt. Uwe Liihr aus Halle,
der das einzige Bundestagsdirektmandat seit 1957
fiir die FDP mit entscheidender Unterstiitzung
Genschers in dessen Heimatregion errang und be-
reits Parlamentarischer Geschiftsfithrer der FDP-
Bundestagsfraktion war, wurde vom Parteitag zum
Generalsekretir bestellt. Ins Prisidium der Partei
zog zudem der Vorsitzende des Landesverbandes
Sachsen und Parlamentarische Staatssekretir im
Bundesbauministerium. Joachim Giinther, ein.
Kann also durchaus festgestellt werden, dali die
ostdeutschen Landesverbinde ihrem innerparteili-
chen Gewicht gemiB im eigentlichen Fiithrungsgre-
mium der Partei reprisentiert sind — und auch der
von Niedersachsen nach Brandenburg gewechselte
Wirtschaftsminister und ebenfalls zum Beisitzer
gewiihlte Walter Hirche liefie sich noch hinzurech-
nen —, so war die Filhrungsauswahl doch eher un-
ter den strategischen Gesichtspunkten der perso-
nellen Integration der Krifte aus der ehemaligen
Blockpartei LDPD als in der Perspektive politisch-
programmatischer und personeller Erneuerung er-
folgt. Denn Ortleb, Lithr und Giinther hatten be-
reits vor der ,Wende* herausgehobene Funktio-
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nen in der alten Blockpartei, und ein Kritiker wie
Bruno Menzel, der die ,,FDP in der DDR" gegriin-
det hatte und der im August 1990 in Hannover
noch zum stellvertretenden Bundesvorsitzenden
gewiihlt worden war, fand nun, bei drei Anliufen
und zwei direkten Gegenkandidaturen zu Ortleb
und Giinther, keinen Platz mehr im Bundesvor-
stand. Auch der Vorschlag Liithrs zum Generalse-
kretir war eher Ausflub integrations- und wahltak-
tischer Uberlegungen Graf Lambsdorffs gewesen.
Liihr hatte zuvor weder politisches noch program-
matisches Profil erkennen lassen. Die Wahl Lihrs
wurde wvon Irmgard Schwaetzer lakonisch
kommentiert: . Jede Zeit braucht ihren Generalse-
kretdr.™

Damit setzte sich ein Dilemma fort, das mit der
Strategie der FDP kurz nach dem Fall der Berliner
Mauer begonnen hatte. Einerseits konnte der FDP
das Schicksal der LDPD nach der ,Wende" nicht
gleichgiiltig sein, war diese doch von ihrer Her-
kunft als Schwesterpartei anzusehen. Die Liberal-
Demokratische Partei war die nach dem zweiten
Weltkrieg wiedergegriindete Organisation des Par-
teiliberalismus auf dem Territorium der sowjeti-
schen Besatzungszone, und zahlreiche hohe Funk-
tionstriiger der FDP waren in den Anfangsjahren
und zum Teil bis in die fiinfziger Jahre hinein Mit-
glieder der LDPD gewesen, bevor sie die DDR
verlassen muBten. Das aus dieser Zeit resultie-
rende Gefiihl alter Verbundenheit war nie ginzlich
geschwunden, war mitursichlich fiir den teils er-
folgreichen, teils vergeblichen Versuch, den Kon-
takt mit der LDPD auch in der Folgezeit, auch in
ihrer Funktion als Blockpartei, nicht abreiBen zu
lassen. Von daher konnte es kaum iiberraschen,
daB die FDP/West schon im November 1989 auf
den Wunsch des damaligen Vorsitzenden Manfred
Gerlach nach intensivem Austausch und Kontakt
einging. Andererseits mullite die FDP/West, nicht
zuletzt aufgrund der doch erheblichen Vorbehalte
gegeniiber der Blockpartei und ihrer alten Fiih-
rung, an einem umfassenden Erneuerungsprozef
als Voraussetzung der Anndherung und einer
schon friih ins Auge gefaBten Parteienvereinigung
interessiert sein. Da sich aber schon um die Jahres-
wende 1989/90 zwei neue Parteigruppierungen
konstituierten, die Deutsche Forumpartei und die
FDP in der DDR, die sich beide von vornherein
politisch-programmatisch an der West-FDP orien-
tierten, schien es den westdeutschen Liberalen
vordringlich zu sein, eine Zersplitterung der Kriifte
zu verhindern und eine Vereinigung der neuen li-
beralen Parteien und einer erneuerten LDPD noch
vor der Volkskammerwahl in die Wege zu leiten.
Doch stellte sich sehr bald heraus, dal} dieses Ziel
wegen der grundsitzlichen politischen und perso-
nellen Gegensiitze zwischen den neuen und alten
liberalen Kriiften in der DDR so schnell nicht zu
erreichen war. Unter der Agide der West-FDP
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kam es bei der Volkskammerwahl zu einer gemein-
samen Liste mit dem Namen ,.Bund Freier Demo-
kraten”. Die personlichen und politisch-inhaltli-
chen Differenzen verhinderten die auch urspriing-
lich fiir Miirz 1990 geplante Vereinigung der DDR-
Parteien unter dem Namen FDP. Statt dessen trat
die Nationaldemokratische Partei Deutschlands
(NDPD), ebenfalls eine ehemalige Blockpartei,
der LDP bei. Der Weg zur endgiiltigen Vereini-
gung von West-FDP und Ost-Parteien wurde von
dem unter Wolfgang Mischnicks Leitung stehen-
den Koordinierungsausschulf bzw. Vereini-
gungsausschul gebahnt’,

Die West-FDP konnte sich von dem ziigig voran-
getriebenen VereinigungsprozeB zuniichst einen
Startvorteil im entstehenden Parteienwettbewerb
der DDR erhoffen. Fiir die Einbeziehung der alten
Blockparteien LDPD und NDPD in diesen Ver-
einigungsprozeB sprachen dariiber hinaus eine
Reihe von Mitnahmeeffekten, die die Ausgangs-
position fiir die sich abzeichnenden ersten gesamt-
deutschen Wahlen entscheidend zu verbessern ver-
sprachen. So besaBen die beiden Blockparteien
einen organisatorisch-infrastrukturellen Unterbau,
der fiir den Wahlkampf nutzbar und fiir den ein-
heitlichen Aufbau neuer, dezentraler Parteigliede-
rungen erforderlich sein wiirde. Zu diesen Mitnah-
meeffekten gehorte ebenso die finanzielle Vorteil-
nahme, die das - allerdings unter treuhiinderischer
Verwaltung stehende — Altvermdgen, so vor allem
der Grund- und Immobilienbesitz sowie die partei-
eigenen Betriebe, versprach. So hatte sich die FDP
auch im Sommer 1990 gegen eine Enteignung der
Blockparteien gewehrt und danach im Unterschied
zur CDU auch keinen generellen Verzicht auf das
Altvermdgen der Blockparteien erklirt, statt des-
sen aber wiederholt ihre Anspriiche auf das nach
~matericll-rechtsstaatlichen = Grundsitzen des
Grundgesetzes” erworbene Vermdigen, wie der
Einigungsvertrag bestimmt, geltend gemacht und,
anliBlich einer rechtsgutachterlichen Kontroverse
zwischen Unabhingiger Kommission zur Uberprii-
fung der Parteivermogen und der FDP, auch dic
Absicht eine gerichtlichen Durchsetzung ihrer An-
spriiche angekiindigt®.

Lagen die Vorteile einer Vereinigung von West-
FDP und Blockparteien klar auf der Hand, so er-
wiesen sich zwei andere Aspekte als durchaus
zweischneidig und in ihren Folgewirkungen nicht
vollstéindig kalkulierbar. Konnte in infrastrukturel-
ler Hinsicht etwa auf die Geschifisstellen und Par-

7 Der ProzeB der Parteienvereinigung wird im einzelnen

geschildert in: Hans Vorlinder, Die Freie Demokratische
Partei, in; AIf Mintzel/Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Par-
teien in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1992 (i. E. ).
8 Vgl. dazu Der Spiegel vom 28.10. 1991, §. 20ff.; Stel-
lungnahme des Bundesschatzmeisters der FDP in: freie de-
mokratische korrespondenz (fdk). Ausgabe 277 vom 28. 10.
1991,
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teizentralen zuriickgegriffen werden, so erwies sich
die Grofle der hauptamtlichen Apparate von
LDPD und NDPD auch als eine Belastung. Beide
Blockparteien hatten per 31. Dezember 1989 etwa
3200 hauptamtliche Angestellte, wovon bis Ende
des Jahres 1990 in drei Etappen mehr als 3 000 Mit-
arbeiter, sowohl in den Berliner Zentralen als auch
auf Bezirks- und Kreisebene, (zum Teil mit aus Bar-
mitteln der Altparteien finanzierten Abfindungen)
entlassen wurden. Dieser Abbau des hauptamtli-
chen Apparates sorgte fiir Unruhe unter den alten
Parteifunktioniiren der beiden Blockparteien und
nihrte die Unzufriedenheit mit der Parteifiihrung
im Westen. Konnte dies noch als ein voribergehen-
des Problem gesehen werden, so bedeutete die Ver-
groBerung der Mitgliedschaft eine erhebliche Ver-
dnderung der innerparteilichen Verfassung. Mit der
Parteienvereinigung vom August 1990 ist die FDP
zum ersten Mal in ihrer Geschichte eine Mitglieder-
partei geworden. Hatte die West-FDP seit ihrer
Griindung - bei giinstiger Zihlung — nie mehr als
86000, zuletzt, vor der Vereinigung, gut 65 000 Mit-
glieder, so brachten die Ost-Parteien weit mehr als
130 000 Mitglieder mit in die Vereinigung, so daB -
nach Angaben der Bundesgeschiftsstelle der FDP -
die FDP im Zeitpunkt der Vereinigung insgesamt
rund 200000 Mitglieder ziihlte. Dabei konnte, trotz
des mithsam ausgehandelten, die neu gegriindeten
Ost-Parteien durchaus begiinstigenden Quotie-
rungsschliissel fiir die Zahl der Delegierten zum
Hannoveraner Vereinigungsparteitag, kein Zweifel
daran bestehen, dall nahezu 95 Prozent der neuen
Mitglieder aus den alten Blockparteien kamen. Da-
mit hatte sich die gesamtdeutsche FDP , Altlasten*
aufgeladen, deren Bedeutung fiir den innerparteili-
chen Integrations- wie auch Willensbildungsproze
bis heute, trotz des Rilckgangs der Mitgliederzah-
len (per 1. 10. 1991: 154 449 Mitglieder im gesamten
Bundesgebict, davon alte Bundeslinder 69495,
neue Bundeslinder 84 954) schwierig zu ermessen
ist.

Das Bonner Parteimanagement hat den Prozef
von Parteienvereinigung und innerparteilicher
Integration bislang weitestgehend unter den
funktional-pragmatischen Imperativen der mig-
lichst reibungslosen technischen Uberleitung und
Abwicklung einerseits und der ziigigen organisa-
torischen Strukturverbesserung andererseits be-
trachtet. Dabeil wurden im eigentlichen Vereini-
gungsprozeld von November 1989 an nicht nur
die Vereinigungsverhandlungen, sondern auch
die politischen Aktivititen der Ost-Parteien von
der West-FDP koordiniert. Sie konnte damit we-
sentlich die ,.terms of trade* der Vereinigung be-
stimmen. Sie besall das politische Know-how und
die organisatorischen Ressourcen, die die alten
Blockparteien zum Uberleben und die kleinen
neugegriindeten liberalen Parteien zur Existenz-
tiberbriickung benétigten.
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Reibungen im Vereinigungsprozel} gab es dort, wo
die personlichen und politisch-inhaltlichen Diffe-
renzen unter den zundchst drei, dann vier Ost-Par-
teien zidh aushandelbare Absprachen iiber Besitz-
stinde und Gremienreprisentanz fiir den Zeit-
punkt der Vereinigung notwendig machten. Eine
iiber organisatorische Aspekte hinausgehende Er-
neuerung der neuen ostdeutschen Landesverbinde
und ihrer Untergliederungen hat die Bundespartei,
im Unterschied etwa zu verschiedentlichen Bemii-
hungen aus dem Konrad-Adenauer-Haus, nicht,
zumindest nicht offentlich, betrieben. So ist auch
eine Diskussion iiber die Vergangenheit der beiden
Blockparteien LDPD und NDPD und ihrer ehema-
ligen Funktionstriger und Mitglieder bislang unter-
blieben und dort, wo sie - beispielsweise im Zusam-
menhang mit dem AusschluBbegehren gegen Man-
fred Gerlach aus dem Berliner Landesverband -
begonnen wurde, schnell wieder auf Eis gelegt wor-
den. Damit sind innerparteiliche Konflikte einge-
froren, deren Sprengkraft nur schwer kontrollier-
bar ist, zumal sehr wenig iiber die Zusammenset-
zung, aber auch die politischen Einstellungen der
Mitglieder in den neuen Bundeslindern bekannt
ist. Auch der Parteitag lieB hieriiber kaum Erkennt-
nisse zu. Die neuen Mitglieder haben innerpartei-
lich noch keine Stimme gefunden, eine , Artikula-
tionselite® von ostdeutschen Politikern, die genuine
Bediirfnisse und Interessenlagen in der Gesamtpar-
tei anmelden kdnnte, ist bis jetzt nicht erkennbar.
Als . Wortfiihrer* konnte sich zeitweise der frithere
brandenburgische Landesvorsitzende profilieren,
der auch eine Schirfung des sozialpolitischen Pro-
fils bei der Bundespartei einforderte, der dann aber
wegen Stasi-Kontakten zum Riicktritt gezwungen
war.

So unterblieb bisher auch eine programmatisch-
politische Herausforderung des von der Partei in
der christlich-liberalen Koalition herausgestellten
marktwirtschaftlichen Kurses durch die neuen
Landesverbéinde. Zwar wurde verschiedentlich
die vermeintliche ,soziale Kilte* der Wirtschafts-
partei FDP kritisiert, auch scheinen, wie eine er-
ste Erhebung nahegelegt, viele ostdeutsche Par-
teimitglieder eine stirkere Akzentuierung sozial-
politischer Kompetenz zu befiirworten’. Das mag
kaum verwundern angesichts einer teilweise diffe-
rierenden sozialstrukturellen Zusammensetzung
einzelner Bezirks- und Kreisverbinde in den
neuen Bundeslindern, so zum Beispiel in der Re-
gion Halle, Leuna und Bitterfeld, wo wviele Ar-
beiter und Betriebsrite Mitglieder der FDP sind.
Doch haben solche Aspirationen bisher kaum,
wie ‘auch der Parteitag in Suhl verdeutlichte, das

0 Vgl die Studie des Dortmunder Forsa-Instituts. Gesell-
schaft fir Sozialforschung und statistische Analysen, Die
politisch Aktiven der FDP. Ahnlichkeiten und Unterschiede
in Struktur und Einstellungen zwischen Ost und West, Ms.,
unverdfl, (12, 5. 1991).
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programmatische Image der Gesamtpartei zu ver-
dndern vermocht,

IV. Anden Grenzen der
Wirtschaftspartei

Die FDP stellt sich programmatisch primir als eine
Wirtschaftspartei dar. Das war fiir die Koalitions-
und Regierungspartei FDP, die die ,,Wende* von
1982/83 vollzog, funktional adéiquat. Doch diirfte
der ordnungspolitische Rigorismus in der veriin-
derten Umgebung des vereinigten Deutschlands an
seine Grenzen gestoBen sein. Das mufBite Otto
Graf Lambsdorff bereits nach der Bundestagswahl
1990 schmerzvoll erfahren, als er, in seltsamer
Verkennung der politischen und wirtschaftlichen
Realititen, die Ablehnung von Steuererhbhungen
und die Einfiihrung eines Niedrigsteuergebietes
mit der Kanzlerwahl verband. Auch wird eine Mit-
gliederpartei, die die Ungleichzeitigkeit gesell-
schaftlicher, wirtschaftlicher und kultureller Ent-
wicklungen in Deutschland in ihrem Innern repri-
sentiert, eine politisch-programmatische Zukunfts-
perspektive einfordern, die die innerparteilichen
Verwerfungen zu iiberformen in der Lage ist, die
vor allem aber die FDP AnschluB an die Themen-
diskussion gewinnen ldBt, mit der sich die mei-
nungsbildende und meinungsbestimmende Offent-
lichkeit befaBt. Die Partei, die fiir sich reklamiert,
in der grofien Tradition des Liberalismus zu stehen
und die in den neunziger Jahren ,,das liberale Jahr-
zehnt* zu erkennen glaubt, hat, nicht zuletzt in
dem von Uberlebensimperativen diktierten Prag-
matismus, der oft genug mit einem inhaltsleeren
Machiavellismus durchsetzt war, die eigene Pro-
grammtradition verloren, sich von ihr zum Teil be-
wuflt abgekoppelt, allenfalls einige Versatzstiicke
zum tages- und koalitionspolitischen Gebrauchs-
wert gehandelt. Eine Reflektion iiber Herkunft
und Zukunft der Liberalen, die man auf Grund der
historischen Umbruchsituation, nach der Revolu-
tion in der DDR und in Ost-Mitteleuropa, nach
der deutschen Vereinigung und dem liberalen Par-
teienzusammenschlul hitte erwarten konnen,

aber ist bis heute ebenso ausgeblieben wie eine Be-
teiligung am zeitgenossischen liberalen Diskurs, an
der Debatte tiber Verfassungsliberalismus und
Staatsbiirgergesellschaft, iiber Individualinteresse
und Gemeinsinn, iiber Universalismus und Natio-
nalismus.

Politische Programme taugen nicht als Politiker-
satz. Sie sind aber politische Deutungs-, Orientie-
rungs- und Handlungsangebote, die innerhalb
einer Partei integrierend und identitétsstiftend wir-
ken kénnen und nach auflen Signalwirkung haben.
Will die neue FDP von einem bloBen Parteienver-
bund zu einer gesamtdeutschen Partei reifen, wird
sie sich selbst, programmatisch und personell, the-
matisieren miissen. Will die FDP ihre konsoli-
dierte Stellung im gesamtdeutschen Parteiensy-
stem festipen, wird sie mehr tun miissen, als das
Erreichte bloB zu verwalten.

Die FDP sollte sich nicht tiuschen. Im Westen der
Republik wird sie weitestgehend als Koalitions-
und Regierungspartei, als Mehrheitsbeschafferin
und Korrektiv, wahrgenommen'”. Die FDP hat
hier so gut wie keine ,Stammkunden* mehr. Der
FDP-typische Wechselwiihler - gut ausgebildet,
iiber dem Durchschnitt liegendes Einkommen,
selbstindig oder als hiherer Angestellter titig -
hat ein fliichtiges, instrumentelles Wahlverhalten.
Er will von Wahl zu Wahl neu iiberzeugt werden.
In den neuen Bundeslindern haben einmalige si-
tuative und personelle Konstellationen (Genscher
als ,, AuBenminister der deutschen Wiedervereini-
gung”) den durchgingigen Erfolg der FDP - her-
ausragend in Sachsen-Anhalt und Thiringen und
im Unterschied zu Westdeutschland auch auf
kommunaler Ebene = ermdglicht. Doch ist iber-
haupt nicht sichergestellt, daB aus den ersten Par-
teisympathien auch feste Parteibindungen werden.
Die FDP hat hier die Chance, sich ein liberales Mi-
lieu zu erschlieBen, das sie im Westen schon lange
verloren hat. Sie kann diese Chance aber auch ver-
spielen.

10 Vgl. Hans Vorlinder, Die FDP zwischen Erfolg und
Existenzgefihrdung, in; Alf Mintzel/Heinrich Oberreuter
(Hrg.), Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn
1990, 8. 237-275.
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Hans-Jiirgen Leersch

Die CSU: eine neue Form der Bayernpartei?

Der 3. Oktober, so kénnten es Zyniker betrachten,
hat fiir die Christlich-Soziale Union immerhin auch
einen positiven Aspekt: Eine doppelte Trauerar-
beit — bedingt durch den Tod des Parteivorsitzen-
den Franz Josef Straull (3. Oktober 1988) und die
deutsche Einheit (3. Oktober 1990) - fillt auf
einen Tag. Die bittere Erkenntnis: In der groBer
gewordenen Bundesrepbulik spielt die CSU ihre
kleiner gewordene bayerische Rolle; in Bonn geriit
siec zunchmend in die Isolation, eine Tendenz, die
dadurch verstirkt wird, daB sie mit ihren Schliissel-
themen (Asyl, Abtreibung) nicht mehrheitsfihig
ist und die schwierigsten Ministerien in der Koali-
tion besitzt.

I. Die gliickliche Zeit bis zum
9. November 1989

Der Ausfall des politischen Marken- und Quali-
titszeichens Franz Josef StrauBf im Herbst 1988
kam fiir die Partei villig iiberraschend. ,Voraus-
sagen, nach dem Tod des ,Grollen Vorsitzenden'
StrauB werde es in der CSU Diadochenkimpfe
um die Macht geben, erfilllten sich (aber)
nicht.*! Die zweite Reihe nach StrauBl verstand
es schnell, ihre Schifchen ins Trockene zu brin-
gen. Max Streibl, bisher Finanzminister in Miin-
chen, griff zu und sicherte sich die Nachfolge im
Amt des Ministerpriasidenten, was nicht unum-
stritten war. Doch mauserte er sich schnell zu
einer weill-blauen Galionsfigur im besten Stil sei-
nes Vor-Vorgingers Alfons Goppel: ,Zwar ent-
spricht der eher leise, stets korrekte Streibl kaum
dem Bild vom polternden Oberbayern, wie es
sein Vorginger Franz Josef StrauB nach auflen
prigte: Den Trachtenanzug legt er nur zu bay-
risch-offiziellen Terminen an und zieht ansonsten
das dunkle Blau der liberal-konservativen
Miinchner Ministerialbiirokratie vor. Mit ihm
setzte sich der Wunschkandidat des gleicherma-
Ben Wertekonservativen und fortschrittlichen
Bayern gegen die forschen Scharfmacher durch —
unter Streibl miissen die Polizeibeamten am Ein-
gang der Staatskanzlei nicht mehr die Hand an
die Miitze legen, wenn eine dunkle Limousine

1 Richard Hofer, Zwei ungleiche Erben, in: Hamburger
Abendblatt vom 5. 9. 1989,
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durchs Tor rollt.“* Der neue Ministerpriisident be-
lieB es nicht beim Verzicht auf das Hiindchen-an-
die-Miitze-Legen, sondern stellte alle alten StrauB-
Anhiinger kalt, an der Spitze Staatssekretir Peter
Gauweiler, der sich statt um Aids und Auslinder
plétzlich um ,,Seen und Siele*? zu kiimmern hatte.

Der Part des Parteivorsitzenden ging an Theodor
Waigel, der bislang in Bonn Landesgruppenvorsit-
zender der CSU-Abgeordneten im Bundestag war.
Auf dem ersten Parteitag nach dem Tode von
StrauB wurden beide vom Parteivolk gefeiert; die
CSU schien eine gliickliche Losung gefunden zu
haben. ,Solange es in der CSU-Spitze gelinge, das
Gleichgewicht zwischen dem besonnenen und
diplomatischen Schwaben Waigel und dem hart ar-
beitenden und populdren Oberbayern Streibl zu
halten, solange werde es kaum offene Auseinan-
dersetzungen um die Vorherrschaft in der Partei
geben, vermuten Kenner der Szene.“*

Beide — Waigel und Streibl — waren viel zu klug,
um Differenzen in der Offentlichkeit auszutragen,
weil sich ihre Position gegeniiber moglichen Kon-
kurrenten wie Innenminister Edmund Stoiber oder
auch dem nach einigen Wahlerfolgen der Republi-
kaner wieder aus der Versenkung geholten Peter
Gauweiler (heute Umweltminister) verschlechtert
hitte. Die von vielen Beobachtern ausgemachte
ungiinstige Startposition Waigels als Parteichef ge-
geniiber dem Ministerprdsidenten machte der
Schwabe wett, indem er sich 1989 als Finanzmini-
ster in das Kabinett Kohl holen lieB und mit Ab-
schaffung der ungeliebten Quellensteuer rasch
iiber Bayern hinaus Popularitat gewann. Wie sich
die Tatsache, daB derselbe Waigel 1993 eine zwei-
einhalbfach so hohe Quellensteuer wieder einfiih-
ren muB, auswirken wird, kann heute trotz Ver-
zehnfachung der Freibetriige noch nicht abge-
schiitzt werden®.

Das neue Fiithrungsgespann setzte zuniichst auf
Harmonie: ,,Max Streibl steht in Bayern in einer
guten Tradition erfolgreicher CSU-Politik~®, lobte
Waigel den Ministerprisidenten. Trotz einiger
als liberal empfundener Schlenker (Einladung des

2 Roland Tichy, Freundliche Hiirte, in: Wirtschaftswoche
vom 28, 10. 1988.

3 Hamburger Morgenpost vom 1.2, 1989,

4 R.Hofer (Anm. 1).

5 Vgl Hans-Jirgen Leersch, Sparer atmen auf: Zinsge-
spenst weg, in: Miinchner Merkur vom 13.11. 1991.

6 Theo Waigel, Mit Optimismus an die Arbeit, in: Bayern-
kurier vom 31. 12. 1988,
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Schriftstellers Martin Walser zu einer Klausurta-
gung der Landesgruppe) und einer eher sanften
Argumentationslinie’ beschwor Waigel die FIS-
Tradition: ,,Die Politik der CSU bleibt in der Tra-
dition von Franz Josef StrauB8 mit einem klaren
Handlungskonzept eine Politik der Glaubwiirdig-
keit, des Mutes und der Ehrlichkeit gegeniiber den
Menschen.“*

II. Die Harmonie bekommt
erste Kratzer

Obwohl sich Streibl und Waigel als ,, Testamentsvoll-
strecker von StrauB*? fithlen, bekam die Harmonie
erste Kratzer, was auch mit einer unterschiedlichen
Interessenslage der beiden CSU-Galionsfiguren zu
erklaren ist. Wihrend Streibl als Integrationsfigur
wirken und den parteipolitischen Tagesstreit am lieb-
sten auBen vor lassen wollte, packte Waigel auch
nationale Themen an, schon vor allem, um die ver-
haBte Konkurrenz der Republikaner nicht weiter an-
wachsen zu lassen. So setzte er sich |, fiir einen geliu-
terten Nationalstaat” ein und griff das alte StrauB-
Ziel auf. ..dal rechts von uns keine demokratisch
legitimierte Partei entsteht*!",

Die sich im Frithjahr 1989 nicht nur wegen der
Quellensteuer zuspitzende Krise der Bonner Ko-
alition zog auch erste Kritik auf Waigel. ,Franz Jo-
sef StrauBl zogerte niemals, positiv aufgenommene
Bonner Entscheidungen als Ausfliisse eigenen Ge-
dankenreichtums darzustellen, wihrend er ande-
rerseits ohne Bedenken mit wenig zimperlichen
Formulierungen iiber den Kanzler und die CDU-
Minister herzog, sobald er Gegenwind aus der
Wiihlerschaft verspiirte. Der neue CSU-Chef Wai-
gel vermag naturgeméB diese Rolle nicht derart
beherrschend auszuspielen wie Straul}; aber sein
Parteivolk erwartet es von ithm, nun, da die Zeiten
schwieriger werden. Theo Waigels Schonfrist ist
jetzt abgelaufen. Die Partei fordert jetzt von ihrem
Vorsitzenden Konfliktbereitschaft statt  Aus-
gleichsvermogen. Die Landespolitiker mochten
von dem abwiigenden Denker Waigel nicht mehr
nur die Versicherung horen, er konne auch ,ganz
schon auf den Putz hauen®, sie verlangen Taten.*!!
Die Taten (im Sinne des StrauBschen Handelns)
blieben bis heute aus.

7 Vgl Hans-Jiirgen Leersch, Waigels politische Gyniiko-
logie®, in: Miinchner Merkur vom 6. 12. 1988,

& T.Waigel (Anm. 6).

9 Wollgang Schmieg, Bavern ohne F. J. Straub, in: Niirn-
berger Nachrichten vom 3. 10, 1989,

10 Waigel-Interview im Deurschlandfunk, zit. nach Ham-
burger Abendblatt vom 31. 10, 1988,

11 Rolf Linkenheil, Bange Blicke auf den verstobenen
Sohn, in: Rheinischer Merkur vom 14, 4. 1989,
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Statt dessen erarbeitete sich Waigel Profil in der
fiir ihn ungewohnten Rolle des Finanzpolitikers.
Die Endausgestaltung der von seinem Amtsvor-
ginger Gerhard Stoltenberg begonnene Steuerre-
form und ein fdlschlicherweise als Sparpolitik ver-
standener Riickgang der staatlichen Neuverschul-
dung verdeckten, dab er der Doppelbelastung des
Bonner Regierungs- und des Miinchner Parteiam-
tes kaum gewachsen war und auch nicht sein
konnte: ,,Noch immer wartet das Publikum verge-
bens auf das, was er am Tag seiner Wahl zum
CSU-Chef versprochen hat. Zum Beispiel, daB
sich die Partei dffnet fiir Frauen und junge Leute.
Noch immer ist die Offentlichkeit neugierig dar-
auf, was die CSU zu den Themen unserer Zeit zu
sagen hat.*"

ITI. Der Geist von Kreuth
kehrt zurtick

Besonders ungelegen kamen der CSU-Fithrung in
dieser Zeit Meinungsumfragen, nach denen fast
zwei Drittel der CDU-Wihler und die Hilfte der
Gesamtbevolkerung eine Ausdehnung der Partei
itber die Grenzen des Freistaates hinaus fiir richtig
fanden. Waigel versuchte sofort, den drohenden
inner- und auBlerparteilichen Streit zu vermeiden:
.Das ist nicht das Thema. Das Thema aber ist, daB
dadurch unsere Partei ein besonders hohes MaB
nationaler Verantwortung zuwiéchst. Wir sind be-
reit und entschlossen, dem Rechnung zu tragen.*!3

In diesen Tagen war in der CSU-Spitze niemand
ernsthaft daran interessiert, den 1976 in Kreuth ge-
faBten Trennungsbeschlub von der CDU neu zu
begriinden und die Partei bundesweit auszudeh-
nen. Zum einen hatte sich das politische Spektrum
durch das Erscheinen der GRUNEN von einem
reinen Drei-Parteien- auf ein Vier-Parteien-Sy-
stem erweitert, und andererseits hatte die FDP den
Koalitionspartner gewechselt und somit der Union
an die Macht in Bonn verholfen. Vor diesem Hin-
tergrund und vor dem Fall der Berliner Mauer
konnte der Geist von Kreuth schnell wieder ver-
scheucht werden: ,,Bei Abwigung aller Umsténde
wire der Konkurrenzverlust gréBer als der
potentielle Trennungsgewinn*', schrieb Waigel an
Tausende von CSU-Sympathisanten nordlich des
~WeiBwurst-Aquators®”,

Auch der CSU-Landesgruppenvorsitzende in
Bonn, Wolfgang Bétsch, der Waigel in diesem

12 W, Schmieg (Anm. 9).

13 Theo Waigel, Handeln aus Verantwortung, in: Bayern-
kurier vom 22. 4./ 1989,

14 Roswin Finkenzeller, Das Ende bedenkend, in; FAZ
vom 5.4, 1989.



¢ Amt folgte, wollte von Kreuth nichts mehr wissen:
~Diese (Tberiegungen sind ja in der Analyse da-
mals bei der Klausurtagung der CSU-Landes-
gruppe 1976 in Kreuth sehr eingehend angestellt
worden . . . Wir sind heute der Auffassung, und ich
bin dezidiert der Aufassung, dal3 der Trennungs-
verlust oder der Reibungsverlust wohl grofier wire
als der Trennungsgewinn, wenn zwei Parteien, die
das C im Namen fiihren, parallel kandidieren wiir-
den... Und es macht natiirlich keinen Sinn, wenn
zwei Koalitionsparteien ... parallel im gleichen
Gebiet kandidieren.“ "

IV. Waigel wird nationaler

Daf die deutsche Frage seit etwa Mitte der achtzi-
ger Jahre mit aller Kraft wieder auf die Tages-
ordnung der Weltpolitik zuriickdringte, wurde
von den etablierten Parteien in der Bundesrepu-
blik praktisch bis zum 9.November 1989 nicht
wahrgenommen. Frithere Anstofe wie die Neutra-
litdtsdiskussion wurden von der CDU/CSU nicht
verstanden, von den Sozialdemokraten falsch be-
griffen und auf Spekulationen {iber einen NATO-
Austritt verkiirzt, Die kleine Minderheit der akti-
ven Wiedervereinigungsbefiirworter im Bonner
Regierungslager konnte erfolgreich gebiindigt wer-
den. Der CDU-Haushaltspolitiker Bernhard
Friedmann wurde nach seiner spektakuliren Buch-
veroffentlichung'® spéter auf den Posten des Priisi-
denten des Europiischen Rechnungshofes wegge-
lobt. Die CDU hatte auf ihrem Wiesbadener Par-
teitag 1988 allen Ernstes vor, das Wiedervereini-
gungsgebot aus dem Parteiprogramm zu streichen.

Auch Waigel war weder vor noch nach seiner Wahl
zum CSU-Chef durch besonders scharfe nationale
Tone bekannt geworden. 1989 fiel er allerdings in
das typische politische Sommerloch, als seine Rede
auf dem Schlesiertreffen in Hannover, in der er le-
diglich die Rechtsposition der Grenzen von 1937
entsprechend dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts bestiitigte!’, auf groBe Beachtung und
scharfe Kritik in der Offentlichkeit und bei der Op-
position stiel. Der CSU-Chef bendtigte Riicken-
deckung bei seinem Vorstand und bekam sie auch
einhellig. Er habe nichts anderes gesagt als das
Bundesverfassungsgericht, und dem kdénne man
wohl kaum Revanchismus vorwerfen'®,

15 Wolfgang Bdtsch im Deutschlandfunk-Interview, zit.
nach Kommentariibersicht des Bundespresseamies vom
16.3. 1989,

16 Bernhard Friedmann, Einheit statt Raketen, Herford
1987.

17 Vgl. Hans:-Jirgen Leersch,
Miinchner Merkur vom 8. 7. 1989,
18 Vgl Newe Ziircher Zeitung vom 12, 7. 1989

Viele Antworten, in:
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Der ungewollte deutschlandpolitische Ausrutscher
zahlte sich fiir Waigel jedoch bereits vor der
Mauertdffnung in barer innerparteilicher Miinze
aus, weil Ministerpriisident Max Streibl in Miin-
chen auf einmal und im Gegensatz zu fritheren Au-
Berungen eher auf CDU-Linie schwamm: _Ich
halte nichts von Wiedervereinigungsdebatten“',
gab er vor Landtagsjournalisten zu Protokoll und
machte aus seiner Abneigung gegen Waigels Gren-
zen-von-1937-Thesen keinen Hehl: ,Das bringt
uns nicht weiter. Diese Reizthemen wilrde ich jetzt
nicht diskutieren.®* Wie alle CSU-Redner auf Ver-
tricbenentreffen hatte aber auch Streibl dhnlich
wie Waigel gesprochen, wie der Bonner Regie-
rungssprecher Hans Klein (CSU), der seinerzeit
erfolglos als Miinchner Oberbiirgermeister kandi-
dierte, sofort feststellte?”.

Sommer und Herbst des Jahres 1989 lebten von
operettenhaft wirkenden und teilweise kiinstlich
konstruierten Gegensitzen zwischen den Strauf-
Erben Waigel und Streibl: ,,Von Tag zu Tag offen-
sichtlicher aber wird, daB Max Streibl sich zur lan-
desviiterlichen Leitfigur auch des Parteivolks der
CSU entwickelt, withrend Theo Waigel sich miiht,
die traditionelle Eigenstindigkeit der bayerischen
Regierungspartei samt der von Straufl vorgelebten
Konfliktbereitschaft gegeniiber der CDU mit sei-
ner Einbindung als Finanzminister in die Kabi-
nettsdisziplin der Bundesregierung unter einen
Hut zu bringen.**!

Kopfzerbrechen bereitete jedoch manchem in der
CSU-Fiihrung, wie das schlechte Ergebnis der Par-
tei bei den Europawahlen wieder wettgemacht
werden konnte. Wiihrend die CSU unter 50 Pro-
zent absackte, kletterten Franz Schénhubers Re-
publikaner auf bayernweit knapp 15 Prozent, stel-
lenweise fuhren sie sogar iiber 20 Prozent ein. Er-
neut erteilte Waigel jeder Ausdehnungsdiskussion
eine Absage und kiindigte an, im Gegensatz zur
SPD Republikaner und Griine gleichermaBen be-
kiimpfen zu wollen. .Ich glaube daher, dall wir die
Republikaner unter fiinf Prozent driicken werden
konnen*, prognostizierte der Parteichef** und
sollte damit bei den Landtagswahlen im Oktober
1990 recht behalten. Schon frilher hatte Waigel in
personlichen Gesprichen die Uberzeugung geiu-
Bert, daB Schonhuber nicht der Typ sei, der
stramme Wahlkimpfe und den Dauereinsatz im
Europiiischen Parlament sowie in der Partei werde
durchhalten kénnen. Auch in diesem Punkt behielt
der CSU-Chef recht.

Am Ende des ersten Jahres ohne Straull zeigte
sich, daB sich weder zu Waigel noch zu Streibl eine

19 Daoris K6pf, Streibl contra Waigel: Offener Streit in der
C5U, in: Express vom 29,9, 1989,

20 Vgl ebd,

21 Handelsblatt vom 15.7. 1991,

22 Wgl. Stddeutsche Zeitung vom 28. 7. 1989,
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ernstzunchmende Alternative in der Partei aufge-
baut hatte®. Beide vermieden es weiterhin, offen
gegeneinander zu geraten, auch wenn Streibl gele-
gentlich durchblicken lieB8, daB er den Eintritt Wai-
gels in das Kabinett Helmut Kohl von Anfang an
nicht als besonders gliicklich ansah®, In einem
tiberspitzt formulierten Kommentar werden die
Griinde fur das gepflegte Nebeneinander der CSU-
Spitzenpolitiker auf den Punkt gebracht: ,Theo
Waigel hat in Bayern keine wirkliche Hausmacht.
Sein Bezirk Schwaben ist ein Leichtgewicht. Wai-
gel hat nur eine Stiitze: Max Streibl, mit dem er
Riicken an Riicken steht. Fillt der eine, fillt der
andere. Die Verschworer werden zuerst auf den
Schwicheren zielen. Und das ist, im Augenblick,
Theodor Waigel.**

V. Die Mauer fillt und wieder Kreuth

Nun ist es auch heute in der CSU verfriiht, von
Verschwirern zu sprechen, aber die nach dem Fall
der Berliner Mauer und der Offnung der DDR-
Grenzen einsetzende Ausdehnungsdiskussion trigt
mehr intern-parteitaktische Ziige und ist weniger
von dem Versuch gepriigt, die CSU iiber den Um-
weg der neuen Bundeslinder zu einer deutschland-
weit organisierten Partei zu machen. Wieder wa-
ren es bereits bekannte Namen aus der zweiten
Reihe hinter dem Fihrungsgespann Waigel/
Streibl, die die Ausdehnung der CSU verlangten
und dabei eher die eigene Parteifithrung im Visier
hatten: Edmund Stoiber® und Peter Gauweiler.

Waigel verhielt sich wie gewohnt zégernd mit ab-
lehnender Tendenz, wihrend Streibl zeitweilig
Sympathien fiir das Jungvolk in der Partei durch-
schimmern lieB. Gauweiler und andere dachten
bereits zur Jahreswende 1989/90 daran, in Thiirin-
gen und Sachsen konservative Parteien zu unter-
stiitzen (neue Siidschiene), diese dann spiiter iiber
die ganze damalige DDR auszudehnen und nach
der Wiedervereinigung in den Westen Deutsch-
lands einzumarschieren”’, An die letzte Konse-
quenz — eine direkte Ausdehnung der CSU nach
Sachsen oder Thiiringen — dachten jedoch weder
Streibl noch die Gruppe um Stoiber und Gauweiler
zu irgend einem Zeitpunkt, weil sie dann bereits

23 Vel Willy Zirngibl, Die beiden Erben von StrauB haben
es schwer, in: Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 22, 7.
1989.

24 Vgl. Peter Schmalz, Bedenken in der CSU gegen ein Mi-
nisteramt fiir Waigel in Bonn, in: Die Welt vom 11. 4. 1989,
25 Die Verschwiirung, in: Zeitschrift Milnchner, Juni 1991,
26 Vgl Die Welt vom 31. 5. 1991,

27 Vgl. Hochste Staatskunst, in: DER SPIEGEL vom 1. 1.
1990,
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im Herbst 1990 nach den Landtagswahlen die
Macht in Bayern mit der CDU hiitten teilen miis-
sen. Die Einmarschdrohung des Adenauer-Hauses
steht seit Kreuth 1976 fest. Auch Kohl licB den
DSU-Fraktionsvorsitzenden in der Volkskammer,
Hansjoachim Walther, wissen, es sei ,unannehm-
bar, daB sich die DSU in CSU umbenennt oder
sich gar die CSU bundesweit ausbreitet*®, An eine
CSU-Ausdehnung dachten damals ohnehin nur
einige wackere Jung-Unionisten, die mit den mate-
riellen Vorziigen der zahlenmiBig knappen Regie-
rungsimter nicht vertraut waren.

Denn was zum Beispiel der Direktor des Instituts
fiir Politische Wissenschaft an der Universitiit Kiel,
Werner Kaltefleiter, der CSU-Spitze mitzuteilen
hatte, stieB dort nicht einmal auf geringen Wider-
spruch: ,,Die CSU gewinnt ihre Stiirke durch ihre
dominierende Rolle in Bayern, die auf der Identifi-
kation dieser Partei mit Bayern und umgekehrt be-
ruht.. Eine Ausdehnung auf andere Liinder, sei es
im Gebiet der Bundesrepublik oder der DDR,
wiirde dieses bayerische Profil der Partei nur ver-
wiissern.“* Anders ausgedriickt: ,Wenn die CSU
kiinftig auch sichsisch spriche, verlore sie ihre
Identitiit, miiBte sie doch iiber die Sachsen hinaus
weitere Stimme integrieren; dabei hat sie sich in
ihrer Geschichte schon mit den Franken schwer ge-
tan.hE[l

VI. Der KompromiB3: Die DSU

Der Druck auf die CSU, in der zerfallenden DDR
politisch aktiv zu werden und das Spiel nicht allein
der manchmal ungeliebten Schwesterpartei CDU
zu iiberlassen, wuchs jedoch. Die Ergebnisse sind
bekannt: Aus einer Vielzahl von christlichen und
konservativen Gruppen schweilite Waigel im Ja-
nuar 1990 die ..Deutsche Soziale Union* zusam-
men. Helmut Kohl, der die Gefahr witterte, biin-
delte mit seinem untriigerischen Gespiir fiir politi-
sche Taktik die Ost-CDU, die DSU und den
schwiicher werdenden ,Demokratischen Auf-
bruch* zur ,Allianz fiir Deutschland”. Mit dem
Erfolg der Allianz bei der letzten Volkskammer-
wahl im Mirz sahen sich Kohl und Waigel besti-
tigt, obwohl Waigel sich in dieser Zeit schon mehr
mit den Griinden der herben CSU-Schlappe bei
den bayerischen Kommunalwahlen beschiftigen
mubBte (minus 7,3 Prozentpunkte). Im Mai mufite
Waigel miterleben, wie die DSU-Stimmen bei den
Kommunalwahlen in der DDR halbiert wurden.

28 Nina Grunenberg, Mehr Deutschland, weniger Bay-
ern?, in: Die Zeit vom 1. 6. 1990,

29 Interview im Miinchner Merkur vom 28. 6. 1990,

30 Rolf Linkenheil, Kreuther Geist, in: Hannoversche All-
gemeine vom 18,5, 1990.
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Bei den Landtagswahlen am 14. Oktober, als Max
Streibl in Bavern die absolute CSU-Mehrheit si-
cher verteidigen konnte, ging die CSU-Schwester-
partei DSU in den neuen Lindern véllig baden.

Interne Streitereien und insbesondere der Kon-
struktionsfehler, eine nationale Partei, die keiner-
lei regionale Identitit verkorpert (wie die CSU in
Bayern) auf finf Linder zu beschrinken, bedeute-
ten das Todesurteil fiir die DSU. Die CDU konnte
daher leicht den von CSU-Generalsekretir Erwin
Huber formulierten Leitsitzen zustimmen: ,Bei
den gesamtdeutschen Wahlen kandidiert die CSU
in Bayern, die DSU in der heutigen DDR und die
CDU in allen Landern auBerhalb Bayerns.**!

Mit der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl
am 2. Dezember war das Schicksal der DSU end-
giiltig besiegelt. Waigel blieb als dauerhafte Erin-
nerung nur noch der Ehrenvorsitz des Ost-Able-
gers, der sich inzwischen in teilweiser Auflosung
befindet. ,,Zwei Parteien ergeben angesichts der
weitgehend gleichen inhaltlichen Positionen kei-
nen Sinn und filhren nur zu einer unndtigen perso-
nellen Konfrontation®, heilit es in der Fusionser-
klirung von Ost-CDU und Teilen der DSU im
Landkreis Grimma (Sachsen)™. In der CSU will
man heute von der Schwesterpartei nicht mehr viel
wissen; der Auftritt des neuen DSU-Vorsitzenden
auf dem letzten CSU-Parteitag blieb ohne grifiere
Beachtung. Offiziell zieht sich die CSU heute auf
die Position zuriick, das Engagement fiir die DSU
sei kein Fehler gewesen.

VII. Gemeinsam bergab

Bereits vor der ersten gesamtdeutschen Bundes-
tagswahl bekam das Image des bayerischen Mini-
sterprisidenten Kratzer. 50 forderte er im August
1990 das Amt des Vizekanzlers in Bonn und des
Bundeswirtschaftsministers fiir die CSU, was den
FDP-Vorsitzenden Otto Graf Lambsdorff zu ge-
harnischten Protesten veranlafite. Der FDP-Mann
bezeichnete Streibl als ,,.Sonnenkénig aus Oberam-
mergau**, Zuvor hatte der Ministerpriisident
scharfe Kritik wegen Bonner Zahlungen an die
DDR geiibt, was unter populistischen Aspekten
vielleicht nachzuvollzichen war, thm aber in der
Bundespolitik — zuriickhaltend formuliert — nur
noch Heiterkeit einbrachte™®. Streibls groBe Worte
sollten wohl vor dem bayerischen Landtagswahl-

31 Brief des CSU-Generalsekretiirs vom 6. 7. 1990,

32 Presseerklirung des Bundestagsabgeordneten Manfred
Kolbe vom 8. 7. 1991.

33 Hans-Jirgen Leersch, .CSU will DDR erpressen®, in:
Minchner Merkur vom 13, 8. 1990,

34 Schwerer Fehler, in: DER SPIEGEL vom 20. 8. 1990.

25

kampf und der Bundestagswahl Erinnerungen an
Straull wecken; ihnen fehlte aber die bei FIS typi-
sche Langzeitwirkung.

Die Regicrungsbildung nach der gewonnenen
Bundestagswahl iiberstand die CSU mit geringen
Blessuren. DaB sie weiterhin mit sechs Ministern
im Kabinett vertreten sein wiirde, hatten nur baye-
rische Berufsoptimisten erwartet. Besonders froh
war man in der Parteifiihrung, Gerda Hasselfeldt
wegen der hohen Miinchner Mieten und der allge-
meinen Wohnungsnot vom problemtrichtigen
Bauministerium in das neue Gesundheitsressort
versetzen zu kénnen. DaB weder die Amtsinhabe-
rin noch die Parteispitze erkannten, welches
Problemfeld (Krankenkassen) jetzt in ihrer Ver-
antwortung liegt, spricht nicht gerade fiir deren
Weitsichtigkeit. Und die Art, wie Hasselfelds Bau-
Nachfolgerin Irmgard Schwaetzer von der FDP
sich in ihrem Ressort dffentlichkeitswirksam dar-
zustellen pflegt, 146t den SchluBl zu, daB aus dem
CSU-Kapital zu wenig gemacht wurde.

Das Landwirtschaftsressort blieb bei dem amtsmii-
den Ignaz Kiechle. Wenn man internen Informa-
tionen glauben will, ist Waigel jedoch entschlos-
sen, nicht mehr mit Kiechle in die Wahl 1994 zu
zichen. Das mit Carl-Dieter Spranger besetzte Mi-
nisterium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit ist
fiir die breite Offentlichkeit von nur geringem In-
teresse, ein Zihlposten fiir die CSU. Nach dem
endgiiltigen Ausscheiden des kantigen Friedrich
Zimmermann aus der Regierung blieb der CSU als
prominentester Vertreter in Bonn der Parteichef
im Amt des Finanzministers.

Die ,Steuerliige* brachte fiir Waigel unversehens
einen starken Sympathieknick auch in den eigenen
Reihen mit sich. Nachdem die Koalition den ersten
gesamtdeutschen Wahlkampf mit einer klaren Ab-
sage an jede SteuererhGhung bestritten und ge-
wonnen hatte, wurde der kurz nach der Wahl be-
schlossene ,Solidarititszuschlag® zur Lohn- und
Einkommensteuer weitgehend mit dem Namen
Waigel verbunden. ,Seit den Bundesbirgern be-
wuBt wird, wie tief ihnen der Staat in die Taschen
greift, konzentriert sich der Volkszorn auf den
obersten Kassenwart. Seine hilflosen Versuche,
die durch die deutsche Einheit aufgerissenen Fi-
nanzlocher zu stopfen, haben Waigels Autoritit
ramponiert.*%  Natiirlich ist es kein Zufall, daB
sich die innerparteiliche Opposition gegen Waigel
genau in dem Augenblick aus der Deckung wagt,
in dem seine Glaubwiirdigkeit als Finanzminister
wegen der jiingsten Steuerbeschliisse stark in Mit-
leidenschaft gezogen ist. Der junge Landtagsabge-
ordnete Markus Sackmann spricht von einem
.scherbenhaufen’... Der niederbayerische Be-

35 Peter Pragal, Die Erben von Straull leiden an Schwind-
sucht, in: Berliner Zeitung vom 6. 7. 1991,
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zirksvorsitzende Alfred Dick sieht die gesamte
CSU-Politik ,aufs schwerste erschiittert®,*3

Die Diskussion liber Waigel und seine Steuerer-
hohungen wurde jedoch schnell durch eine Polit-
Posse aus Miinchen verdriingt. Streibls angeblich
schlechter Gesundheitszustand beherrschte seit
Februar und seitdem in wiederholten Wellen die
Schlagzeilen. Neben hidmischen Kommentaren
iiber den unterstellten, aber nie bewiesenen Al-
koholkonsum des Ministerpriisidenten®’ entziin-
dete sich eine Nachfolgediskussion, die trotz aller
Dementis und Versuche, den Geriichten durch
Bergwanderungen als Beweis fiir die gute Kondi-
tion Streibls den Boden zu entziehen, die Posi-
tion des Miinchner Regierungschefs nicht gerade
stérkte.

DaB sich Partei und Offentlichkeit mehr mit Per-
sonen und Persénlichem bei der CSU beschiifti-
gen, lag auch an dem Flop einer weiteren Kreut-
her Klausurtagung der Bonner Landesgruppe.
w»Yon Kreuth, so der Grundtenor, gingen zuse-
hends weniger bundespolitische Impulse aus.**
.Dabei hitte das zeitliche Zusammentreffen der
Kreuther Klausurtagung mit der SchluBphase der
Koalitionsverhandlungen der CSU tatsédchlich Ge-
legenheit gegeben, ihr Gewicht in den Bonner
Waagschalen zur Geltung zu bringen — wenn sie
denn noch eines hiitte. Was Wolfgang Bitsch aber
auf beharrliches Nachfragen doch noch als die fiir
die CSU ,unverzichtbaren Dinge* auftischte, das
wird insbesondere in der FDP keinen das Fiirch-
ten lehren: Eine ,verniinftige Losung® im Miet-
recht und ,kein Niedrigsteuergebiet, wie es sich
die FDP vorstellt’. Beide Forderungen sind hin-
reichend unpriizise, um nach AbschluB der Ver-
handlungen peinliche Nachfragen abwehren zu
kinnen. ¥

Die von Waigel fiir die Kreuther Klausurtagung
mit einem Schull Selbstironie angekiindigten
.Bollerschiisse” kamen dann wenige Monate spi-
ter aus Miinchen von Ministerprisident Max
Streibl. Es verbietet sich allerdings, in diesem Fall
von Knallerbsen zu sprechen, eher ging der An-
griff nach hinten los: . Die Attacken der CSU ge-
gen die CDU bringen die Crux der bayerischen
Partei an den Tag: Mit jedem Vorwurf an die
grofle Schwester gibt die kleinere eigene Schwi-
chen preis. Das fing mit der hilflosen Formulie-
rung des bayerischen Ministerprisidenten Streibl
an, .es geht auch ohne die CSU". Was wie eine

36 Hans Holzhaider, Harte Zeiten fiir Theo Waigel, in:
Silddeutsche Zeitung vom 27. 2. 1991,

37 Vgl Hannes Burger, Blaue Fahne iiber Miinchen, in:
Die Welt vom 4. 2. 1991.

38 Michael Jach, Bei den Bonner Bayern hidngt der Hausse-
gen schief, in; Die Welt vom 16, 1. 1991,

39 Hans Holzhaider, Von Kreuth gehen keine Signale mehr
aus, in: Siiddeutsche Zeitung vom 14, 1. 1991,
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Drohung des kleinsten Partners in der Bonner
Koalition klingen sollte, verriit tatsichlich die Bit-
terkeit dariiber, daB FDP und CDU zum Regie-
ren zur Zeit nicht auf die CSU angewiesen
sind.**

Trotz der iiblichen Schadensbegrenzungsversuche
Streibls, der die Drohung, aus der Koalition aus-
zusteigen, nur als ,nebensiichlichen Beitrag” ge-
wertet wissen wollte*!, wurde erstmals einer gro-
Beren Offentlichkeit dadurch bewuBt, daB die
Bonner Koalition rein rechnerisch auch ohne die
CSU eine Mehrheit im Parlament hat. Hinzu
kommt, dafl Bayern im Bundesrat durch die Er-
weiterung der Bundesrepublik und die Serie von
CDU-Niederlagen bei Landtagswahlen seine
Schliisselrolle verloren hat.

VIII. Der Irrtum von Irsee

Obwohl die CDU-Fihrung den bayerischen Thea-
terdonner mit Gelassenheit hinnahm* und sich
auch vom stiindig wiederholten ,bundesweiten
Anspruch® der bayerischen Schwester nicht son-
derlich beeindruckt zeigte*, kam es zu der Ver-
einbarung eines ,Strategiegespriichs® zwischen
Kanzler Helmut Kohl und der CSU-Fiihrung am
7.Mai 1991 im schwibischen Irsee. Bereits im
Vorfeld schrinkte die CSU die Themenpalette
ein: Sollte zuniichst iiber Ausdehnungsmdglich-
keiten und die DSU gesprochen werden, so redu-
zierte sich der Themenkreis wenige Tage vor dem
Treffen auf Gespriche iiber das Profil der Union,
nachdem die CDU unter anderem in Helmut
Kohls Stammland Rheinland-Pfalz die Regierung
verloren hatte.

Das Treffen endete mit cinem grandiosen Sieg
Helmut Kohls: .Hin und wieder knurrte der
Schwabe mit der sonoren BaBstimme auch
pflichtgemilB, aber wohler fiihlte er sich, wenn er
gestreichelt wurde. CDU-Chef Helmut Kohl fand
das schnell heraus. Wann immer-die CSU auf-
muckte, erdriickte er die kleinere Schwester
schier mit der ganzen Kraft seiner liebevollen
Umarmung. Kohl wandte die Strategie der harm-
losen Uberrumpelung derart erfolgreich an, daf
der Eindruck entstand, die beiden Schwestern

40 Georg Paul Hefty, Die CSU braucht Klarheit, in: FAZ
30.4. 1991,

41 Roswin Finkenzeller, Wir haben keinen Grund, in Sack
und Asche zu gehen, in: FAZ vom 26. 4. 1991.

42 Vgl Ekkehard Kohrs, Der Kanzler reagiert gelassen auf
die Drohungen der CSU, in: General-Anzeiger Bonn vom
26.4. 1991.

43 Vgl Heinz Schweden, Stoiber betont bundesweiten An-
spruch der CSU, in: Rheinische Post vom 13. 3. 1991.
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hidtten nie ein bises Wort iibereinander ver-
loren,“*

Waigel kam das gerade recht: ,,Was er besser ma-
chen sollte, nachdem bei den Geschwistertreffen
hinter den verschlossenen Tiiren der ehemaligen
Kloster Irsee und Banz selbst die Scharfredner-im
CSU-Vorstand mit Helmut Kohl die Friedens-
pfeife geraucht haben, ohne dab es zuvor auch rau-
chende Kopfe gegeben hitte — so richtig prizise
vermag das keiner zu artikulieren.**

Waigel erntete in Irsee andererseits erstmals den
Erfolg seiner engen Verbindung mit dem Bonner
Regierungschef. Im Schatten des Kanzlers der Ein-
heit hduften sich die Hofknickse der CSU-GriéBen,
selbst der grofen Ausdehnungs-Erkldrer und
Kohl-Kritiker wie Peter Gauweiler: _Da ist der
Fall Irsee. Hier fiel er um, der Matador! Dariiber
gibts ein Protokoll. Noch friedlich schlummernd
im Panzerschrank eines schlauen Parteifreundes.
Sicher verwahrt. Zum Gliick. Denn wenn Gauwei-
ler-Fans je lesen konnten, wie devot ihr Hoff-
nungstriiger sich dem CDU-BoB gendhert hat
(,wenn ich das gewublt hitte, Herr Bundeskanz-
ler*), wiirde sein groBter Trumpf wertlos: Der
Nimbus des Retters vor dem Sog der untergehen-
den Unionsschwester."*® Die Scharfmacher der
Bayern schafften in Irsee eine .glatte Bauchlan-
dung vor dem Pfilzer Riesen“"’,

IX. Nurein Landesverband der
Chit?

~Am besten sei es,” hohnte der CSU-Bundestags-
abgeordnete Giinther Miiller, ., man werde gleich
ein Landesverband der CDU.** Daran denkt na-
tiirlich nach der verlorenen Schlacht von Irsee nie-
mand, auch wenn solche Empfehlungen gelegent-
lich von Pater Basilius Streithofen abgegeben
werden. Denn der Aufgabe der bayerischen Eigen-
stindigkeit der CSU stehen dieselben Griinde ent-
gegen, die bis heute Kreuth Il oder die Ausdeh-
nung der Partei in die ehemalige DDR verhindert
haben: grob gesagt, der Verlust der bayerischen
Identitiit. Es diirfte also auf absehbare Zukunft bei
zwei eigenstindigen Unionsparteien mit einer ge-
meinsamen Fraktion im Bundestag bei getrennten
Kandidatur-Gebieten bleiben.

44 Rolf Linkenheil, Die Parteibasis vermilit das bayerische
Charisma von Franz Josef Straufl, in: Handelsblatt vom 7. 10,
1991,

45 Ders., Theo Waigel pocht auf den Chefsessel der C5U,
in: Handelsblatt vom 8. 11. 1991,

46 Die Verschwirung (Anm. 25).

47 P.Pregal (Anm. 35).

48 Ebd.
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Das Doppelspiel, einerseits in Bonn am Kabinetts-
tisch zu sitzen und andererseits von Miinchen aus
Opposition zu betreiben, funktioniert allerdings
nicht mehr: . Dieses Spiel ist aus, weil es der iiber-
forderte Waigel und der unsichere Streibl, der das
weill-blaue Rautenmuster in seiner besonders
kleinkarierten Ausfiithrung bevorzugt, nicht be-
herrschen. So sind die chedem gefiirchteten baye-
rischen Lowen dem Bundeskanzler und CDU-Vor-
sitzenden ganz zahm und von selbst in den Kriifig
gekrochen und werden dort von ihm bei guter
Nahrung ordentlich gehalten. Damit die Unter-
werfung nicht gar so auffillt, darf von Zeit zu Zeit
der schlichte Generalsekretir Huber zum Knurren
ins Freigehege, wenn Frau Siissmuth oder die Her-
ren von Weizsiicker und Genscher Anlall dazu bie-
ten. Kohl, ein Mann mit enormen Gedéchinis,
kann froh iiber die gelungene Zihmung sein und
wird nichts tun, um die Bayern wieder in die freie
Wildbahn oder gar iiber ihr eigenes Revier hinaus
zu entlassen.**

X. Alles hin oder: Freiheit statt
Sozialismus

.Die Einsicht, daf ndn etwas geschehen miilite
und daB die CSU am Scheideweg ist, fehlt nicht
allen.*?" So hat in der Partei die Erkenninis an Bo-
den gewonnen, daB mit fritheren Parolen wie
LFreiheit oder Sozialismus®“ nichts mehr zu gewin-
nen ist. Nach dem Zusammenbruch der kommuni-
stischen Systeme fehlt nicht nur der Gegner, es
fehlt auch die Moglichkeit, Freunden, Koalitions-
partner und Opposition mangelnde Wachsamkeit
vorwerfen zu kinnen.

~Auf wichtigen Feldern ist die Partei seit Jahren
nicht mehr in Erscheinung getreten. Dall ihr Nicht-
vorhandensein in der AuBenpolitik selbstverschul-
det war, gesteht sogar Waigel ein. An diesem Bei-
spiel offenbaren sich Stirke und Schwiche der
CSU: Sie ist erfolgreich im Verwalten des Beste-
henden, doch der Mut und die Phantasie zum weit-
sichtigen Entwurf und die Unverzagtheit des Zu-
kunftsmachers sind nicht zu erkennen. Die CSU
braucht Klarheit Uber sich und ihre eigene Strate-
gie. !

In den zentralen Themen der Bundespolitik, wo
sie noch Flagge zeigt, sicht sich die CSU allerdings
isoliert und trigt durch eigenes Verhalten dazu
bei, daB ihre Konturen verschwimmen: So unter-

49  Michael Stiller, Die Hllusionen der C5U, in: Stddeutsche
Zeitung vom 12. 4. 1991.

50 Ders.; Die CSU verpaBt ihre Zeit, in: Siiddeutsche Zei-
tung vom 27. 6. 1991,

51 G.P. Hefty (Anm. 40).
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zeichnete die CSU die Vier-Parteien-Vereinba-
rung zur Beschleunigung der Asylverfahren, um
sofort danach durch ihren stellvertretenden Partei-
vorsitzenden Edmund Stoiber und den Generalse-
kretar Erwin Huber zu erkldren, ohne eine Ergiin-
zung des Grundgesetzartikels 16 gehe es doch
nicht. In der Frage des neuen Abtreibungsrechts
blieb die Partei ihrer bekannten Linie allerdings
treu. Es fragt sich nur, ob man tatsiichlich zur letz-
ten Konsequenz bereit ist und mit einem eigenen
Gesetzentwurf in den Bundestag geht. Trotz ab-
sehbarer Erfolglosigkeit eines solchen Antrages
diirfte er zur Stirkung des eigenen Profils beitra-
gen wie schon die , Ansbacher Erklirung® vom
Sommer 1991. DaB sich die CSU in der Frage der
Einfithrung einer Pflegefallversicherung auf die Li-
nie des linken CDU-Fliigels (Norbert Blim, Hei-
ner Geibler), hat einschworen lassen, bleibt unver-
stindlich. In diesem Bereich kann ihr die liberale
Konkurrenz das Wasser abgraben und wegen der
absehbaren Kosten- und Beitragsexplosion der
CSU den Ruf als Partei, die auch fiir die Belange
der Wirtschaft sich einzusetzen vermag™, streitig
machen.

Programmatisch brachte auch der jiingste Novem-
ber-Parteitag der Christsozialen keine wesentlich
neuen Erkenntnisse. Die Offentlichkeit bekam nur
noch mit, daB die CSU ein Tempolimit auf deut-
schen Autobahnen ablehnt™. Die Personalent-
scheidungen bestanden aus einer Bestitigung der
amtierenden Fiihrung; Waigel wurde mit 92,6 Pro-

52 Vgl Karl Stankiewitz, Der CSU-Léwe verliert mehr und
mehr an Profil, in: Kélner Stadt-Anzeiger vom 20,9, 1991,
53 Vgl. Alexander Weber, Unsere Leit pressiert’s a, in:
Miinchner Merkur vom 23, 11, 1991,

zent Zustimmung ,.eine erstklassige Vertrauensbe-
kundung zuteil***. Nicht zu iibersehen war aller-
dings, daf} sich die Aufmerksamkeit fiir den Mini-
sterprisidenten Max Streibl in Grenzen hielt, wiih-
rend die StrauB-Ziehséhne Edmund Stoiber und
Peter Gauweiler in der offentlichen Einschiitzung
weiter nach vorn riickten®. ,,Zu schrecken vermag
Theo Waigel noch keiner von beiden, auch wenn
die Junge Union Miinchen im Vorfeld des CSU-
Partcitags Gauweiler als groBen Politiker preist
und Waigel als den ,Genscher der CSU"* bezeich-
net, was in der Partei durchaus richtig als iible
Nachrede verstanden wird.“®

Manchmal ist von Parteitagen auch festzuhalten,
welche Signale nicht ausgesendet werden: So ist es
mit der CSU-Funktion, Integrationsfaktor und Be-
ruhigungspille der deutschen Konservativen auBer-
halb Bayerns zu sein, vorbei. StrauBl hatte diese
Rolle noch gespielt, wobei das Temperament die-
ses politischen Urgesteins von Bewunderern und
Gegnern mit deutsch-nationalen Positionen ver-
wechselt wurde. Waigel spielt diese Rolle nicht
mehr, Streibl hat sie nie gespielt, Die CSU scheint
sich vielmehr auf ihre eigentliche Erfolgsge-
schichte zu konzentrieren: ,Die Bezeichnung ist
zwar vergeben, aber realiter verkorpert die CSU,
was der Name Bayern-Partei vorgibt.*%

54 Wermer Giers, Ruf und Riickgrat, in: Miinchner Merkur

vom 25. 11. 1991,

55 Vgl. Erik Spemann, Bei Streibls Chiemsee hdrien zu
viele weg, in: Minchner Merkur vom 25. 11. 1991,

56 Rolf Linkenheil, Stoiber riickt auf die Ersatzbank vor,
in: Rhemischer Merkur vom 8. 11. 1991,

57 Ginter Miichler, Straull war stark, die Partei ist stiirker,
in: Rheinischer Merkur vam 18. 11. 19588,
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Antje Vollmer/Wolfgang Templin/Werner Schulz

Griine und Biindnis 90

I. Metamorphose der Griinen®

Seit es die Griinen gibt, sind sie geliebt worden -
nicht nur von der politischen Offentlichkeit, son-
dern sogar von den Medien. Das war um so er-
staunlicher, als es zu einer Zeit geschah, in der die
gesellschaftliche Organisationsform , Partei* so
sehr in Verruf kam, daB der Beruf des Politikers
dicht hinter dem des Versicherungsvertreters die
Hit-Liste der unbeliebtesten Gruppe von Mitmen-
schen anfiihrte.

Seit es die Griinen gibt, sind sie ebenso intensiv
begleitet worden von Berichten iiber ihre Krisen
und selbstzerstorerischen Fligelkimpfe. Lange
vor dem parlamentarischen Aus wurde ihnen ihr
politisches Ende prophezeit. Tatséchlich konnte es
manchmal so scheinen, als sei das Erstaunlichste
an den Griinen ihre Uberlebenstiichtigkeit in be-
zug auf die eigene innerparteiliche Destruktivitiit,
welche sie wiederholt mehr in Existenznot brachte,
als dies ihre politischen Kontrahenten je vermocht
hiitten.

HeiB geliebt, heftig gescholten und lebhaft betrau-
ert erfiillten die Griinen so ganz die klassische
Rolle der verlorenen Séhne und Tochter der west-
deutschen Republik - bis sie dann bei der Bundes-
tagswahl 1990 gemeinsam mit dieser und deren
rheinischer Metropole der Bonner Politik abhan-
den kamen. Die Ursachen fiir das Wahldebakel
der Griinen - der Verlust ihrer traditionellen
griinen Themen im Jahr der deutschen Einheit, die
Kanzlerkandiatur Oskar Lafontaines, die Weg-Ro-
tation der bekannten Personen, der links-konser-
vative Gestus des Lebens ,,wie in Feindesland®, die
cklatanten Mingel der Parteistruktur — sind von
vielen Beobachtern ausfiihrlich beschrieben wor-
den. Ich neige dazu, den kurzen und priignanten
Satz von Petra Kelly ,,Die Griinen sind wieder ein-
mal und vor allem menschlich gescheitert* fiir die
Analyse zu halten, die der Wahrheit am niichsten
kommit.

Allerdings gibt es in der Entwicklung andere Pro-
jekte der Alternativszene, der Berliner TAZ, der
Buchkollektive, der Biirgerbewegungen in Ost und

* Der Beitrag . Metamorphose der Griinen™ wurde von
Antje Vollmer, der Beitrag ,,Biindnis 90 als politische Biir-
gerbewegung: FuBnote der Geschichte oder Mitgestalier
cines neuen politischen Projekts?* wurde von Wolfgang
Templin und Werner Schulz verfalt.
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West, so verbliiffende Parallelen zur Entwicklung
der Griinen, dabB es lohnen wiirde, einer vermute-
ten Gesetzmiilligkeit in der Sozialgeschichte gesell-
schaftlicher Erncuerungsbewegungen nachzuge-
hen. Die Kurzformel dafiir hieBe dann etwa so: Je
grofler der gesellschaftliche Nutzwert und die poli-
tische Ausstrahlung dieser Dissidenten und Refor-
mer, desto griBer der Grad der Selbstausbeutung
und der Ghettoisierung der Kerngruppe.

1. Bestandsaufnahme

Kaum haben die Griinen die Bonner Bithne verlas-
sen, fehlen sie schon. Es scheint nicht nur Nostal-
gie zu sein. Man tut auch der enormen Arbeitslei-
stung der parlamentarischen Gruppe ,,Biindnis 90/
Griine* nicht Unrecht, wenn festgestellt wird, daB
die Griinen einen unausgefiillten leeren Raum hin-
terlassen haben, den bisher niemand sonst ausfiil-
len konnte, Hier und da gibt es auch schon wieder
den Wunsch nach der Riickkehr der Griinen, selt-
samerweise besonders vernchmlich aus den ande-
ren Parteizentralen. Der dubBert sich in vergleich-
barer Heftigkeit wie die Genesungswiinsche, die
der totkranken TAZ aus den gutdotierten Redak-
tionsstuben von FAZ und SPIEGEL-TV telegra-
phiert werden. Deutschland braucht die TAZ!
Deutschland braucht die Griinen! Schin und gut.
Tatsache ist aber: Die TAZ ist kurz vor dem Ex-
itus, und die Griinen haben sich gerade vor den
Toren Bonns im Haus Wittgenstein mumifiziert,

Die alten Griinen wird es auf Bundesebene nicht
mehr geben. Die Zisur, die der Nichteinzug der
Griinen-Partei (West) in das erste gesamtdeutsche
Parlament bedeutete, ist durch keine Durchhalte-
parole und auch durch keine Beschonigung aufzu-
heben; als ob die Wiihler sich da nur ein bifichen
verwiihlt hiitten! Was es trotz dieser Ziisur gibt, ist
der ernsthafte Wunsch vieler Menschen, dall die
Ideen der Griinen in der deutschen Politik einen
authentischen Platz finden mochten. Und es gibt
aus den Reihen der Funktionire der Griinen die
Interpretation, an der Basis der alten Partei sei be-
reits ein Neuanfang der Griinen begonnen worden.
Diese Position, die z. B. Hubert Kleinert (Beilage
B 44/91) und Joschka Fischer vertreten, stiitzt sich
beispielsweise auf folgende Faktoren:

= auf die von der Bundesdelegiertenkonferenz
von Neumiinster beschlossene Strukturreform,

- auf die Konsolidierung auf Linderebene, z.B.
in Baden-Wiirttemberg und Bayern,
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- auf die ermutigenden Wahlergebnisse in Hes-
sen, Hamburg und Bremen,

- auf die Vermutung, daB das niichste Mal kein
Oskar Lafontaine den Griinen Stimmen abja-
gen werde,

— auf die Klirung bzw. Erleichterung nach dem
Parteiaustritt der radikalen Fundamentalisten
um Jutta Ditfurth sowie

- auf die Schwiiche der PDS als moglicher Wahl-
konkurrenz von links.

Priift man diese Faktoren auf ithre Qualitit, den
Neuanfang einer politischen Gruppe auszuma-
chen, so fillt eines auf: Die meisten davon signali-
sieren ein Plus durch Ereignisse, die auflerhalb des
eigenen EinfluBbereiches liegen. Sie ,retten" die
Griinen sozusagen von auBen, ohne daB die
Griinen selbst in ihrer Arbeit damit eine neue
Qualitit gewonnen hitten, die den Begriff ,Neu-
anfang* inhaltlich legitimiert. Einzig die eher
organisationstechnische Strukturreform und die
Konsolidierung in einigen Linder erfiillen die
Hoffnung auf einen Neuanfang aus eigener Kraft.
So wichtig dies ist, scheint es mir doch nicht ausrei-
chend fiir ein politisches Comeback der Griinen
auf Bundesebene, das diesmal gesamtdeutsch er-
folgen miifite. Zumal folgende Schwierigkeiten
nach wie vor bestehen:

— Die Griinen haben in zehn Jahren Parteiaufbau
nahezu ihre gesamte Griindergeneration ver-
braucht, wegrotiert und damit verloren. Neue
profilierte Personen sind derzeit nicht in Sicht
und werden sich wohl auch hiiten, sich freiwillig
in diese Mach-Promi-kaputt-Maschine zu bege-
ben.

— Die Mitgliederbasis der Griinen stagniert seit
Jahren; es ist zu vermuten, daB sie weitgehend
riickliufig ist.

— Die Stiirke der Griinen vor Ort lag und liegt im-
mer noch in den kommunalen Riten und Frak-
tionen, wo Fachkompetenz, Biirgernihe und
politische KompromiBfihigkeit dominieren.
Deren Vertreter allerdings haben sich von der
Bundesebene fast vollstindig abgekoppelt, be-
teiligen sich allenfalls noch an den Entscheidun-
gen und Gremien auf Linderebene. Insbeson-
dere von den Bundesdelegiertenkonferenzen
haben sie sich verabscheidet, so daB diese sich
weitgehend aus Parteifunktioniiren und ganz
unerfahrenen Mitgliedern zusammensetzen, die
das ,,auch einmal erleben wollen*. Das macht
die Ergebnisse problematisch und unberechen-
bar.

— Im stirksten und filr Bundeswahlen entschei-
denden Landesverband Nordrhein-Westfalen
kriselt es erheblich, was sich z.B. darin aus-
driickt, daB es ihm seit zwei Jahren nicht gelun-
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gen ist, seinen Vorstand vollstindig zu beset-
zen,

- 'Die populistische Grundstimmung auf den Par-
teiversammlungen der Griinen ist ungebrochen
und fiir demagogische Polarisierung leicht be-
nutzbar, Weitgehend regiert dabei die Parteior-
thodoxie. Gruppen in der Partei, wie z.B. die
Aufbruch-Gruppe, die eine inhaltliche Neu-
orientierung und den Abschied von Dogmen
und Lagerdenken anstrebten, werden regelmi-
Big erst einmal als Dissidenten abgestraft. Gei-
stige Freiheit erfordert bei den Griinen beson-
ders viel Zivilcourage.

- Die Landesverbiinde der Griinen in den neuen
Bundeslindern (bis auf Sachsen) haben ihr
Verhiiltnis zu dem dort einfluBreichen Biind-
nis 90 noch nicht geklirt.

-~ Insgesamt besteht noch keine Klarheit iiber die
Perspektive des Zusammengehens der Griinen
mit dem Biindnis 90, das seit kurzem ebenfalls
bundesweit existiert, weder tber das gegensei-
tige organisatorisch-politische Verhiltnis, noch
iiber das gemeinsame Antreten zur nichsten
Bundestagswahl.

2. Aufgabenstellung

Aus dieser kritischen Bestandsaufnahme ergibt
sich folgerichtig die Aufgabenstellung fiir die
Griine Partei, die sie bis zum Jahre 1994 geltst ha-
ben mubB, will siec mit einiger Zuversicht in die
nichste Bundestagswahl gehen und nicht von Zu-
fillen und giinstigen AuBenbedingungen abhiingig
sein: Die Griinen miilten bis dahin ihre
Mitgliederbasis erheblich vergroBert, ihre Dele-
giertenversammlungen reprisentativer besetzt und
weniger anfillig fiir demagogische Entscheidungs-
prozesse gemacht haben, sie miiBten ihren stirk-
sten Landesverband NRW reorganisiert und ihre
Verbinde in Ost- wie Westdeutschland auf ein
politisches und organisatorischen Zusammengehen
mit dem biirgerrechtlichen Biindnis 90 vorbereitet
haben. Sie miiBten profilierte Personlichkeiten fiir
die Partei zuriick- oder neugewinnen und diesen
ein menschenwiirdiges Miteinander anbieten kon-
nen. Und sie miiBten sich verbindlich auf eine Poli-
tikperspektive einlassen, die basokratische Uber-
raschungen wie letztens in Bremen beim Demon-
tieren der Ampel-Koalition in Zukunft ausschlie-
Ben. Das ist nicht wenig und nicht mal eben aus
dem Griinen-Hut zu zaubern. Es wiire aber eine
entscheidende Voraussetzung dafiir, das zerriittete
Vertrauen der Griinen-Wihler wiederherzustel-
len.

3. Vorschlag fiir einen wirklichen Nenanfang

Bisher haben sich die Griinen wie parteieniiblich
immer am letzten Wahlergebnis gemessen. Fur
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einen niichternen Neubeginn scheint es diesmal
aber wichtig, sich am nicht ausgeschopften Wih-
lerpotential fiir die eigenen politischen Ideen und
Konzepte messen zu lassen. Europaweit hegt das
Griinen-Potential ungefihr bei 12 bis 15 Prozent.
Alles, was darunter bleibt, signalisiert das Verfeh-
len der historischen Méglichkeiten der Griinen.
Anders gesagt: Zwei Drittel der potentiellen Wiih-
ler der Griinen haben bei der letzten Bundestags-
wahl diese Partei nicht gewihlt. Damit lige dann
der griine Nicht-Wiihleranteil doppelt so hoch wie
die (wachsende) Gruppe der Nichtwihler in man-
chen Linderwahlen. Daraus LiBt sich schlieBen:
Stirker noch als andere Parteien sind die Griinen
von der Sympathie, vom Vertrauen ihrer Wihler
- abhingig. Verlieren sie dieses, werden sie doppelt
von der Parteienverdrossenheit getroffen, zumal
ihre Wiihler nicht durch Tradition, Milieuzugehd-
rigkeit oder Parteiraison zu binden sind. Bei den
verlorenen Wihlerinnen und Wiihlern der Griinen
kommt in der Regel noch ein Grad besonderer
Enttiuschung dariiber hinzu, daB sie in die Griinen
besondere Hoffnungen in bezug auf Menschlich-
keit, Konsensfiahigkeit und Moral gesetzt haben.
Man kann natiirhch dariiber streiten, ob es ange-
messen ist, solche Erwartungen dberhaupt in poli-
tischen Parteien zu setzen - entscheidend ist, daB
dies genau der Grund war, warum die Griinen eine
so herausgehobene Rolle im Seelenleben der
Westdeutschen gehabt haben. Von der Weisheit
ihrer Nicht-Wiihler konnten die Griinen einiges
lernen.

Fiir einen wirklichen Neuanfang mubBl es auch in-
nerhalb der Griinen einen deutlichen Trennungs-
strich zu den alten Griinen (West) geben, die die
Wihler nicht mehr wiihlen und denen sie nicht
mehr thr Vertrauen geben wollen. Und es mub
eine Offnung fiir Menschen, neue Ideen und die
Prinzipien geistiger Freiheit geben. Und beides,
der SchluBstrich und die Phase der Offnung, muB
offentlich sichtbar inszeniert werden. Dies zu tun
besteht derzeit eine Chance, die einen echten hi-
storischen Gliicksfall darstellt: das mogliche Par-
teienbiindnis des biirgerrechtlichen Biindnis 90 aus
der ehemaligen DDR mit den West- und Ostgrii-
nen. Der iiberzeugendste Vorschlag fiir dieses Zu-
sammengehen sieht so aus: Beide Parteien losen
sich nach einer Phase der 6ffentlichen Debatte auf
zugunstéen einer neuen gemeinsamen Partei
~Bindnis 90/Griine* (oder; Griines Bindnis), die
sich beiden Traditionen in gleicher Weise ver-
pflichtet fiihlt, und dies auch in ihren Fihrungsgre-
mien widerspiegelt. Auf einem Griindungspartei-
tag wird demonstriert, dafl dies das erste Parteien-
biindnis ist, das nicht vollstiindig vom Westen do-
miniert wird. Um diesen neuen und gleichberech-
tigten Zusammenschluf zu unterstiitzen, werden
offensiv Mitglieder geworben, die sich den Ideen
der Biirgerbewegung, der Okologie, den Men-
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schenrechten und der Frauenbewegung besonders
verbunden fithlen. Auch Prominente werden ge-
beten, diesen neuen biirgerrechtlichen Zusammen-
schiufi zweier Bewegungen und Parteien zu unter-
stiitzen, zu beraten und auf dessen Listen zu kandi-
dieren. Statuten, Satzung und Parteitagsgepflogen-
heiten der gemeinsamen Partei entsprechen den
Lehren aus zehn Jahren griiner Lehrzeiten und
Kinderkrankheiten.

Einwiinde gegen einen solchen Vereinigungs- und
NeugriindungsprozeB der Griinen (West und Ost)
mit den Biirgerrechtlern (Ost und West) gibt es
viele: Sie reichen von juristischen Spitzfindigkeiten
iber kulturelle Animositiiten, parteitaktische
Machtkalkiile bis zu Besorgnissen iiber den Ver-
bleib der Parteikasse. Stichhaltig ist keiner von
diesen - schon gar nicht, wenn man die ausblei-
bende Signalwirkung bedenkt.

Die Griinen kénnen natiirlich auch eine kleine L&-
sung mit viel Platz fiir das ,Weiter-so* anstreben.
Sie kiéinnen nur eine Listen-Repriisentanz der Ver-
treter des Biindnis 90 vorsehen. Sie konnen auf die
Zihigkeit der Biirgerrechtler im Umgang mit Par-
teiapparaten, auf die Langmut der Wiihler, auf die
mangelnde Attraktivitit eines moglichen Kanzler-
kandidaten Engholm fiir die griine Klientel, auf
eine nichste Umweltkatastrophe oder darauf ver-
trauen, dal} Joschka Fischer demniichst als ,letzter
griiner Prominenter* alle Wahlkampftermine be-
streitet. Das kann man alles machen - es mull aber
nicht sein.

II. Biindnis 90 als politische
Biirgerbewegung: FuBinote der
Geschichte oder Mitgestalter eines
neuen politischen Projekts?

1. Der groBe Anspruch

Wenn man die deutsche Diskussion iiber die Exi-
stenz und die politische Zukunft organisierter Biir-
gerbewegungen im System der parlamentarischen
Demokratie verfolgt, so halten sich Zuspruch und
Skepsis die Waage. Nahezu unumstritten ist ihre
kritische und innovatorische Funktion zur Bele-
bung der Parteienlandschaft — als Seismograph fiir
neue Themen und Konfliktlagen. Mit einer Sicht,
die an den Entstehungsbedingungen der ,,neuen
sozialen Bewegungen® in der Bundesrepublik der
sicbziger Jahre orientiert ist, werden sie als Wel-
lenbewegung und Impulsgeber fiir die groben Par-
teien eingeschitzt. Nach dieser Logik sind es die
westdeutschen Griinen der achtziger Jahre, die als
Antiparteienpartei und Bewegungspartei zur par-
lamentarischen VerkOrperung biirgerbewegter
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Anspriiche wurden und zugleich den neuen Ab-
stand gegeniiber einem grofien Feld von selbstbe-
wublten .single-issue“-Initiativen markieren. Der
konflikibesetzte EntwicklungsprozeB der Griinen
als Partei versteht sich dann wie eine Konsolidie-
rung entlang der Normen etablierter deutscher
Parteien und 148t nur noch die Frage offen, ob
kiinftig Platz fir eine vierte deutsche Partei als par-
lamentarische Kraft bleibt oder ob sich im Resultat
der deutsch-deutschen Vercinigung das Dreipar-
teiensystem einer schon fast vergessenen Bundes-
republik festigt.

Geradezu zwingend lassen sich aus diesen Uberle-
gungen auch Platz und Uberlebenschancen der ost-
deutschen Birgerbewegungen ableiten. Sie waren
und sind wesentlicher Triiger und Produkt des Um-
bruchs in der DDR, reproduzieren auf eigener an-
titotalitirer Grundlage den alten deutschen Anti-
parteieneffekt und die Ablehnung der Konkur-
renzdemokratie. Als politische Kraft einer nachho-
lenden Revolution treten sie erst jetzt in die
komplexe Landschaft der demokratischen Mo-
derne ein und miissen sich zwischen Assoziation
mit den Griinen, dem Eintritt in andere Parteien
oder dem Zuriicksinken in den reinen Bewegungs-
sektor entscheiden.

So schliissig dieses Argumentationsschema in vie-
len Einzelheiten sein mag, so falsch ist es in seiner
Gesamtheit. Weder ein politologisches noch ein
soziologisches Modelldenken reichen aus, um den
entscheidenen Punkt fiir das Verstindnis der eige-
nen Modernitdt und der historischen Chancen
neuer Birgerbewegungen herauszuarbeiten, die
mit den Aufbriichen von 1989 verbunden sind. Wie
das politische und gesellschaftliche 19. Jahrhundert
mit dem Beginn des 1, Weltkrieges endete, beginnt
das politische 21.Jahrhundert mit der Uberwin-
dung der Spaltung Europas. Im Kontext einer sol-
chen Epochenzisur gewinnen das Ende der DDR
und die Dynamik des deutsch-deutschen Vereini-
gungsprozesses ein historisches Gewicht, das die
alleinigen Erklarungsmuster bundesrepublikani-
scher Nachkriegsentwicklung relativiert und das zu
neuen Einsichten zwingt.

An diesem Jahrhundertanspruch gemessen, mils-
sen sich aber auch die Akteure des Umbruchs die
berechtigte Skepsis gefallen lassen, wie sie bei aller
Originalitit, bei allem Selbstbewultsein mit ihrer
marginalisierten Rolle im derzeitigen Moment um-
gehen kénnen? Wird die beweisfreudige Uberzeu-
gung vom ..Ende des Parteienzeitalters" nicht zur
bloBen Beschworungsformel angesichts der realen
Kriifteverhiltnisse? Ja und Nein!

Der aufmerksame Beobachter der Biirgerbewe-
gungsentwicklung wird nicht erst seit 1989 nahezu
alles finden: die anachronistische und retrospek-
tive Hoffnung auf einen erneuerten Sozialismus,
den unvermittelten Gestaltungsdrang nach der
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~ganz anderen” Demokratie sowie das jihe Um-
schlagen in Verstorung, Verzweiflung und ohn-
michtigen Protest gegeniiber dem politischen Dik-
tat der grof3en Parteien. Er wird aber auch auf eine
ungeheuer intensive Erfahrungszeit stofien, auf
Parteienkritik und Demokratiebegehren, das Plu-
ralismus, Rechtsstaatlichkeit und Momente von
Repriisentation einschlieft. Der groBe Anspruch
der Biirgerbewegungen auf parteieniibergreifende
Sachpolitik mufite sich binnen kiirzester Zeit in
zahlreichen Wahlkampfen, parlamentarischer und
auberparlamentarischer Sacharbeit und den Bela-
stungsproben innerorganisatorischer Auseinander-
setzungen bewihren,

Konsequenz und Ergebnis dieser extrem verschie-
den verarbeiteten Erfahrungen ist die Griindung
von Biindnis 90 als politische Organisation der
Biirgerbewegungen. Aufgeklirt und nitichtern
wurde die Diskussion um die tages- und damit re-
formpolitische Einlésung der grofen Anspriiche
gefiihrt und nach den Uberlebenschancen im Par-
teienstaat gefragt. Von Fundamentalisten und No-
stalgikern als Verrat an den reinen Prinzipien und
Kapitulation vor der schlechten Realitiit geschol-
ten, von Parteienseite als immer noch illusorisch
abgetan, geht es tatsiichlich um den ersten konse-
quenten Versuch, die Erkenntnisse antitotalitiiren
Kampfes und des Epochenumbruchs zu verarbei-
ten und auf die neuen Herausforderungen, vor
denen Deutschland und Europa stehen, zu reagie-
ren.

Mit ihrer ausgeprigien Lagermentalitit, ihrem
Klienteldenken und machtfixierten politischen In-
strumentarien erweisen sich die etablierten Par-
teien der Bundesrepublik als weitgehend unfihig,
die Probleme des deutsch-deutschen WVereini-
gungsprozesses und der gesamteuropiischen Inte-
gration zu lossen. Massenarbeitslosigkeit als
Dauerproblem, die industrielle und &Gkologische
Verddung ganzer Regionen, wachsende Fliicht-
lingsstrome durch ein sich verfestigendes Entwick-
lungsgefiille innerhalb Europas und dessen globale
Disparitiit sowie zahlreiche andere Probleme mar-
kieren die Uberforderung einer Politik, die von
der Spaltung Deutschlands und Europas gepriigt
wurde., Wenn einmal getroffene Fehlentscheidun-
gen aus Grinden von Prestige und Machterhalt
kaum noch zu korrigieren sind, wenn Innovationen
und neue Denkansitze innerhalb der Parteien re-
gelmiiBig blockiert werden, wenn Vorschlige zu-
riickgewiesen werden, nur weil sie ,von der fal-
schen Seite* kommen, ist die Aktualitiit einer dar-
auf gerichteten Parteienkritik evident. Eine solche
Kritik gab es bereits vor 1989. Die nach wie vor
anstehende und lebenswichtige Frage spitzt sich
jetzt darauf zu, ob im Gefolge der deutsch-deut-
schen Vereinigung die Chancen fiir eine intelligen-
tere und innovative Politik letztlich sinken oder
steigen.
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2. Mittelfristige Perspektiven

Nimmt man die Einschiitzung vom Epochenum-
bruch und den neuen Herausforderungen an und
verweigert sich einer bloBen Binnenkontinuitiit
bundesrepublikanischer Geschichte, bleibt immer
noch das entscheidende Problem, auf welche Art
und Weise sich die mit den Biirgerbewegungen ver-
bundenen Innovationspotentiale durchsetzen kon-
nen. Man versteht dann die ,Modernitit* einer
Parteienkritik, die zugleich Repriisentation,
Rechtsstaatlichkeit und die Vermittlungsprobleme
ciner komplexen Gesellschaft voll anerkennt und
nicht in die Unmittelbarkeit basisdemokratischer
Harmonien zuriickfillt. Der Erfahrungsanspruch
antitotalitiren Widerstands und das 68er Erbe der
alten Bundesrepublik kiimen zusammen, um die
Vielfalt existierender zivilgesellschaftlicher Kriifte
zu stirken. Produktive Herausforderung fiir die
Parteien, Belebung des politischen Lebens und die
Starkung auBerparlamentarischer demokratischer
Ansétze konnten die Folge sein. Damit ist aber nur
eine Komponente der politischen Werteskala vom
Biindnis 90 markiert. Schwieriger wird es mit der
angestrebten Selbstbehauptung als eigenstindige
politische Kraft auch auf der parlamentarischen
Ebene. Den erliduterten historischen Einschnitt
ernst genommen und trotz des Versagens der Par-
teien: Die Realitit der néchsten Jahre wird von der
Dominanz der grofien Parteien einschlieBlich Fiinf-
prozenthiirde bestimmt sein, die es ratsam macht,
ohne Wenn und Aber zu kalkulieren. Ein Realismus,
der die Verinderungen und den Veridnderungsdruck
auf alle Beteiligten des politischen Geschehens zu-
grunde legt, wird aber auch Briiche und Verwerfun-
gen erkennen, die dem Neuansatz, den Biindnis 90
sucht, erfolgreiche Schritte zu ermoglichen.

Zweierlei ist dazu notig: Dem aktuellen Unverma-
gen der Parteien und der Konfliktfiille im geteilt-
vereinigten Deutschland muBl mit immer wieder
neu und verstindlich formulierten Sachvorschli-
gen und Handlungsangeboten in die gesellschaftli-
che Offentlichkeit und die Parteien hinein begeg-
net werden. Fundamentale Systemkritik und bloBie
Parteienschelte sollte die Biirgerbewegung den tra-
ditionslinken und rechtsextremen Kriiften iiberlas-
sen. Mit der Konzentration auf die Probleme in
den neuen Bundeslindern und im Blickwinkel
einer gesamtdeutschen und europiischen Perspek-
tive biirgerbewegter Politik, sind die Pole fiir die
Formulierung wvon Sachvorschligen gegeben.
Wenn das unermiidliche Suchen nach partei-, ver-
bands- und interesseniibergreifender Unterstiit-
zung fiir verniinftige Vorschliige wenig Resonanz
findet, weil die politischen und Interessenfronten
verhirtet bleiben, miissen die Bemiihungen darum
tffentlich dokumentiert werden. Damit kénnen
Zuspruch, Unterstiitzung und schon liingst in
Gleichgiiltigkeit oder Politikverdrossenheit abge-
driftete Potentiale mobilisiert werden.
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Zugleich darf sich die Biirgerbewegung nicht
darin erschipfen, im Riicken der Parteien oder
vor den Parteigriben als Problemfeuerwehr zu
agieren, sondern mufl die eigenen Vorschlige,
Kritiken und Losungsansitze zu schliissigen Kon-
zepten verdichten. Neben der schmalen parlamen-
tarischen und auBerparlamentarischen Grundlage,
die derzeit vorhanden ist, bleibt vieles liegen oder
liBt sich nur bruchstiickhaft realisieren. Doch
auch hier kann, wie so oft bewihrt, die Not zur
Tugend werden. Katalogform, Angebotsfiille und
Geschlossenheit von Parteiprogrammen konnen
aus guten Griinden vermieden werden, nicht aber
die Folgerichtigkeit und der innere Zusammen-
hang vieler Einzelvorschlige und Konzepte.
Wenn eine politische Ethik und gemeinsame
Werte den Biirgerbewegungsansatz prégen, sind
Widerspriiche und eine groBe Breite der Hand-
lungsansiitze moglich. Dennoch muB eine Identi-
tit und eine politische Handlungsfihigkeit sicht-
bar werden. Bei aller Enttduschung iiber das Ver-
sagen von Parteien wird sich das Wihlerverhalten
auf Erwartungen richten, die wiederum vom Par-
teicharakter gepragt sind.

Ohne Verrat an Zielen und urspriinglichem Poli-
tikverstindnis wird es notig sein, Kompromififi-
higkeit, Integrationskraft und die Bewihrung im
politischen Tagesgeschiift zu dokumentieren. Legt
man fiir eine mittelfristige Perspektive die Zeit bis
Ende 1994 zugrunde, hingt sehr viel davon ab, wic
es der gegenwiirtigen Regierungskoalition gelingt,
die Folgen ihrer Politik zu verdecken, die Koali-
tionspartner zusammenzuhalten und die zuneh-
menden Spannungen zwischen den bundes- und
landespolitischen Kriftekonstellationen zu verar-
beiten. Eine Politik, die im Haupttrend den gesell-
schaftlichen und sozialen Status quo der alten Bun-
desrepublik zu erhalten sucht, ist jedoch auf lange
Sicht zum Scheitern verurteilt. Zugleich kann man
allerdings mit Faszination erleben, wie es immer
noch gelingt, akute und absehbare Probleme aus-
zusitzen und die Folgelast geschickt auf andere
Schultern zu packen. Alles wird davon abhdngen,
wann und in welchem Malle die gesellschaftliche
Akzeptanz dieser Machtstrategie abnimmt und im
Verhiltnis dazu der von den Biirgerbewegungen
vertretene und zugleich politisch gebrauchte Parti-
zipationsdruck, also das Selbstbeteiligungsstreben
der Gesellschaft wieder wiichst. Dariiber hinaus
droht natiirlich ein Teufelskreis an Folgen verfehl-
ter Politik als soziale Marginalisierung breiter Be-
volkerungsteile und erhdhter Problemdruck auf
die Betroffenen. Ob dann das Angebot demokrati-
scher und okologischer Verantwortung und die
Aufforderung zum solidarischen Umdenken, von
der sich ein Biindnis 90 nicht beliebig entfernen
kann, iiberhaupt noch durchdringen und nicht im
kurzfristigen Interessengerangel untergehen, ist
offen.
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3. Partner und Verbiindete

Fiir einen GroBteil der 6ffentlichen Meinung ist
klar, daB Biirgerbewegung Ost und Griine West
von Habitus und Tradition eher zusammengehéren
und eigentlich schon lingst vereinigt sein miften.
Fiir diese Erwartung ist auch die eigenstiindige
Griindung vom Biindnis 90 ein kaum zu verstehen-
der Umweg oder bestenfalls ein taktischer Schritt,
um die Verhandlungsposition beim Hineingehen in
die Griinen zu stirken. Geht es wirklich nur
darum? Bei aller erkldrten und praktizierten Kritik
an der gesellschaftlichen Realitit der alten Bun-
desrepublik waren die Griinen als Bestandteil und
politische Erben der 68er Generation dieser Reali-
tiit voll verhaftet,

Vom griinen Griindungskonsens iiber die Fligel-
kiimpfe der achtziger Jahre bis zur Konfrontation
mit der deutschen Vereinigung machten sie eine
Entwicklung durch, in der auch viel vom ur-
spriinglichen Ansatz verlorenging. Die Griinen
auf . Griin* zu reduzieren oder in thnen den
kiinftigen Juniorpartner der Sozialdemokratie zu
sehen, ist derzeit nur mdglich, wenn man sich
einer ganzen Dimension ihres Griindungsan-
spruchs versperrt. Basisdemokratische Kinder-
krankheiten abzulegen und eine habBbesetzte
Streitkultur zu iiberwinden, Personen als Triger
von Politik zu akzeptieren ist das eine, den An-
spruch auf strukturelle Originalitit und inhaltli-

che Profile quer zur Parteienlandschaft aufrecht-
zuerhalten das andere.

Wenn die Biirgerbewegungen mit dem letzteren
Anspruch an die Griinen herantreten, sie als mog-
liche Partner an diesem Bemiihen messen, hat das
nichts mit Illusionen oder Kinderkrankheiten zu
tun. Was vor iiber zehn Jahren bei den Griinen an-
gedacht wurde und in der damaligen Situation im-
mer nur als Vorgniff erschien: die neue Verbin-
dung von dkologischer und demokratischer Frage-
stellung, ohne die soziale Frage aus dem Auge zu
verlieren, die Kultur der Selbstbegrenzung gegen
den Wachstumsfetischismus von links und rechts,
die Unteilbarkeit von Biirger- und Menschenrech-
ten als Grundlage eines ungeteilten Europas, ist
seit 1989 auf die politische Tagesordnung gesetzt.

Mit diesen Vorstellungen und Forderungen ent-
wickelten weder die Griinen noch spiiter die
Biirgerbewegungen etwas Exklusives, sondern
nahmen auf verschiedener Grundlage und als An-
gehorige einer Generation die gleichen Ansitze
moglicher Zukunft auf, die von vielen anderen
Menschen ebenso gesucht wird. Griine und Biir-
gerbewegung kénnen sich als organisatorische Tri-
ger und Beforderer eines politischen Projektes
finden, das in der Spannung zwischen aktuellem
Gestaltungsanspruch und offener Perspektive viele
Verbiindeten braucht, die iiber den nationalen
Raum Deutschlands hinauswirken.
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Patrick Moreau

Die PDS: eine postkommunistische Partei

Am Ende des Jahres 1991 hat der Appell, den
Wolfgang Berghofer anldBlich seines Austrittes
aus der SED/PDS im Januar 1990 verfalite, nichts
von seiner Aktualitiit verloren: .Die alte SED
und ihre Fithrung haben die DDR in beschimen-
der und unverantwortlicher Weise ruiniert, poli-
tisch, wirtschaftlich und moralisch. Dadurch wur-
den alle Mitglieder der Partei, auch die kritischen,
reformwilligen, sittlich in Verruf gebracht und ih-
rer politischen Heimat beraubt... Wir, die wir
uns personlich aktiv fiir die radikale Erneuverung
der SED/PDS eingesetzt haben, sehen nicht die
politische Kraft dieser Partei, sich grundsitzlich
zu verindern und die tiefe Krise in unserem Land
an der Seite der demokratischen Krifte mit zu
iiberwinden.*! In der Tat gibt es nichts in der Ge-
schichte der PDS, das uns von ihrer Erneuerung
iiberzeugen konnte, nichts, das darauf hindeutet,
daB sie nunmehr zu den demokratischen Parteien
gehort. Die Kontinuitit mit dem Erbe der SED
und das Gewicht der Vergangenheit scheinen die
PDS immer noch zu beherrschen. Wir konnen in
diesem Beitrag nur kurz auf die Bedingungen ein-
gehen, die zur Entstehung dieser Partei fithrten.

Mit ihrer Flucht in eine ,,Scheinwelt®, deren Stabi-
litiit durch einen allgegenwiirtigen Unterdriik-
kungsapparat gesichert wurde, hatte die SED-Fiih-
rung um Erich Honecker, insbesondere seit 1985,
den Blick auf die Realitéten im Land verloren. Das
autoritiire, zentralistische Verhalten sowie die bii-
rokratische Trégheit der DDR-Strukturen und der
SED erwiesen sich als allgemeine Destabilisie-
rungsfaktoren und machten eine Handhabung der
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und dkologi-
schen Herausforderungen und Krisenerscheinun-
gen unmdglich.

Die Krise der SED und des gesamten Systems
wurde beschleunigt durch den Widerstand der
Parteifiihrung gegen die Linie Gorbatschows und
seine Perestrojka-Politik. Die Fluchtwelle und die
im Sommer ¢insetzenden Demonstrationen, deren
Umfang von Woche zu Woche grofler wurden,

1 Wolfgang Berghofer, ehemaliger SED-Oberbiirgermei-
ster von Dresden, war eine der wichtigsten PersGnlichkeiten
des Erneuererfliigels der SED und hatte im Dezember 1959
eine entscheidende Rolle withrend des letzien Parteitages der
SED und der Griindung der SED/PDS gespielt, Er setzie
sich vehement fiir dic Ermeuerung der Parter ein, bevor er
sich dessen Unméiglichkeit bewufit wurde. Da seine Populari-
tit ebenso grob war wie die von Modrow, bewirkte sein Aus-
tritt einen neuerlichen organisatorischen Niedergang der
SED/PDS im Januar 1990. '
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waren der Ausdruck einer tiefen Perspektivlosig-
keit und einer immer groBer werdenden Unzufrie-
denheit der Bevolkerung mit der schlechten Ver-
sorgungslage. Die dogmatische Verblendung Ho-
neckers fithrte dazu, dall sogar die meisten seiner
treuen Gefolgsleute im Politbiiro sich gegen ihn
wandten und die Dringlichkeit von RettungsmaB-
nahmen des Regimes erkannten. Der durch seine
Vergangenheit belastete Egon Krenz konnte we-
der die Bevdlkerung noch die Basis der SED von
einer geistigen und politischen Wandlung der
Machtkonzeptionen der neuen SED-Fithrung
iiberzeugen. Die viel zu spit eingeleitete Siube-
rung des Polithiiros sowie das Beharren von
Krenz auf seiner Nominierung zum Vorsitzenden
des MNationalen Verteidigpungsrates und zum
Staatsratsvorsitzenden iiberzeugte die Bevilke-
rung davon, daB sich die Riickkehr zu einer Ein-
Mann-Diktatur und der Machterhaltung eines ver-
haBten, sich bereits als unwirksam gezeigten Par-
teiapparates anbahnte.

Diese taktischen Fehler von Egon Krenz stirkten
die Ausgangslage seines Konkurrenten Hans Mo-
drow, der die Unterstiitzung und das Vertrauen
Moskaus hatte, und einen Oppositionsfliigel um
sich scharte (Wolfgang Berghofer, Gregor Gysi,
Markus Wolf), der spiter die Filhrungsmannschaft
der PDS bilden sollte. Nach der Maueréffnung
iibernahm Hans Modrow die Regierungsgeschiifte
und versuchte, die SED organisatorisch zu stabili-
sieren sowie die Glaubwiirdigkeit der Partei im
Lande wieder herzustellen.

Die SED/PDS, die sich Ende Februar 1990 in PDS
umbenannte, entstand mit einer doppelten Zielset-
zung: den Sozialismus zu reformieren und den
SED-5taat zu retten., Um die Bevolkerung der
DDR vom Wahrheitsgehalt ihrer Vorhaben zu
iiberzeugen, rief die neue SED/PDS-Fithrung die
Partei zu einer Kritik der organisatorischen Prakti-
ken und theoretischen Grundsétze des stalinisti-
schen Erbes der SED auf. Dieser theoretische
Kunstgriff diente jedoch nur dazu, eine ganz an-
dere Zielsetzung zu verbergen. Das primiire politi-
sche Interesse der SED/PDS bestand darin, die
Macht solange wie méglich zu behalten. Die von
der SED/PDS immer wieder beschworenen, von
der Regierung Modrow aber selten verwirklichten
Reformen, waren nicht als ein Weg zu einer wirkli-
chen politischen Demokratie gedacht, sondern als
Mittel zur Stabilisierung der alten Strukturen.
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Die neue Namensgebung, die Kriminalisierung der
alten Fiihrung und die 6ffentliche Schuldanerken-
nung der SED/PDS sind deswegen keine ersten
Abschnitte in einer tiefen Erneuerung der Partei,
sondern Anzeichen ihrer unter Zwang erfolgten
Anpassung an ein immer feindseliger werdendes
politisches, soziales und gesellschaftliches Umfeld.
Der Versuch Hans Modrows, die Stasi durch Ver-
wandlung in eine Verfassungsbehdrde zu retten,
hat es endgiiltig geschafft, die Glaubwiirdigkeit
und die mehr als zaghaften und verbalen Erneue-
rungsbestrebungen der SED/PDS-Fithrung in Ver-
ruf zu bringen.

Aus der Bevolkerung und von der Parteibasis ka-
men dringende Forderungen nach einer Selbstauf-
l6sung der SED/PDS. Mit dem Austritt Wolfgang
Berghofers aus der Partei, dem Verschwinden der
Plattformen (innerparteiliche Gruppierungen), die
fir die Auflosung der SED/PDS plidierten, dem
Austritt von hunderttausenden von Mitgliedern,
der Selbstauflésung oder der Selbstlihmung von
ganzen Bezirksorganisationen, stand die SED/
PDS kurz vor dem Zerfall.

Nach einem Kurswechsel Hans Modrows (der sich
zur Entscheidung fiir die Auflosung des Amtes fir
Nationale Sicherheit und die Bildung einer Regie-
rung der Nationalen Verantwortung durchringen
konnte) sowie dem Aufkommen einer gewissen
Besorgnis in der DDR gegeniiber den Gefahren
und den Kosten einer Wiedervereinigung, konnte
Modrow sich wieder Sympathien erwerben. Mit
ihm als Spitzenkandidat konnte die Partei auch
verlorenen Boden wiedergewinnen, ihre Organisa-
tion stabilisieren und schlieBlich ein gutes Ergebnis
von 16,3 Prozent bei den WVolkskammerwahlen
vom 18. Mirz 1990 erzielen.

Nach dieser Wahl wurde die PDS, die friiher all-
miichtige Staatspartei, zur Oppositionspartei. Un-
ter der Fithrung von Gregor Gysi und Hans Mo-
drow fnderte sie ihre Widerstandspolitik von
dem Vorwurf der ,Einverleibung®” der DDR auf
die Erhaltung von moglichst vielen sozialen Ein-
richtungen der DDR im vereinten Deutschland.
Ab Frithjahr 1990 bereitete die PDS mit Hilfe
der echemaligen Erneuerer der Deutschen
Kommunistischen Partei (DKP) ihre Ausdehnung
im Westen vor und lieB sich auf eine Art perma-
nenten Wahlkampf ¢in, der vor den Augen ihrer
Anhiinger zeitweise die ideologischen Verluste
und den organisatorischen Niedergang der Partei
verbergen konnte.

Uber die soziale Zusammensetzung der PDS-An-
hiinger gab es lange Zeit nur ungenauer Angaben,
Erst die in den letzten Monaten auf Bundes- und
Regionalebene erfolgten Untersuchungen liefer-
00zuverlissige Informationen. Folgende Grundda-
ten geben einen ersten Eindruck iiber die Entwick-
lung der Mitgliederzahlen der Partei: Oktober

1989: 2300000; Dezember 1989: 1463762: Fe-
bruar 1990: 650-700000; Mai 1990: 400000; Juni
1990; 350491; Dezember 1990: 284 000; Juni 1991:
2421412, Seit Oktober 1991 verfiigen wir iiber zu-
sitzliche Daten. Die Bundeswahlkommission der
PDS ermittelte am 27. September 1991 das Ergeb-
nis der Urabstimmung iiber das Statut der Partei’.
An dieser Urabstimmung hatten sich 130848 Par-
teimitglieder (72 Prozent der Gesamtmitglied-
schaft) beteiligt. Mit der Erstellung von Wiihler-
verzeichnissen lag nunmehr ein genauerer Uber-
blick tiber die Anzahl der PDS-Mitgieder vor. Die
PDS-Mitgliedschaft hatte sich im September 1991
bei 180000 stabilisiert. Die gegeniiber den Anga-
ben auf dem Parteitag der PDS im Juni stark ver-
ringerte Mitgliederzahl im Vergleich zum 31. Miirz
1991 war im wesentlichen nicht auf Austritte, die
unter 3000 lagen, sondern auf eine Bereinigung
veralteter Karteien zuriickzufithren. Das heiBt,
da} Mitglieder, die sich zum Teil seit mehr als
einem Jahr nicht mehr am Parteileben beteiligten
und auch keine Beitrige zahlten, nun auch nicht
mehr als Mitglieder gefithrt wurden, obwohl sie nie
einen Austritt erklirten. Bezogen auf diese Mit-
gliederzahl lag die durchschnittliche Beitragszah-
lung im 1. Halbjahr 1991 bei 86,7 Prozent (156000
zahlende Mitglieder).

Im Juni 1991 gab Lothar Bisky bekannt, daf} sein
Landesverband Brandenburg nur noch 36 000 Mit-
glieder zahlte®. Von Januar bis Ende Juni 1991
waren 2068 Mitglieder ausgetreten, 72 Eintritte
standen dagegen. 13000 eingetragene Mitglieder
zahlten keinen Beitrag mehr, d.h. ca. 30 Prozent.
In ca. 20 bis 30 Prozent der Kreise und 50 Prozent
der Orte gab es keine PDS-Mitglieder mehr. Im
Landesverband war die Anzahl der Mitglieder un-
ter 30 Jahren auf 2767 Personen gefallen. Das
Beispiel von Berlin, dem organisatorischen Kern
der PDS, ist noch aufschluBreicher, da einerseits
der Mitgliederschwund der PDS in stiidtischer
Umgebung nicht so kraB ist (189000 im Herbst
1989), andererseits eindeutig soziologische Un-
gleichgewichte bestehen, die auf eine alternde
Partei hinweisen.

Erst im Mai 1990 rang sich Gysi zu einer ersten
soziologischen Bestandsaufnahme seiner Partei

2 Quellen: Parteitagsdokumente; Finanzberichte; Bundes-
geschiiftsfithrer. Wir verweisen auf unser Buch, das im Friih-
jahr im Bouvier Verlag, unter dem Titel: Die PDS. Anato-
mie ¢iner post-kommunistischen Partei, erscheinen wird so-
wie auf den Beitrag von Patrick Moreau, Krise und Anpas-
sungsstrategien der kommunistischen Stromungen in der
Bundesrepublik Deutschland und der ehemaligen DDR, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 46-47/90.

3 126355 Ja-Stimmen fiir das PDS-Statut, in: PID (PD5-
Pressedienst), Nr. 40/91 vom 4. 10, 1991,

4 Vgl. Weitere PDS-Abgeordnete geben Stasi-Mitarbeit
zu, in: FAZ vom 10. 6. 91; Lothar Bisky, Brandenburger Be-
findlichkeiten, Probleme und Programme, in: PID, Nr, 29/91
vom 19.7. 1991.

-~



durch (Stand: 450000 Mitglieder)®. Die Partei war
in 16090 Basisgruppen organisiert, davon waren
2500 in Betricben und Einrichtungen titig®. Die
PDS hatte sich also hauptsiichlich in die Wohnge-
biete zuriickgezogen” und die Betriebe unter dem
Druck der Arbeiter praktisch aufgegeben. In
engem Zusammenhang mit dieser Entwicklung
konnten wesentliche Veriinderungen in der sozia-
len Zusammensetzung der Mitgliedschaft beobach-
tet werden. Im Juli 1990 vervollstiindigte die PDS
die im Mai angegebenen Zahlen: .. Fiir die Verin-
derung der Mitgliederstruktur der PDS gegeniiber
der ehemaligen SED sind kennzeichnend: die Er-
héhung des Anteils der Frauen (von 36 auf liber
40 Prozent), der Riickgang des Anteils der Arbei-
terlnnen, vor allem aus den produzicrenden Berei-
chen, die anteilsmidBige Zunahme von Angehori-
gen der Intelligenz und der Angestellten...
Disproportionen in der altersmiBigen Zusammen-
setzung, entstanden durch den relativ stirkeren
Riickgang des Anteils mittlerer Jahrginge.* Eine
soziologische Dimension wurde explizit hervorge-
hoben: ,,Die deutliche Verringerung von bestimm-
ten sozialen Gruppen, wie Funktioniire im Staats-
apparat, Leitungspersonal in Betrieben und Ein-
richtungen, Angehorige der bewaffneten Or-
gane.*’

Die verfiigbaren Daten® belegen, daB die SED
einen hohen Anteil von Staats- und Wirtschafts-
funktiondren, Angehérigen der bewaffneten Or-
gane und hauptamtlichen Funktionidren aufwies,
die ungefihr ein Drittel der Parteimitglieder
(Staats- und Wirtschaftsfunktioniire: 8,5 Prozent,
157 000; hauptamtliche Funktionire: 9,8 Prozent,
181 500; Militdrangehdrige: 10,9 Prozent, 201 500;
Triigergruppen zusammen: 29.2 Prozent, 540000
Mitglieder) darstellen. Diese Unterstiitzergruppen
hatten den Charakter der SED als typische Staats-
und Funktionérspartei bestimmt und waren vierzig
Jahre lang die sichersten Stiitzen des Prinzips ,,.Ein-
heit von Partei und Staat” gewesen. Mit dem Zu-
sammenbruch der SED und der Umwandlung der
PDS in eine Oppositionspartei hatte die alte Elite
ithre politische Funktion und die Privilegien verlo-
ren und die PDS scharenweise verlassen. Nichtsde-
stoweniger, wie der sehr hohe Prozentsatz der ilte-
ren Anhinger belegt, war ein Teil dieser Gruppe
der PDS treu geblieben. Das Ubergewicht der élte-
ren Jahrginge fihrte zu einem deutlichen Un-

3 Vgl Gregor Gysi, PDS. Auf dem Weg der Erneverung.
Klausurtagung des Paricivorstandes am 12./13. Mai 1990
Referat auf der Klausurtagung, 8. 45§,

& PID, Nr.23/90 vom 14, 6. 1990,

7 Offen fir alle fortschrittlichen und humanistischen 1deen
und Ideale. Thesen fiir die Konferenz zur Erneucrung der
PDS, Entwurf, in; FID, Nr. 28 vom 19. 7, 1990, Beilage.

& ISDA, Mitgliederbefragung der PDS 1991: Strukturen,
politische Aktivititen und Motivationen in der PDS, in:
Arbeitsmaterial 6, Forschungsbericht, Berlin Juni 1991, Ma-
nuskript.
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gleichgewicht, da die mittleren Jahrginge ver-
gleichsweise schwach vertreten waren.

Am 8./9. September 1990 veréffentlichte die PDS
folgende Zahlen”: ,Neben vielen Genossinnen und
Genossen, die lingere Zeit der SED angehérten,
sind 9,5 Prozent der Mitglieder im Alter bis zu 30
Jahren..." Gysi unterstrich die Verschiedenartig-
keit seiner Partei und nannte drei Hauptgruppen:
»Da sind zum ersten die alten, treuen Genossln-
nen. Zweitens nenne ich die Gruppe junger Ge-
nossinnen ... Und drittens gibt es nach wie vor
ehemalige hauptberufliche Funktioniéire des Partei-
und Staatsapparates.” Gysi setzte hinzu: ,,Untersu-
chungen iiber die soziale Zusammensetzung der
PDS ergeben folgendes Bild. Arbeiter: 19 bis 21
Prozent; Angestellte: 17 bis 18 Prozent; Intelli-
genz: 22 bis 24 Prozent; Bauern: 1 bis 2 Prozent;
Handwerker und Gewerbetreibende: 0.5 Prozent;
Studenten und Schiiler: 1,5 Prozent; Rentner,
Hausfrauen und Hausménner: 37 bis 39 Prozent.*
Im Januar 1991 wurden neue Angaben bekannt!™:
<Per 31, 12, 1990 hatte die Partei {iber 284 000 Mit-
glieder. Das bedeutet, daB uns per Mai 1990 etwa
70000 Mitglieder verlassen haben. Im gleichen
Zeitraum hatten wir etwa 3000 Neuaufnahmen,
Der Anteil der Frauen unter unseren Mitgliedern
entspricht gegenwiirtig 43,4 Prozent. Den héchsten
Anteil gibt es in der Landesorganisation Berlin-
Ost mit 46,7 Prozent. Der Anteil der Mitglieder
unter 30 Jahren betrigt jetzt 8,9 Prozent. Es han-
delt sich um 25330 Mitglieder. Der Anteil der
Rentner liegt bei 47,8 Prozent.* Von Mai 1990 bis
zu diesem Zeitpunkt war die Zahl der Basisorgani-
sationen um 3316 auf 12774 gesunken, zum Teil
durch Zusammenlegung verschiedener Basisgrup-
pen.

Angesichts dieser Entwicklung entschloBf sich die
PDS, eine Reihe von soziologischen Untersuchun-
gen durchzufithren, um zu versuchen, ein Heilmit-
tel gegen die Ausblutung und den Alterungsproze
ihrer Mitgliedschaft zu finden. Im April 1991 orga-
nisierte die Partei eine Tagung mit dem Ziel, ihren
Fihrungskriiften soziologische Ansitze vorzustel-
len, die die Ergebnisse unterschiedlicher regiona-
ler Studien miteinbezogen''. Die Beitriige dieser
Tagung bestiitigen, mit einer fiir die PDS auBeror-
dentlich deutlichen Ausdrucksweise, unsere
Hauptthese: Die PDS ist, denkt und handelt wie
eine modernisierte kommunistische Partei.

9  Wir brauchen eine neue, moderne Partei als linke Kraft.
Referat von Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS, auf der Er-
neverungskonferenz am 8./9, September 19940, in: PID,
Nr. 32 vom 17. 8, 1990, Beilage.

10 Bericht des Parteivorsitzenden zur Entwicklung der Par-
tei auf der 1. Tagung des 2. Parteitages der Partei des Demo-
kratischen Sozialismus, Berlin, 26./27. 1. 1991, 5. 30.

11 Vgl Henry Fricbe/Gerry Woop, Analyseversuch zur Si-
tuation der PDS, in: Arbeitsmaternial 7, Tatigkeit des Partei-
vorstandes und Matenalien aus den Arbeitsgruppen, Berlin
1991 §.23-27,
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Die Sprecher bemerkten: ,,Um diese Entwicklung
zu erfassen, ist es wichtig, sich daran zu erinnern,
daB 95 Prozent der PDS-Anhiinger ehemalige
SED-Mitglieder waren, und daf} nur 5 Prozent par-
teilos bzw. Mitglieder einer sogenannten Block-
partei waren." Daraus ergab sich, ,,daB seit Fe-
bruar 1990 kaum neue Genosslnnen als Mitglieder
der PDS beitraten und die Akzeptanz der PDS als
neuer Partei aus personellen Aspekten heraus du-
Berst gering ist**, Mit Bezug auf eine in Sachsen
durchgefiihrte Untersuchung® wurde die PDS als
cine ,,homogene Einheit” vorgestellt. Meinungs-
unterschiede zwischen den Alters-, Qualifikations-
gruppen etc. sowie unter den auf Konferenzen,
Parteitagen und anderen Treffen gefithrten Aus-
cinandersetzungen waren in den Untersuchungen
~kaum spiirbar geworden, da die Zahl der sich
Streitenden und aktiv um Verdnderung Ringenden
in der PDS insgesamt gering ist*!,

Auf der Theorieebene nahmen die Diskussionen
zum Selbstverstindnis der PDS breiten Raum ein.
Hierbei betonten viele Mitglieder, daB sie sich
winsbesondere zu den kommunistischen Wurzeln
und Traditionen der Partei* bekannten, ,weniger
als Sozialisten* verstanden ,,und hoffen, mit Hilfe
eines .reinen‘ Marxismus-Leninismus zu einer
neuen sozialistischen Theorie zu gelangen.” Im
Zusammenhang mit der Frage nach der Parteien-
konkurrenz stellten die PDS-Mitglieder fest: ,,An
die Stelle streitbarer Diskussionen um die Werte
eines demokratischen Sozialismus wird die Thema-
tisierung des Unterschiedes zur Sozialdemokratie
gesetzt. Immer wieder wird die Forderung nach
einer Klassenpartei und die spezifische Interessen-
vertretung einer schwer zu definierenden Arbeiter-
klasse erhoben. Alte Schwarz-Wei-Denksche-
mata verhindern nicht nur eine wirklich differen-
zierte Wertung des biirgerlichen Systems, sondern
verfestigen die scheinbaren Wahrheiten alter Lehr-
biicher.*® Das Uberleben dieses SED-Erbes in
den Verhaltensstrukturen der PDS-Anhédnger war
angesichts der Altersstruktur oder der einseitig
orientierten kommunistischen Parteipriiferenz der
Eltern der Befragten vorausehbar.

Die Untersuchung der Biindnisfihigkeit der An-
hiinger zeigte, da} die meisten der PDS-Mitglieder
sich an erster Stelle als Kommunisten verstanden,
nur wenig Sympathie fiir die ,,Biirgerbewegungen*
oder andere ,Chaotenhaufen" hegten und noch

12 Ebd., S.24.

13 Bereich Offentlichkeitsarbeit: Erste soziologische Erhe-
bung im Landesverband Sachsen; die sichsische PDS aus der
Sicht ihrer Mitglieder; Auswertung einer offenen Frage: Was
bewegt sich noch besonders in Bezug auf die Arbeit, Per-
spektive und Wirksamkeit der PDS? Manuskript, Februar/
Mirz 1991, 185.; Landesverband Sachsen, Eine soziologi-
sche Erhebung im Landesverband Sachsen, Manuskript,
April 1991, 155.

14 H. Friebe/G. Woop (Anm. 11), 5.7.

15 Ebd., 8.26.

weniger Verstiindnisbereitschaft fiir die Sozialde-
mokratie aufbringen konnten. Welche Biindnis-
partner kamen im Westen oder im Osten in Frage?
Im Osten boten sich die von Michael Czollek ge-
fiihrten Nelken an (76 Prozent positive Meinungs-
bekundungen), danach folgten die Initiative fiir
Frieden und Menschenrechte (63 Prozent), die
KPD (69 Prozent), die Vereinigte Linke (90 Pro-
zent). Die SPD kam auf 18 Prozent. Bei den
Griinen wurde zwischen Ost und West nicht unter-
schieden, sie stellten eine besondere Einheit dar,
dic von 60 Prozent der PDS-Basis akzeptiert
wurde. Als typischer Partner im Westen profilierte
sich nur die DKP. 53 Prozent der PDS-Befragten
sagten aus, die DKP sei eine Bruderpartei oder
eine sehr nahe stehende Bewegung'®.

Die Ubereinstimmung der aufgefiihrten Angaben
beweisen, daB die Partei sich in einem dramati-
schen Zustand befindet, der bedingt ist durch eine
vielfiltige Krise auf demographischer, politischer
und psychologischer Ebene. Bei der DDR-Nostal-
gie handelt es sich nicht um eine voriibergehende
Modeerscheinung, sondern den Beleg, daB die
PDS sich als unfihig erwies, die eigene Geschichte
zu bewiltigen. Sollte man die Behauptung auf-
rechterhalten, daB die PDS ernstlich versuchte,
sich zu erncuern und sich in Richtung Demokratie
zu entwickeln (was wir bezweifeln), so zeigte die
Dominanz des reaktioniren Verhaltens, dal das
Erbe der SED schwer wog und die Partei mehr be-
lasten wiirde als die guten Absichten der Anhin-
ger. Die PDS in ihrer Mehrheit blieb, wie das
Neue Forum sie charakterisierte, eine Parteil der
ewig Gestrigen.

Die PDS wollte mit der Reduzierung ihres Partei-
apparates ihren Erneuerungsprozell beweisen. Der
Personalabbau ist eine unleugbare Tatsache, sollte
aber im wahren Zusammenhang gesehen werden:
Zum einen ist es der Wille der PDS-Fiihrung, sich
unbequemer Kader - solcher, die sich als unfiihig
zu einem zeitgemiBen, politischen Verhalten er-
weisen — zu entledigen; zum anderen fithrte der
Riickgang der Mitgliederbeitriige zu finanziellen
Zwiingen, die es unmoglich machten, diesen gut
bestiickten Parteiapparat weiter zu erhalten. Aus
diesen Griinden scheint uns die von Gysi prokla-
mierte Erneuerung eher eine Zwangsmalinahme
Zu sein.

Wiihrend des 1. Ordentlichen Parteitages der PDS
am 24./25. Februar 1990 stand die Neuformierung
der Partei und die kritische Abrechung mit der
Vergangenheit im Mittelpunkt der Diskussionen:
letztere habe vor allem den zentralen wie regiona-
len Parteiapparat kritisch hinterfragt'’. Ab diesem

16 Vgl. Willy Koch/Oskar Niedermayer, Parteimitglieder
in Leipzig, Leipzig-Mannheim 1991.

17 Vgl. Wahlparteitag der PDS. 24./25, Februar 1990, Ber-
lin 1950, 5. 9.



Zeitpunkt, und unter den zweifachen Zwingen
stchend, fiithrte die PDS eine drastische Beschnei-
dung ihres Parteiapparates durch.

Im Hause des Parteivorstandes waren im Februar
1990 nur noch 360 politische Mitarbeiter titig, ge-
messen am Apparat des ZK der SED waren 42
Prozent iibriggeblieben. Zu dieser Reduzierung
war die PDS nach dem Umzug des Parteivorstan-
des vom Haus der Parlamentarier (ehemaliges ZK-
Gebidude) in das Karl-Liebknecht-Haus gezwun-
gen worden, der zum 5. Mai 1990 abgeschlossen
wurde. Beim Parteivorstand im Karl-Liebknecht-
Haus wurden etwa 300 politische Mitarbeiter und
150 technische Kriifte beschiftigt. Im Juni 1991
entschied das Prasidium eine deutliche Reduzie-
rung der hauptamtlichen Mitarbeiter beim Partei-
vorstand. Danach wurde die Anzahl der politi-
schen Mitarbeiter bis 30. September 1991 von 294
auf 185 verringert. Die Finanzkrise der PDS sollte
aber diese Vorhaben zunichte machen, da die Ge-
samtzahl der hauptamtlichen PDS-Mitarbeiter bis
1992 auf 200 Angestellte und ca. 30 politische Be-
rater verringert werden muf.

Innerhalb von zwei Jahren hatten sich die PDS-
Strukturen tiefgreifend veréindert. In der Zentrale
hatte die Partei sich 1990 mit spezialisierten
Kommissionen versechen, die sich organisatorisch
gesehen uneffektiv und belastend erwiesen hatten
und auf ideologischer Ebene nur bedingt ertrag-
reich waren. Die neuen Strukturen, die die
Kommissionen ersetzten, wurden im Frithjahr
1991 gebildet und sollten der Partei ihren politi-
schen Bifi wiedergeben und die Anhiingerschaft,
die immer mutloser wurde, neu motivieren. Pro-
grammatik und Parteikonzeption der PDS-Initia-
toren (Hans Modrow, Gregor Gysi, André Brie)
belegen, daf diese sehr friith begriffen hatten, daB
der Wiederaufbau einer klassischen leninistischen
Kaderpartei in der DDR und um so mehr in einem
wiedervereinigien Deutschland keine Zukunft
mehr hatte. Daher bot es sich an, die Methoden zu
modernisieren und sich dabei als . sozialistische
Basispartei” zu tarnen. Der Preis, den die PDS
zahlen muBte, um ihr politisches Uberleben zu si-
chern, war ein verstirkter ideologischer Pragmatis-
mus, eine Reihe von Strukturverinderungen, ein
Abbau des Parteiapparats, eine Ausschaltung aller
von der DDR-Vergangenheit zu stark kompromitt-
tierten Kadern sowie der Ausschlufl von ideologi-
schen Positionen und Personlichkeiten, die zu
stark an die Zeit des SED-Regimes erinnerten.

Der demokratische Zentralismus leninistischer
Prigung wurde durch die wendige , Diktatur®
eines allmichtigen Prisidiums abgelost. Die Ak-
zeptierung dieses Machzentrums war durch die
Popularitiit von Hans Modrow und Gregor Gysi,
die einrigen Personlichkeiten der Partei mit Inte-
grationsvermogen, abgesichert. Um die Troika
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Gregor Gysi, Hans Modrow und André Brie for-
mierte sich eine neue PDS-Elite, die hauptsiichlich
junge Mitglieder und begeisterungsfahige Sympa-
thisanten vereinigte und die die Kontrolle iiber die
neuen Fihrungsstrukturen der Partei libernehmen
sollte: die Arbeitsgemeinschaften beim Parteivor-
stand.

Laut BeschluB des Parteivorstandes vom 16. Fe-
bruar 1991 sollte sich seine gesamte Arbeit ,,von
den politischen Aufgaben ableiten und auf die Be-
reiche der politischen Praxis konzentrieren, in de-
nen sich Konfliktpotentiale biindeln, politische Be-
wegungen vorhanden sind, entstehen oder entste-
hen konnen, und die die aulerparlamentarische
und parlamentarische Arbeit der PDS auszeichnen
sollen®. Mit der Bildung neuer Arbeitsgruppen
bzw. mit den schon bestehenden wurden die Berei-
che hervorgehoben, in denen es eine Anhiiufung
von Konfliktpotentialen gab und mehr oder weni-
ger entwickelten parlamentarischen und aulierpar-
lamentarischen . Widerstand®.

Erklirtes Ziel des PDS-Parteivorstandes war es,
mit der Arbeit in diesen Arbeitsgemeinschaften
strategische Fragen anzugehen: Verankerung der
PDS im Westen der Bundesrepublik. Sicherung
und Ausbau der Basis in den dstlichen Bundeslin-
dern, Dialog und Zusammenarbeit der Linkskrifte
und antikapitalistischer Kampf. Hier sollte die
Fiihrungsschicht der PDS die Politik ..gemeinsam
entwickeln und selbstiindig vertreten®.

Die Organisationsreformen wurden von der Uber-
legung begleitet, wieviel Platz im Parteileben das
Programm einnehmen sollte. Der ideologische
Monolithismus der Vergangenheit wurde durch
sich oft widersprechende Ansitze (aber kein glo-
bales und fertiges Programm) ersetzt, z.B. Um-
weltschutz, die Frauenfrage, die Wichtigkeit der
neuen sozialen Bewegungen. Eine einzige theore-
tische Neuerung verdient es, untersucht zu wer-
den: die Rolle der Intellektuellen bei der von
Gramsci inspirierten Subversion der ,zivilen Ge-
sellschaft®.

Als die PDS sich im Mai 1990 entschloB, gegen
SPD und Griine als marxistische und sozialistische
Opposition um einen Platz im gesamtdeutschen
Parteienspektrum zu kiimpfen, muBte sie fiir ihr
Programm die Frage nach dem Zusammenhang
von Reform und Revolution kliren. Zu diesem
Zeitpunkt finden sich die Verweise auf Gramsei:
+Wir schopfen aus der Geschichte des humanisti-
schen Denkens, insbesondere aus den dialeku-
schen und materialistischen Auffassungen von
Karl Marx und Friedrich Engels, Wilhelm Lieb-
knecht und August Bebel, Eduard Bernstein und
Karl Kautzsky, Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht, W. 1. Lenin und Antonio Gramsci und ih-
rer nachfolgenden vielfiiltigen Weiterentwicklung,.
Die Partei nimmt all diese Ideen kritisch auf.”
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Die Gramsci zugebilligte Sonderstellung und der
wachsende EinfluB seiner Lehren waren Ergebnis
einer in den Jahren 1990/91 vorgenommenen Ana-
lyse des Marxismus. Seit Marz 1990 war sich die
PDS der Notwendigkeit bewubBt, sich innerhalb
kiirzester Zeit zu einer ,gesamtdeutschen* Partei
entwickeln zu miissen. Zu der fiir das Uberleben
der PDS notwendigen Anpassungsstrategie lieferte
Gramsci die Methodologie und eine eschatologi-
sche Vision.

Untersuchen wir genau, welche Lehren die PDS
aus Gramscis Werk zieht. Wenn der deutsche kapi-
talistische Staat ideologische ,,Hegemonie* genieft
und die meisten Menschen eine Weltanschauung
vertreten, die ihn stdrkt und rechtfertigt, miissen
die Aktivititen der PDS in zwei Richtungen ge-
hen: Einerseits eine offene Kapitalismuskritik, an-
dererseits eine subversive und fraktionsbezogene
Aktion im Rahmen der zivilen Gesellschaft und
des kulturellen Konsenses. Das organisatorische
und theoretische Prinzip bestand also sowohl in
groBen Kampagnen der Kapitalismuskritik (im
Rahmen der Friedensbewegung beispielsweise) als
auch in spezialisierten und begrenzten Aktionen
an den schwiichsten Gliedern, die am Konsens be-
teiligt sind (z. B. den Minderheiten).

Die PDS, die sich auf lingere Sicht in der Defen-
sive weiB, hegt sicher keine Hoffnung auf eine un-
mittelbare Riickeroberung der zivilen Gesellschaft
und hat verstanden, daB der Marxismus auf die
Mehrheit der Biirger wenig attraktiv wirkt. Den-
noch sieht die PDS eine Chance, die nicht villig
von der Hand zu weisen ist. Der Kapitalismus hat
triumphiert und diirfte die letzten sozialistischen
Staaten als politische Akteure verdringen. Die
GriBe und unerwartete Schnelle seines Sieges wer-
den eine zweifache Krise mit sich bringen. Die er-
ste, die Krise der Linken, ist bereits in vollem
Gange. Die zweite, die noch bevorsteht, wird die
Intellektuellen des ,historisch-liberalen Blocks*
betreffen, die sich plotzlich ihres Feindbildes und
ihrer politischen Utopien beraubt sehen.

Der Kapitalismus wird folglich ins Wanken geraten
und nur mit Miihe seinen Erfolg behaupten kin-
nen. Da die globalen Zwiinge keineswegs abneh-
men, die kapitalistische Produktionsweise be-
stimmte Ungleichgewichte wie z.B. das okologi-
sche favorisiert, werden sich neue Formen des Wi-
derstandes organisieren, auf internationaler Ebene
(arme gegen reiche Linder, Nord gegen Siid), auf
nationaler (jung gegen alt, entrechtete Arbeitslose
gegen geschiitzte Arbeiter, Rassismus in all seinen
Formen). Ziel der PDS ist es, mangels Handlungs-
moglichkeiten auf internationaler Ebene, auf allen
Gebieten der zivilen Gesellschaft die Konfliktzo-
nen auszumachen und in jedem Spannungsfeld
oder jeder Kluft eine spezifische Botschaft zu ver-
mitteln. Kernpunkt ist der Widerstand gegen den

sozialen Konsens, wo immer er moglich ist. Zen-
trum dieser Auseinandersetzungen wird der kultu-
relle Bereich sein.

Auf der Ebene der Intellektuellen (derjenigen In-
tellektuellen, die in den neuen Bundeslindern der
Partei verbunden blieben, aber auch alle anderen,
die durch die Wiedervereinigung zur Randgruppe
wurden) erlebt die PDS, inspiriert von Gramscis
Geschichte und Politik, einen neuen ideologischen
Pseudo-Aufschwung. Diese Intellektuellen neh-
men mehrere Funktionen wahr: die Verteidigung
von Identitit und Kultur der DDR-Bevélkerung,
der die PDS eine ,ideologische Homogenitit“ ver-
mitteln michte, und die Schaffung eines kollekti-
ven BewubBtseins, das zur Organisation des Wider-
stands gegen den Kapitalismus notig ist. Und die
PDS glaubt fest an die Wirksamkeit des subversi-
ven Modells.

Parallel dazu begriindete sich die gewollte Ableh-
nung jeglicher systematischer, programmatischer
Vorgehensweise durch die PDS auf einer genauen,
vom Priisidium erstellten Analyse der extremen
ideologischen Vielfalt der Partei. Um ein Auskom-
men der Stromungen, Plattformen und anderen
Tendenzen miteinander zu ermdoglichen, ist die
PDS gezwungen, bei klar eingegrenzten politi-
schen Themen, den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner zu suchen und dabei jede systematische Forma-
lisierung zu vermeiden.

Die Mutation dieser Organisationsprinzipien und
die Aneignung von neuen semantischen Feldern,
die von den Griinen oder den westdeutschen Lin-
ken (DKP, .K“-Gruppen, westliche Frauen-,
Dritte-Welt- und Friedensbewegung etc.) ausgelie-
hen wurden, beinhaltet und bewirkte keinesfalls
die Entwicklung der PDS zu einer sozial-demokra-
tischen oder okologischen Partei, sondern zu einer
modernen kommunistischen Partei, die in ihre
Strategie den Zusammenbruch des .real existie-
renden Sozialismus* (Zerfall der Sowjetunion und
ihrer Peripherie) mitberiicksichtigt hat. Es scheint,
daB die PDS eine typische Partei dieses postkom-
munistischen Zeitalters ist, da sie die Vorstellung
eines endgiiltigen Sieges des Kapitalismus gegen
eine bestimmte geschichtliche Form des Sozialis-
mus akzeptiert, und all ihre Kriifte konzentriert
auf die Notwendigkeit einer destruktiven Opposi-
tion gegen die Marktwirtschaft. Unter dem Min-
telchen eines Kreuzzuges zur Errettung der
Menschheit vor den globalen Gefahren (insbeson-
dere des tkologischen Zusammenbruchs) tarnt sie
sich.

Die PDS triumt davon, die Rolle einer ideologi-
schen Muse und eines organisatorischen Motors in
dieser Bewegung zu spielen und findet dabei die
klassische kommunistische Unterwanderungsstra-
tegie wieder, die es darauf anlegt, die Biirgerinitia-
tiven und die neuen sozialen Bewegungen zu mani-
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pulieren. Parallell dazu und auf genau die gleiche
klassische Art versucht die PDS, im gewerkschaft-
lichen Bereich FuB zu fassen, um Streiks anzure-
gen oder zu provozieren. Sie wendet eine auf
Spannung abziclende Strategie in den neuen Bun-
desliindern an und deutet — sehr vorsichtig — die
Moglichkeit eines Riickgriffs auf ungesetzliche Ak-
fionen an.

Das organisatorische Gebaren der Partei (der
Kampf 1990 gegen die Fraktionsbildungen und
1991 gegen die oppositionellen Erneuerer der
LStromung™), deren personalpolitisches Durch-
greifen (die . Apparat-Siduberungen® sowie die
Beibehaltung der Funktionen, die die besonders
zahlreichen MfS-Mitarbeiter und -Informanten im-
mer noch bekleiden), die hochst eigenwillige Ver-
waltung des Parteivermégens, und letztendlich, die
Linke Liste/PDS-Ausdehnungsstrategie nach We-
sten anldBlich der Bundestagswahlen im Dezember
1990 (die auf die Integration der Anhinger des
chemaligen Erneuererfliigels der DKP zielte), be-
weisen, dal die PDS nicht nur wie eine ,,moderni-
sierte”, sondern auch wie eine ,klassische®
kommunistische Partei handelt, die, um ihr wahres
Wesen zu verbergen, Sponti-Spriiche von sich gibt
(Take it Gysi!) sowie auf nichtssagende Aussprii-
che baut, die einen .dritten Weg™ nicht eréffnen,
sondern eher verbauen.

1991 ist die PDS wahlpolitisch und organisatorisch
zu einer regionalen Partei herabgesunken, die die
Interessen eines immer kleineren Bevolkerungs-

teils der ehemaligen DDR repriisentiert; sie befin-

det sich in einer Krise, die durch den beschleunig-
ten Niedergang ihrer organisatorischen Fihigkei-
ten und ihres Anhingerpotentials gekennzeichnet
wird. In den neuen Bundeslindern ist die PDS
nach einer INFAS-Umfrage von Ende Oktober
1991 von 11,1 Prozent (Bundestagswahl) auf sechs
Prozent abgesunken. In ganz Deutschland kdme
die PDS auf ein Prozent, dies wiirde das sichere
Aus bei den niichsten Bundestagswahlen bedeu-
ten; wahrscheinlich ist fir die Kommunalwahlen
von 1992 in den neuen Bundeslandern bereits ein
Zusammenbruch vorprogrammiert.

Im Osten wic im Westen ist die Krise ideologischer
und organisatorischer Art. Die PDS/Linke Liste
besall im Oktober 1991 in Westdeutschland zehn
Landesverbiinde mit ca. 600 Mitgliedern. In West-
Berlin kamen noch einmal 434 Mitglieder hinzu'®,
Die Landesverbinde teilen sich auf in die groBe-
ren, die zwischen 60 und 110 Mitglieder umfassen
(Baden-Wiirttemberg, Hamburg, Nordrhein-
Westfalen, Hessen, Niedersachsen, Bayern), und
in die kleineren, die zwischen sieben und 30 Mit-

18 WVgl. Statistik der PDS-Berlin, Stand: 25.10. 1991, m:
Analyse der innerparteilichen Situation und Entwicklung,.
Schlulifolgerungen fir die weitere Arbeit des Landesverban-
des Berlin der PDS.
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glieder zéhlen (Saarland, Schleswig-Holstein, Bre-
men, Rheinland-Pfalz). Lediglich 18 Prozent der
westlichen PDS-Mitglieder sind Frauen. Nur etwa
die. Hilfte der Mitglieder sind aktiv, nehmen regel-
miiBig an Tagungen teil, bekleiden Funktionen etc.
Fast zehn Prozent aller aktiven Mitglieder waren
im Herbst 1991 Mitglieder des Parteivorstandes
der PDS oder arbeiteten als Abgeordnete oder
Mitarbeiter im Rahmen der Bundestagsfraktion.
Auf ca. drei Mitglieder kommt eine Person, die
ohne Parteibuch in den Strukturen der Landesver-
béinde mitarbeitet, wobei hier die Situation in den
einzelnen Landesverbiinden sehr unterschiedlich
I15L,

Der grobte Teil der Mitglieder aller Landesver-
binde war in der Zeit vor 1990 DKP-Mitglied oder
kommt aus dem entsprechenden politischen Um-
feld, ein kleinerer Teil aus dem griin-alternativen
und linksradikalen Spektrum, ein noch kleinerer
Teil aus linkssozialdemokratischen oder linksge-
werkschaftlichen Gruppierungen. Ein Viertel bis
ein Drittel der Mitglieder war zuvor parteilos.
Der Bundesgeschiiftsfiihrer der PDS, Wolfgang
Gehrcke, erklirte die Lage seiner Truppe im Ok-
tober 1991 in Frankfurt wie folgt: ,,Das Projekt
Linke Liste, d.h. der Anspruch, in einer an die
PDS angelehnten linken Sammlungsbewegung ein
pluralistisches Biindnis zu erzielen, ist tot.*"

Der finanzielle Notstand ist zweifellos das wichtig-
ste Element der gegenwiirtigen Krise der PDS. Die
Partei hatte geglaubt, daB es ihr gelingen kénnte,
ihr SED-Erbe mit der Griindung von GmbHs oder
durch den illegalen Geldtransfer ins Ausland (z. B.
107 Mio. an die Firma Putnik) zu retten. Die PDS
glaubte daran, fihig zu sein, den Kapitalismus auf
seinem eigenen Platz zu besiegen. Aber das deut-
sche Recht sollte diese PDS-Illusionen jah zersti-
ren: Heute steht die PDS am Rande des Ruines
und des Konkurses. Kurz nach der Parteitagsta-
gung im Juni 1991 beschlagnahmie die Treuhand
alle Konten der PDS (inklusive Mitgliedsbeitriige,
Wahlkostenerstattung und Spenden). Sie be-
stimmte, daB die PDS jede Einzelausgabe geneh-
migen lassen mulite. Die erste Reaktion der PDS
auf diese Malinahme war genauso primitiv wie un-
wirksam: Sie organisierte Menschenketten mit
Einzelquittungen und versuchte, die Arbeit der
Treuhand lahmzulegen. Dies entpuppte sich aber
als ein Eigentor, da binnen weniger Tage die PDS
wegen Geldmangels weder ihre politische Aktivi-
tit fortfilhren noch ihre Schulden bezahlen
konnte. Die juristische Gegenoffensive wurde
auch zu einem MiBerfolg, da die Richter entschie-
den, dall das PDS-Vermdgen das Erbe eines Will-

19 Wolfgang Gehrcke in Frankfurt. Die wichtigsten Doku-
mente dazu: Prisidiums-Vorlage von Wolfgang Gehreke und
Christiane Reymann, behandelt in den Sitzungen vom
30. Mai und 7. Juli 1991, Manuskript.
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kilrstaates war, das nicht von den rechtsstaatlichen
Gesetzen Deutschlands geschiitzt ist. Die Unab-
hiingige Kommission, die vor der Wiederver-
einigung zur Uberpriifung des Vermogens der
Parteien und Massenorganisationen der DDR ein-
gesetzt worden war, entwickelte eine neue Beweis-
fiilhrung, die bestimmte Ansitze des Karlsruher
Urteils wiederaufnahm.

GemidB Aussage der unabhiingigen Kommission
hat die PDS nur Anspruch auf einen begrenzten
Teil des Vermdgens der SED (Finanzen, Wertob-
jekte, Immobilien). Sie argumentiert, daB die Mit-
gliedschaft in der SED meistens erzwungen war.
Von dem aus Mitgliedsbeitrigen und sonstigen
Gewinnen entstandenen SED-Vermogen sei der
PDS-Teil ermittelt worden durch die Anzahl der
iiberzeugten Mitglieder der SED. Der Rest wurde
als Zwangsbeitrag bezeichnet und muf dem Staat
zuriickerstattet werden. Die Kommission schitzt
die Zahl der freiwilligen® SED-Anhiinger auf
350000, eine Angabe, die auch Gysi im Juni 1990
erwithnte. Die Hohe des Altvermogens der PDS
wiire entsprechend zu reduzieren.

Bis zur Bestimmung dieses Schwellenbetrags, ein
hochst schwieriges Unterfangen, das unseres Wis-
sens nach gegenwirtig durch keine junstische
Norm gestiitzt wird, haben die Treuhand und die
Kommission den Entschluff gefaBt, das ehemalige
Vermigen der SED in voller Hohe vor dem Zu-
griff der PDS zu schiitzen. Die Beschlagnahmung
des Immobilienbesitzes war verordnet worden und
wird solange anhalten, bis geklirt ist, ob und wie-
viel der PDS zusteht. Im Laufe des Sommers be-
willigte die Treuhand der PDS einen Kredit in
Ho6he von 5,45 Mio. DM, der aus dem Altvermo-
gen stammt, aber bis Jahresende aus den Eigen-
mitteln der Partei (den Mitgliedsbeitriigen) getilgt
werden muB. Dieser Kredit erlaubt der PDS zu
iiberleben, verhindert aber, daB die Partei ihre so-
zialen Verpflichtungen einlést, so zum Beispiel die
Zahlungen an ihre ehemaligen Mitarbeiter. Die
Partei steht am Rande des Konkurses und miifite,
falls die Zahlungsunfihigkeit festgestellt wiirde,
sich auflésen.

Die PDS hatte zwar versucht, die Krise offensiv
anzugehen und aus diesem Grund im Juni 1991 be-
schlossen, ab 1. Januar 1992 auf Eigenfinanzierung
zu gehen. Um ihr finanzielles Gleichgewicht wie-
der zu erlangen, entschied sie iiber eine weitere
Reduzierung ihres hauptamtlichen Apparats um
ca. 1000 Mitarbeiter. Insgesamt sollte fiir das ge-
samte Bundesgebiet die Anzahl der hauptamtli-
chen Mitarbeiter auf 200 gesenkt werden. Im zen-
tralen Parteiapparat werden ab 1992 nur noch 50
Hauptamtliche verbleiben. Der anlidBlich der drit-
ten Tagung des 2.Parteitages neu zu wihlende
Parteivorstand wird noch die genaue Zahl der Mit-
arbeiter zu bestimmen haben, die eingestellt wer-

den sollen. Wegen juristischer Griinde wurden bis
auf 22 technische Beschiftigte im Parteivorstand
alle Mitarbeiter im Parteivorstand und alle Haupt-
amtlichen in den westlichen Bundeslindern zum
31. Dezember 1991 gekiindigt. Der Zusammen-
bruch des Parteiapparats beschrinkt natiirlich die
politische Einsatzfihigkeit der PDS und verstiirkt
damit die Orientierungslosigkeit und psychologi-
sche Krise ihrer Basis.

Die Malinahmen der Treuhand hatten letztendlich
die PDS im wahrsten Sinne des Wortes finanziell
erwiirgt: Sie war gezwungen, nicht nur ihren
hauptamtlichen Mitarbeiterstab zu kiirzen, son-
dern auch noch regionale Niederlassungen zu
schlieBen, die Auflagen ihrer Presse einzuschriin-
ken und die Schulungsmdoglichkeiten fiir ihre Mit-
glieder teilweise stillzulegen, Hinzu kommt noch
das Damokles-Schwert, das iber ihrer Tageszei-
tung, dem Neuen Deutschland, hingt.

In den neuen Bundeslindern schreitet die Abnut-
zung der Mitgliedschaft regionalbedingt sehr
unterschiedlich voran, hat aber inzwischen die Pro-
pagandamoglichkeiten ,einer flichendeckenden
Partei* endgiiltig zerstort. Ein Kommunikations-
defizit zwischen den Fithrungsstrukturen auf Bun-
des- und Landesbene mit der Parteibasis sowie der
Mangel an jungen Anhiingern schriinken die Mobi-
lisierungsmoglichkeiten der PDS immer weiter ein.

Die Krise der PDS duliert sich auch auf anderen
Ebenen. Die Formel, die das am emnprigsamsten
wiedergibt, stammt vom Neuen Forum, die das
Wesen der PDS noch am besten beschrieben hat.
Fiir das Neue Forum ist ,.die PDS die Partei der
Schuldigen, die Partei der Schieber und die Partei
der Stasi”, und diese Kurzbezeichnung hat nichts
von ihrer Aktualitit verloren.

Beziiglich der Stasi hatte die PDS auf der zweiten
Tagung des 2. Parteitages im Juni 1991 einen Be-
schluB zum Umgang mit der MfS-Problematik an-
genommen. Dieser Beschlul schien im Sinne emner
ehrlichen Auseinandersetzung mit diesem Kapitel
der DDR-Geschichte zu sein. Die angepriesenen
MabBnahmen sollten, in der Theorie, zu einer wis-
senschaftlichen Aufarbeitung der Geschichte fiih-
ren. Die PDS sah Tagungen und Arbeitsgruppen
vor und organisierte eine erste Tagung Ende Okto-
ber 1991. Der Hauptredner des Zusammentreffens
war der brandenburgische Landtagsabgeordnete
Michael Schumann, der fiir die PDS seit Dezember
1989 eine wichtige Werberolle spiclte, weil er sich
zum Anwalt der Vergangenheitsbewiltigung ge-
macht hatte®®. Er hielt ein schlechtes Plidoyer
iiber den Begriff der begrenzten Schuldfihigkeit
von ehemaligen offiziellen oder freien Stasi-Mitar-

20 Vgl. PDS-Tagung zu SED, MIS und Grundlagen der Re-
pression: Frage nach Schuld und Siihne .ist die Frage nach
uns selbst®, in: Neues Deutschland vom 21, 10. 1991,
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beitern. Einige Tage spiter wurde er selbst als ehe-
maliger inoffizieller Stasi-Mitarbeiter entlarvt und
weigerte sich anfangs, seine Abgeordnetenimmu-
nitdt aufzugeben, obwohl Kollegen aus der PDS-
Fraktion es ihm rieten. Dieser Fall erscheint ty-
pisch fiir die Doppelziingigkeit der PDS.

Die PDS hatte auf dem Parteitag und unter dem
Druck einer Delegiertenminderheit (die erkannt
hatte, daB die Partei eine Selbstmordlésung ge-
wihlt hatte, weil sie nicht den Mut aufbrachte, die-
sem Problem gerecht zu werden), eine Regelung
fiir ehemalige MfS-Angehérige in Partei- oder Par-
lamentsfunktionen angenommen. Diese wurden
aufgefordert, ihre MIS-Tatigkeit gegeniiber den
Vorstiinden oder Gremien, in denen sie tiitig sind,
offenzulegen. Diese Gremien sollten die Art des
Engagements der betreffenden Person einschidtzen
und ihre Meinung iiber den Verbleib oder das Aus-
scheiden iiuBern. Der Parteivorstand wurde ver-
pflichtet, Kriterien fiir diese Fille auszuarbeiten,
damit die Vorstinde und Gremien iiber ein Bewer-
tungsraster verfiigen konnten. Die Kriterien fiir
die Bewertung der MfS-Titigkeiten wurden nicht
besprochen, die Arbeitsgruppen bei den Vorstéin-
den existierten und existieren immer noch nicht,
und die Vertrauenspersonen, an die sich die che-
maligen MfS-Angehorigen wenden kénnen, wur-
den nirgends benannt. Es handelt sich um eine
willkiirliche Entscheidung der PDS-Fiithrung, die
sich dessen bewubBt ist, dall diese Frage nie direkt
und offen angegangen wurde, wie das Beispiel des
Bezirks Berlin zeigt, wo ein Viertel der Mitglieder
ehemalige offizielle Stasi-Mitarbeiter waren. Auch
wenn der Landesverband Berlin einen besonders
krassen Fall darstellt, so bleibt doch die GewiBheit
bestehen, daB in allen PDS-Fraktionen in den
neuen Bundeslindern sowie auf allen administrati-
ven Landesbenen, in allen Vorstinden und auch
im Hauptapparat, ehemalige Stasi-Mitarbeiter ti-
tig sind.

Drei Fille konnen wir als Beispiel auffithren:
Wolfram Adolphi, Berliner Landesvorsitzender,
Jutta Braband, die erste Bundestagsabgeordnete,
die sich zu ihrer MfS-Vergangenheit bekannt hat,
und der Berliner Abgeordnete Dirk Schneider, ein
EinfluBagent der Stasi bei den Berliner Griinen
und Alternativen. Auf einer panz anderen Ebene
des Apparates, bei den fritheren ca. 9000 bis
10000 Kommunalabgeordneten der PDS, hatten

die Riicktritte wegen der Stasi-Vergangenheit so

zugenommen, dall die Nachriicklisten oft erschopft
sind. Die PDS-Strategie ab November 1991 war
klar: Die Inkraftsetzung der Stasi-Gesetze abwar-
ten und dabei hoffen, dall zu der Zeit alle belasten-
den Unterlagen endgiiltig beseitigt sein werden.

Die PDS opfert mit dieser Einstellung — um ihr
Uberleben zu sichern — jegliche wahre Demokrati-
sierung und Offenheit, Das Organisatorische
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wurde Trumpf und verwies auf einen Ausspruch
von Modrow: ,Deshalb bedeutet Erneuerung der
PDS vor allem die Profilierung als neue Partei.”
Die Verpackung der SED veriinderte sich, ihr anti-
demokratischer Inhalt aber blieb,

Im Zentrum des Parteiapparates verstirkte die
PDS antidemokratische Verhaltensschemata ge-
geniiber ihren Mitgliedern, wie die Krise der PDS-
Gruppe im Bundestag beweist. Der Fall Jutta Bra-
band stiirzte die Abgeordnetengruppe der PDS/
Linke Liste in eine tiefe Krisenstimmung, insbe-
sondere nachdem Gregor Gysi es geschafft hatte,
die anderen PDS-Abgeordneten dazu zu bringen,
nicht ihren Ricktritt zu verlangen. Die Riicktritts-
erkldrung von Bernd Henn (PDS-Bundestagsabge-
ordneter), die kurze Zeit spiter erfolgte, war ein
Indiz dafiir, daB das Unbehagen viel tiefer saB und
schwerwiegender war als angenommen: Es exi-
stierte eine Gruppe G 10, die die gemiBigte Mehr-
heit der Fraktion umfaBte und die gegriindet wor-
den war, damit die Fraktionsmehrheit die Argu-
mente oder Beitriige der Minderheit nicht mehr zu
diskutieren braucht und dieser keine Mioglichkeit
geboten wird, Gegenvorschlige aufzusetzen®'. Es
gibt zahlreiche Beispiele fiir die Konfrontations-
punkte dieser beiden Tendenzen, aber auch zwi-
schen einzelnen PDS-Abgeordneten: die Diskus-
sion um den § 218 (fiir und gegen die ersatzlose
Streichung des Paragraphen), die Diskussion um
die Europapolitik, die Frage der Asylpolitik (eine
Mehrheit fiir offene Grenzen und eine Minderheit
fiir ein Quotierungsmodell), die neue Verfassung,
die Diskussion um den Krieg in Jugoslawien (fiir
und gegen den Erhalt des jugoslawischen Staates),
die Beurteilung der Entwicklung in der Sowjet-
union und selbstverstiindlich die Frage der Be-
handlung der Stasi-Vergangenheit. Bei jedem
Punkt wurde die Zersplitterung der PDS deutlich,
sie blieb aber nicht immer im Schema Minderheit
gegen Mehrheit gefangen. Je nach Thema konsti-
tuierte sich eine neue Mehrheit. Dieses Phinomen
konnte aber nur zu einem einzigen Ergebnis fiih-
ren: Die PDS-Gruppe lihmte sich selbst; diesen
Mechanismus finden wir bei den Landesverbéinden
wieder.

Im Zentrum des Parteiapparates hat sich inzwi-
schen eine Opposition formiert unter der Bezeich-
nung ,.Stromung* und sogar einen fraktionsartigen
Charakter angenommen. Diese Opposition ver-
eimgt zahlreiche Fiithrungspersonlichkeiten und
aktive Mitglieder aus der Frithphase der SED/
PDS. Es handelt sich um eine aktive Oppositions-

21 Die Arbeitsgemeinschaft bestand aus 10 Mitgliedern:
Dagmar Enkelmann, Bernd Henn, Ursula Fischer, Uwe-Jens
Heuver, Barbara Holl, Dietmar Keller, Angela Stachowa,
Gerd Riege, Fritz Schumann, Ilja Seifert. Die Fundamentali-
sten waren: Andrea Lederer, Ulla Jelpke, Petra Bliss, Jutta
Braband und Ulnich Briefs. Im Zentrum fand man Hans Mo-
drow und Gregor Gysi.



bewegung innerhalb des Prisidiums und des Par-
teivorstandes, die meint, daB die Erneuerung der
PDS gescheitert ist. Die mehrheitliche Fiihrung
der PDS versammelt sich um die Troika Gysi-Mo-
drow-Brie und will zum niichsten Parteitag die Ge-
legenheit ergreifen, einerseits die Prasenz der
Westler zu beschriinken und andererseits diec Sym-
pathisanten der Stromung von den Fithrungsorga-
nen der Partei auszuschalten.

Gysi ist inzwischen nicht mehr die Integrationsfi-
gur der Partei, die jederzeit eine allgemeine Zu-
stimmung hinter sich sammeln kann. So ist zum
Beispiel die Mehrheit der AG Junge Genosslnnen,

die frither zu den profiliertesten Kriiften der PDS
gehorte, offen zur internen Opposition iibergelau-
fen. Die PDS, die von der lihmenden ,,DDR-Nos-
talgie“-Stimmung ihrer iberalterten Mitglieder-
struktur beherrscht wird, ist endgiiltig an ihrem im-
mer wieder bekriftigten Vorsatz gescheitert, eine
interne Erneuerung durchzufiihren und hat somit
auch ihre Integrationsbestrebungen innerhalb des
demokratischen politischen Systems verspielt. Als
iiberalterter, regionaler Partei bleiben der PDS
nur noch Riickzugsgefechte in einer Gesellschaft,
fiir die sie zu einem Fremdkorper geworden ist.
Der Untergang dieser Partei scheint kurzfristig un-
vermeidbar.
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Werner A. Perger: Die CDU
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/92 §.3-9

Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten kommt auch fiir die CDU die .Stunde der Wahrheit®.
Di¢ Partei befindet sich in einer tiefen Krise; sie ist langweilig geworden. Die CDU hat sich von einer
Volkspartei mit Fithrungsanspruch zu einem Kanzlerclub als Machterhaltungsagentur gewandelt.

Die Probleme, denen sich die CDU gegeniibersieht, sind vielschichtiger Natur. Die West-CDU ist iiberal-
tert. Fiir deren Verjiingung stellt der Kanzler eine Erblast dar. Die ,Blockis* der Ost-CDU werden die
Partei noch lange beschiftigen. Durch den Beitritt der ehemaligen DDR zum Grundgesetz hat es einen
erheblichen Siikularisierungsschub gegeben. Die Auswirkungen von elf Millionen ,postsozialistischen
Atheisten” sind noch nicht abzusehen. Die CDU braucht angesichts der dramatischen Verinderungen in
der politischen Kultur Deutschlands eine Besinnung auf thre Wertvorstellungen, vielleicht auch eine Neu-
'UI'J';'!I]HEI'UI}E,.

Eckhard Fuhr: Die SPD: Last der Vergangenheit und neuer Realismus
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/92, S. 10-13

Der Beitrag behandelt die Entwicklung der SPD seit 1989, Der Generationenwechsel in der Partei ist weit-
gehend abgeschlossen, Mit Engholm und Klose haben sich Persénlichkeiten durchgesetzt, die Bodenhaf-
tung haben und nicht angegriint sind. Sie reprisentieren nicht wie Lafontaine die ,neue SPD*, sondern
stehen fiir Realismus in der Politik. Sie milssen die Scharte auswetzen, die der SPD durch ihre provinzielle
Haltung im Wiedervereinigungsjahr durch ihren Kanzlerkandidaten geschlagen worden ist, Die SFD muB
erst noch mental den Epochenwechsel, den das Jahr 1989 markiert, verarbeiten, Der dafiir noiwendige
Realismus setzt sich aber nur langsam durch.

Hans Vorlinder: Die FDP nach der deutschen Vereinigung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/92, S. 14-20

Die im August 1990 erfolgte Vereinigung von FDP/West mit den Parteien aus der ehemaligen DDR, mit
den alten Blockparteien Liberal-Demokratische Partei (LDPD) und Nationaldemokratische Partei (NDPD)
sowie den nach der ,Wende* erfolgten Neugriindungen, FDP in der DDR und Deutsche Forumpartei, hat
die alte FDP veriindert. Allerdings ist die Richtung der Verinderung bisher kaum erkennbar. Dies machte
auch der Parteitag der gesamtdeutschen FDP im thiiringischen Suhl im November 1991 deutlich.

Scheint das Ende der . Lambsdorfl-Partei” eingeliutet worden zu sein, wurde die Filhrungsfrage bis 1993
vertagt, was Raum fiir lang anhaltende Diadochenkdmpfe gibt, die die Energien der Partei bindet. Gleich-
zeitig wurden Belastungen aus dem innerparteilichen VereinigungsprozeB deutlich, die darauf hindeuten,
dal} die Verwerfungen zwischen , Wessis* und ,,Ossis" gréber sind, als dies der von funktionalen und organi-
satorischen Imperativen bestimmte Vereinigungskurs von Parteiflihrung und Parteimanagement glauben
machen konnte. Programmatisch bedeutete der Suhler Parteitag die Riickkehr zu alten wirtschafisliberalen
Besitzstinden. Die FDP befindet sich vorerst noch in einem ProzeB der inneren Neukonstituierung. Der
Weg von einem Parteienverbund zu einer integrierten gesamtdeutschen FDP wird iber eine personelle und
politisch-programmatische Erneuerung fiihren miissen,

Hans-Jiirgen Leersch: Die CSU: eine neue Form der Bayernpartei?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/92, 8.21-28

Die CSU baut ab, chne aber ins Bodénlose zu fallen. Seit dem Tode ihres langjihrigen Vorsitzenden Franz
Josef StrauB 1988 und der deutschen Einheit im Jahre 1990 hat die Partei an Gewicht in der Bundespolitik
verloren. Die mehrfach gefilhrien ergebnislosen Ausdehnungsdiskussionen und die gescheiterte Ost-Expe-
dition unter dem Namen DSU waren verzweifelte Versuche, den bundesweiten Anspruch® diber die deut-
sche Einheit hinwegzuretten. Der Parteivorsitzende Theo Waigel ist (iberlastet und durch die Stevererhd-
hungspolitik der Bonner Koalition belastet. Die landesviterliche Leitfigur, Ministerpriisident Max Streibl,
stellte sich durch eine Reihe von irrefiihrenden AuBerungen selbst in Zweifel. Ob Kreuther Klausurtagun-
gen oder Spitzengespriche mit dem Bundeskanzler Helmut Kohl in Irsee: Nicht nur die CDU sucht nach
ciner neuen Strategie. Spitestens seit dem letzten Parteitag im November 1991 in Miinchen ist aber klar.
daB die CSU die unter StrauB gerne gespiclte Rolle, Integrationsfaktor und Beruhigungspille der deutschen
Konservativen auch aulerhalb Bayems zu sein, aufgegeben hat.



Antje Vollmer/Wolfgang Templin/Werner Schulz: Griine und Biindnis 90
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/92, §.29-34

Der Beitrag gibt einen Zustandsbericht der Griinen und des Biindnis 90 und zeigt Wege auf, wie es zu einem
ZusammenschluB und einer Neugriindung beider Parteien kommen kann. Dabei muB jedoch Platz sein fir
neue Ideen und die geistige Freiheit von Individuen. Grine und Bilrgerbewegung kisnnen sich als Vorden-
ker und Organisatoren der politischen Ideen des niichsten Jahrhunderts finden, die Befiirworter nicht mehr
nach dem alten Rechis-Links-Schema und auch iiber den nationalen Rahmen hinaus suchen.

Patrick Moreau: Die PDS: eine postkommunistische Partei
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/92, S. 35-44

Die PDS ist, denkt und handelt wie eine modernisierte kommunistische Partei, die in ihre antikapitalistische
Strategie den Untergang des real existierenden Sozialismus integriert hat, so die Hauptthese dieses Beitra-
ges. Obwohl der Parteivorsitzende Gregor Gysi der Partei ein demokratisches Mintelchen umhiingen will,
verfahrt sie innerparteilich nach den Methoden der SED einer umfassenden Machtkonzentration innerhalb
einer kleinen Fithrungsgruppe, Die Mehrzahl ihrer Anhéinger, die sich geistig nicht an die neue demokrati-
sche Ordnung der Bundesrepublik anpassen kénnen, sind ehemalige SED-Mitglieder. Die Partei ist {iberal-
tert. Es gelingt ihr nur sehr begrenzt, junge Menschen zum Parteieintritt zu motivieren. Die Ausdehnung
auf die alten Bundesliinder ist gescheitert. Diese Partei ist trotz anderslautender Beteuerungen antidemo-
kratisch und mit dem totalitiren Erbe der alten SED belastet, Der Untergang dieser Partei scheint unver-
meidbar.



	Impressum
	Die CDU
	Lethargie: Krise der West-Partei 
	Vergangenheit: Problem der Ost-Partei 
	Atheismus: Die Sorge der Gesamtpartei 
	Grundsatzdebatte: Hoffnung der Gesamtpartei 
	Republikanische Erneuerung: Chance der Gesamtpart

	Die SPD: Last der Vergangenheit und neuer Realism
	Die FDP nach der deutschen Vereinigung
	I. Der Parteitag in Suhl 
	II. Die FDP auf der Suche nach einer neuen Führun
	 
	III. Vereint und doch verschieden? Friktionen der
	IV. An den Grenzen der Wirtschaftspartei 

	Die CSU: eine neue Form der Bayempartei?
	II. Die Harmonie bekommt erste Kratzer 
	III. Der Geist von Kreuth kehrt zurück 
	IV. Waigel wird nationaler 
	V. Die Mauer fällt und wieder Kreuth 
	VI. Der Kompromiß: Die DSU 
	VII. Gemeinsam bergab 
	VIII. Der Irrtum von Irsee 
	IX. Nur ein Landesverband der CDU? 
	X. Alles hin oder: Freiheit statt Sozialismus 

	Grüne und Bündnis 90
	I. Metamorphose der Grünen* 
	II. Bündnis 90 als politische Bürgerbewegung: Fuß

	Die PDS: eine postkommunistische Partei

